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2023/39

Starke Rechtsstaatlichkeit in
Krisenzeiten gefordert!

D ie Anwaltschaft ist wie die gesamte Bevölkerung 2023
weiterhin mit diversen Krisen und deren Nachwir-

kungen konfrontiert. Wir alle sind diese Krisen mehr als
leid. Die österreichischen Rechtsanwältinnen und Rechts-
anwälte standen und stehen ihren Mandantinnen und Man-
danten dennoch mit Zuversicht, unumwundenem Einsatz
und ihrer Sachkunde unter sehr erschwerten Bedingungen
zur Seite. Wann und wie eine neue „Normalität“ gelingt, ist
bei Verfassung des Editorials leider nicht absehbar. Erst
jüngst wurden im Bereich der Justiz bestimmte COVID-
19-Maßnahmen verlängert. Die Bewertung der politischen
Krisenmaßnahmen, sei es auf europäischer Ebene oder im
nationalen Bereich, als Voraussetzung dafür, welche Lehren
für die Zukunft gelten, steht noch aus. Fest steht: Nicht im-
mer war „gut gemeint“ auch „gut gemacht“ oder verhältnis-
mäßig – zahllose beim VfGH anhängige Beschwerden zeu-
gen davon. Der ÖRAK musste mehrfach gegen Mängel in-
klusive gegen Diskriminierungen zu Lasten der Anwalt-
schaft ankämpfen.

Rechtsstaatlichkeit ist iSd Art 2 EUV ein Grundwert, der
in allen Mitgliedstaaten einer Gesellschaft gemeinsam ist,
die sich durch Pluralismus, Nichtdiskriminierung, Tole-
ranz, Gerechtigkeit und Solidarität auszeichnet. Zu Recht
muss Fehlentwicklungen, insb in einigen Ländern, entge-
gengewirkt werden, sei es mittels des EuGH oder monetärer
Maßnahmen. Zum jährlichen Rechtsstaatlichkeitsbericht
der Europäischen Kommission trägt der ÖRAK über sein
Büro Brüssel auf Basis der Beobachtungen der österreichi-
schen Anwaltschaft bei. Die „Fieberkurve“ des ÖRAK ist ein
eigenständiges (Vorläufer-)Projekt. Es kommt leider nicht
von ungefähr, dass der Europarat an einem Projekt einer
verbindlichen Konvention zum Schutz der Rechtsanwältin-
nen und Rechtsanwälte arbeitet.

Österreich hat ein vergleichbar hohes Niveau an Rechts-
staatlichkeit. Dennoch: Eine Krise darf nicht zu Vernachläs-
sigung oder schleichender Reduzierung von Justizgewäh-
rungsrechten führen. Politisch bedingter Stillstand führt zu
zunehmendem Vertrauensverlust der Bevölkerung in die

Funktion wichtiger
rechtsstaatlicher In-
stitutionen – oft be-
feuert durch schlag-
zeilenlüstern orien-
tierte Medien.

Viele Baustellen
harren der Erledi-
gung. Um nur einige
zu nennen: inakzep-
tabel hohe Kosten
des Zugangs zu Ge-
richt (Gerichtsge-
bühren), Dauer von
(gewissen) Verfah-
ren, Herstellung einer Waffengleichheit bei der Rechtever-
teidigung und des Schutzes von Persönlichkeitsrechten in
strafrechtlichen (Ermittlungs-)Verfahren, einschließlich ei-
nes adäquaten Kostenersatzes bei Freispruch, fortschreiten-
de Digitalisierung unter Einbindung der Anwaltschaft,
Fragen des Einsatzes Künstlicher Intelligenz in der Justiz,
verbesserte Transparenz, Verhinderung systemischer Un-
terminierung der Grundwerte der Anwaltschaft. Die öster-
reichischen Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte werden
sich auch 2023 dafür einsetzen!

MARCELLA PRUNBAUER-GLASER
Vizepräsidentin des Österreichischen Rechtsanwaltskam-
mertages (ÖRAK)
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SILVANA ASEN (SA)
ÖRAK, Juristischer
Dienst

ALEXANDER
DITTENBERGER (AD)
ÖRAK, Juristischer
Dienst

URSULA KOCH (UK)
ÖRAK, Genereal-
sekretär-Stellvertreterin

Betriebsunterbrechungsversicherung
Wiener Städtische
Zwischen dem ÖRAK und der Wiener Städtischen Versi-
cherung AG wurde eine neue Rahmenvereinbarung für eine
Betriebsunterbrechungsversicherung abgeschlossen. Die
Rahmenvereinbarung finden Sie im Mitgliederbereich unter
www.rechtsanwaelte.at unter dem Menüpunkt Versor-
gungseinrichtungen / Betriebsunterbrechungsversicherung.
Für weitere Fragen und Details wenden Sie sich bitte direkt
an Ihren Versicherungsmakler oder an die Wiener Städti-
sche Versicherung AG.

UK

Supranationale Risikobewertung der
Europäischen Kommission
Die Europäische Kommission setzt sich in der dritten Aus-
gabe der supranationalen Risikobewertung ua mit den im
Bereich der rechtsberatenden Berufe bestehenden Geldwä-
sche- und Terrorismusfinanzierungsrisiken auseinander.
Die supranationale Risikobewertung der Kommission be-
steht aus dem Bericht und einer ausführlichen Arbeitsun-
terlage der Kommissionsdienststellen, die zusammen eine
umfassende Darstellung der Risiken in allen relevanten Be-
reichen sowie die erforderlichen Empfehlungen zu ihrer Be-
kämpfung enthalten. Die Ergebnisse der Analyse sind von
der einzelnen Rechtsanwältin und vom einzelnen Rechtsan-
walt gem § 8a Abs 2 Satz 2 RAO im Rahmen der von ihr
bzw ihm zu entwickelnden Strategien, Kontrollen und Ver-
fahren zur wirksamen Minderung und Steuerung der ua auf
Unionsebene ermittelten Risiken von Geldwäscherei und
Terrorismusfinanzierung zu beachten und zu berücksichti-
gen. Die Arbeitsunterlage setzt sich auf S 194 ff mit den
„services from notaries and other independent legal profes-
sionals“ auseinander, wobei für den Bereich der Rechtsan-
waltschaft sowohl Bedrohungs- als auch der Anfälligkeits-
grad iZm Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung mit
„significant“ bewertet werden. Den Bericht sowie die Ar-
beitsunterlage finden Sie im ÖRAK-Mitgliederbereich unter
Informationen / Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung.

AD

Beschluss der Steiermärkischen
Rechtsanwaltskammer
Vom Ausschuss der Steiermärkischen Rechtsanwaltskam-
mer wird gem § 70 Abs 1 DSt angezeigt, dass über Dr. Sa-
bine Christine Maria Deutsch, Rechtsanwältin, Krennach 41,
8312 Riegersburg, in der Sitzung des Disziplinarrates vom
7. 12. 2022 zu D 24/21, D 60/22, D 61/22, D 71/22 die einst-
weilige Maßnahme der vorläufigen Untersagung der Aus-
übung der Rechtsanwaltschaft verhängt worden ist. Zum
Kammerkommissär wird RA Hon.-Prof. Dr. Axel Recken-
zaun, MBL, Annenstraße 10/1, 8020 Graz, bestellt.

Tarifanpassung – Vertreterversammlung
des ÖRAK beschließt Änderung der AHK
Seit nunmehr fast zwei Jahren fordert der ÖRAK eine An-
passung des Rechtsanwaltstarifs gem § 25 RATG. Die letzte
Anpassung erfolgte 2015 mit Wirksamkeit 1. 1. 2016. Der
Wertverlust aufgrund der seither eingetretenen Inflation
beträgt inzwischen mehr als 25%.

Schon im April 2021 – damals war bereits ein mehr als
10%iger Wertverlust eingetreten – hatte der ÖRAK einen
Antrag auf Zuschlagsfestsetzung bei der Bundesministerin
für Justiz eingebracht, der bislang allerdings – trotz mehr-
facher Urgenzen – unerledigt geblieben ist.

Zuletzt hat die Vertreterversammlung des ÖRAK im
September 2022 in einer Resolution an die Bundesministe-
rin für Justiz festgehalten, dass eine Zuschlagsfestsetzung
unverzüglich zu erfolgen hat und als erste Protestmaßnah-
me die kostenlose Erste Anwaltliche Auskunft der Rechts-
anwaltskammern mit 26. 9. 2022 ausgesetzt.

Wie bereits im Infom@il 27/2022 angekündigt, hat der
ÖRAK für 20. 1. 2023 eine außerordentliche Vertreterver-
sammlung zur Änderung der Allgemeinen Honorarkrite-
rien (AHK) anberaumt. In diesem weiteren Schritt haben
die Delegierten des ÖRAK eine Änderung der AHK be-
schlossen, wonach ein Zuschlag in Höhe der seit dem In-
krafttreten der letzten Zuschlagsverordnung eingetretenen
Inflation als angemessen betrachtet werden kann. Die Än-
derungen treten mit 15. 3. 2023 in Kraft.

Die AHK stellen eine gutachterliche Stellungnahme über
die Angemessenheit des rechtsanwaltlichen Honorars gem
§ 1052 ABGB dar. Gemäß §§ 6 bzw 10 AHK kann die Be-
rechnung des Honorars unter sinngemäßer Anwendung des
RATG erfolgen.

Gemäß § 25 RATG hat die Bundesministerin für Justiz
eine Zuschlagsverordnung zu erlassen, wenn sich die wirt-
schaftlichen Verhältnisse ändern. Mangels gesetzlichen Au-
tomatismus (im Gegensatz zur automatischen Anpassung
des § 31a Abs 1 GGG) ist die Situation eingetreten, dass
trotz massiver Änderung der wirtschaftlichen Verhältnisse
und trotz der Verpflichtung gem § 25 RATG bislang keine
Zuschlagsverordnung erlassen wurde und so letztendlich
die Ansätze des RATG nicht mehr als angemessen betrach-
tet werden können.

Um diesem Zustand entgegenzuwirken, wurde für den
gesamten Bereich der AHK (für die Teile 2 und 4 im § 6
und für den Teil 3 im § 10) ein automatischer Zuschlag
bei Überschreitung einer 5%-Schwelle gegenüber der letzten
Zuschlagsverordnung eingefügt.

Der jeweils gültige Zuschlag wird auf der Homepage des
ÖRAK veröffentlicht werden.

Die Rechtsanwaltschaft fordert darüber hinaus weiter-
hin die sofortige Wiederherstellung des gesetzmäßigen
Zustands durch Erlass einer Zuschlagsverordnung gemäß
§ 25 RATG.

SA
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Kundmachung des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages
1. Beschluss der Vertreterversammlung, mit dem die
AHK geändert werden

Die Vertreterversammlung hat beschlossen:
Die AHK, kundgemacht am 30. 6. 2021 auf der Home-

page des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages, wer-
den wie folgt geändert:

1. Im Inhaltsverzeichnis wird angefügt:
„5. Teil
Schlussbestimmungen
§ 20. Inkrafttreten“
2. § 6 wird wie folgt geändert:
a. Abs. 1 lautet:
„(1) Die Berechnung des Honorars im gesamten Anwen-

dungsbereich des 2. und 4. Teiles kann unter sinngemäßer
Anwendung des RATG in seiner jeweiligen Fassung nach
Maßgabe des Absatzes 3 erfolgen, insbesondere durch An-
wendung der Bestimmungen über den Einheitssatz und der
TP 1 bis 3 und 5 bis 9 RATG.“

b. Nach Abs. 2 werden folgende Abs. 3 bis 5 angefügt:
„(3) Sobald und soweit sich der von der Bundesanstalt Sta-

tistik Österreich verlautbarte Verbraucherpreisindex 2015
oder der an seine Stelle tretende Index gegenüber der für
den Monat der zuletzt in Kraft getretenen Verordnung ge-
mäß § 25 RATG bzw in der Folge gegenüber der der letzten
Änderung zugrunde gelegten Indexzahl um mehr als 5 vH
geändert hat, kann ab dem 01.01. des Folgejahres nach dieser
Änderung die Entlohnung als angemessen betrachtet werden,
die sich aus der nach sinngemäßer Anwendung des RATG
errechneten Gesamtentlohnung des Rechtsanwaltes (feste Be-
träge des RATG zuzüglich Einheitssatz nach § 23 RATG,
Streitgenossenzuschlag nach § 15 RATG, ERV-Zuschlag
nach § 23a RATG und Verbindungsgebühr nach Anm zu
TP 3 RATG, jeweils falls anwendbar) zuzüglich eines Zu-
schlags, der der Änderung zwischen der für den Monat der
zuletzt in Kraft getretenen Verordnung gemäß § 25 RATG
bzw in der Folge gegenüber der der letzten Änderung zugrun-
de gelegten Indexzahl und dem Oktoberindex des Vorjahres
entspricht, ergibt. Der so berechnete Zuschlag kann auf die
nächsten vollen 10 Cent kaufmännisch gerundet werden.

(4) Die erstmalige Ermittlung des Zuschlages nach Abs 3
erfolgt auf Basis der für den Jänner 2016 verlautbarten In-
dexzahl im Vergleich zu der für den Jänner 2023 veröffent-
lichten Indexzahl und kann für die Berechnung des Hono-
rars für ab dem 15. 03. 2023 erbrachte Leistungen angewen-
det werden.

(5) Die Höhe eines Zuschlags nach Abs 3 inklusive des
Geltungszeitraums ist im Internet auf der Homepage des
Österreichischen Rechtsanwaltskammertages (www.rechts-
anwaelte.at) dauerhaft bereitzustellen.“

3. § 10 Abs. 1 lautet:
„§ 10 (1) Für Leistungen des Rechtsanwalts in offiziosen

Strafsachen wegen gerichtlich strafbarer Handlungen, die

nicht in § 9 erwähnt sind, sind die Honoraransätze der
TP 1 bis 3 und TP 5 bis 9 RATG zuzüglich eines Zuschlages
gemäß § 6 Abs 3 unter Zugrundelegung folgender Bemes-
sungsgrundlagen angemessen:“

4. Nach § 19 wird der folgende 5. Teil samt Überschrift
eingefügt:

„5. Teil Schlussbestimmungen
Inkrafttreten
§ 20. § 6 Abs 1 und Abs 3 bis 5 sowie § 10 Abs 1 in der

Fassung des Beschlusses Nr 1/2023 treten mit 15. 03. 2023
in Kraft.“

Kundgemacht auf der Homepage des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages (www.rechtsanwaelte.at) am
23. 1. 2023.

DER ÖSTERREICHISCHE RECHTSANWALTS-
KAMMERTAG

Dr. Armenak Utudjian
Präsident
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Diese Ausgabe von
„Recht kurz & bündig“
entstand unter
Mitwirkung von

ULLRICH SAURER (US)
Rechtsanwalt

MANFRED
AINEDTER (MA)
Rechtsanwalt

FRANZ GALLA (FG)
Rechtsanwalt

§ 39 Abs 4, § 52 GmbHG; § 153 AktG

2023/40

Zum Stimmverbot; zur Bezugsrechtsfrist bei
Kapitalerhöhungen
1. Das Stimmverbot nach § 39 Abs 4 GmbHG tritt nicht
(nur) und erst dann ein, wenn eine juristische Person als
Gesellschafter von dem vom Stimmverbot ausgeschlossenen
Gesellschafter vollständig beherrscht wird, sondern schon
dann, wenn eine von der Interessenkollision ungetrübte
Stimmabgabe nicht zu erwarten ist.
2. Mangels einer anderweitigen Festsetzung im Gesell-
schaftsvertrag oder im Erhöhungsbeschluss steht gem § 52
Abs 2 GmbHG den bisherigen Gesellschaftern einer GmbH
binnen vier Wochen vom Tage der Beschlussfassung an ein
Vorrecht zur Übernahme der neuen Stammeinlagen nach
dem Verhältnis der bisherigen Stammeinlagen untereinan-
der zu. Für die Ausübung des Bezugsrechts der Aktionäre
ist gem § 153 Abs 1 Satz 2 AktG eine Frist von mindestens
zwei Wochen zu bestimmen.
3. Anders als im GmbH-Recht, wo die vierwöchige Frist für
die Ausübung des Bezugsrechts dispositiv ist und daher be-
liebig verlängert oder verkürzt werden kann, sieht das Ak-
tienrecht zwingend eine Mindestfrist von zwei Wochen vor.
4. Nach einhelliger Ansicht im Schrifttum ist wegen des
Fehlens aktienrechtlicher Besonderheiten die zweiwöchige
Frist nach § 153 Abs 1 Satz 2 AktG im GmbH-Recht jedoch
analog anzuwenden. Dieser hA ist aus dem genannten
Grund – keine aktienrechtliche Besonderheit – zu folgen.
Der vereinzelten Ansicht, in besonders gelagerten Fällen er-
scheine bei personalistisch ausgeprägter Gesellschaftsstruk-
tur im GmbH-Recht eine Verkürzung der Überlegungs-
und Entscheidungsfrist auch unter zwei Wochen denkbar,
kann nicht zugestimmt werden. Denn auch eine Aktienge-
sellschaft – etwa eine Familien-AG – kann personalistisch
ausgeprägt sein. Trotzdem schreibt das AktG die zweiwö-
chige Mindestfrist auch in solchen Fällen vor.
OGH 17. 10. 2022, 6 Ob 183/22p JusGuide 2022/48/
20598. US

§§ 10, 10a MarkSchG

2023/41

Zu identen Familiennamen als Wortmarke
1. Gem § 10 Abs 1 MarkSchG gewährt die eingetragene
Marke vorbehaltlich der Wahrung älterer Rechte ihrem In-
haber das ausschließliche Recht, Dritten zu verbieten, ohne
seine Zustimmung im geschäftlichen Verkehr 1. ein mit der
Marke gleiches Zeichen für Waren oder Dienstleistungen zu
benutzen (§ 10a MarkSchG), das mit denjenigen gleich ist,
für die die Marke eingetragen ist; 2. ein mit der Marke glei-
ches oder ähnliches Zeichen für gleiche oder ähnliche Wa-
ren oder Dienstleistungen zu benutzen (§ 10a MarkSchG),
wenn dadurch für das Publikum die Gefahr von Verwechs-
lungen besteht, welche die Gefahr einschließt, dass das Zei-

chen mit der Marke gedanklich in Verbindung gebracht
wird.
2. Die Nutzung einer Marke als Firmenbestandteil ist zu
unterlassen, wenn sie zur Kennzeichnung von Waren oder
Dienstleistungen erfolgt; nur gegen einen rein firmenmäßi-
gen Gebrauch wäre eine Marke grundsätzlich nicht ge-
schützt.
3. Als ein die Nutzung erlaubender Ausnahmetatbestand ist
in § 10 Abs 3 MarkSchG ua vorgesehen, dass die eingetra-
gene Marke ihrem Inhaber nicht das Recht gibt, einem Drit-
ten, wenn es sich bei diesem um eine natürliche Person han-
delt, zu verbieten, seinen Namen oder Adresse im geschäft-
lichen Verkehr zu benutzen, sofern dies den anständigen
Gepflogenheiten in Gewerbe und Handel entspricht.
4. Diese Bestimmung ist als Ausnahme vom Markenrecht
eng auszulegen.
5. Wird eine ältere registrierte Marke vollständig in ein an-
deres Zeichen aufgenommen, so ist bei Waren- und Dienst-
leistungsähnlichkeit bzw -identität regelmäßig Verwechs-
lungsgefahr anzunehmen und, zwar auch dann, wenn noch
andere Bestandteile vorhanden sind. Bei einem aus Wort
und Bild zusammengesetzten Zeichen ist für den Gesamt-
eindruck idR der Wortbestandteil maßgebend, weil der Ge-
schäftsverkehr sich meist an diesem Kennwort zu orientie-
ren pflegt und vor allem dieses Wort im Gedächtnis behal-
ten wird.
OGH 18. 10. 2022, 4 Ob 131/22a JusGuide 2022/47/
20587. US

§§ 1, 14 UWG; § 226 ZPO; § 355 EO

2023/42

Zur Konkretisierung des Klagebegehrens iZm
wettbewerbsrechtlichem Unterlassungsbegehren
1. Gem § 226 Abs 1 ZPO hat die Klage ein bestimmtes Be-
gehren zu enthalten. Ein bestimmtes Begehren hat zur Vo-
raussetzung, dass ihm der Gegenstand, die Art, der Umfang
und die Zeit der geschuldeten Leistung oder Unterlassung
zu entnehmen sind. Die Unterlassungspflicht muss so deut-
lich gekennzeichnet sein, dass ihre Verletzung gem § 355
EO exekutiv getroffen werden kann.
2. Das Klagebegehren ist so zu verstehen, wie es im Zusam-
menhalt mit der Klagserzählung vom Kl gemeint ist. Maß-
gebend ist also nicht allein der Wortlaut des Klagebegeh-
rens, sondern auch der Inhalt der Prozessbehauptungen.
3. Eine jeden Zweifel und jede objektive Ungewissheit aus-
schließende Präzisierung des Klagebegehrens ist nur bei
Geldleistungen zu verlangen. Bei anderen Klagen ist dem
Erfordernis des § 226 ZPO hinsichtlich der Bestimmtheit
des Klagebegehrens jedenfalls dann Genüge getan, wenn
man unter Berücksichtigung des Sprachgebrauchs und
Ortsgebrauchs und nach den Regeln des Verkehrs daraus
entnehmen kann, was begehrt ist.
4. Beim Erfordernis der Bestimmtheit des Klagebegehrens
als Voraussetzung für einen tauglichen Exekutionstitel han-
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delt es sich um eine prozessuale Klagevoraussetzung, deren
Vorhandensein von Amts wegen auch noch im Rechtsmit-
telverfahren zu prüfen ist.
5. Welche Anforderungen an die Konkretisierung des Kla-
gebegehrens zu stellen sind, hängt von den Besonderheiten
des anzuwendenden materiellen Rechts und von den Um-
ständen des Einzelfalls ab. Es ist deshalb keine erhebliche
Rechtsfrage iSd § 528 Abs 1 ZPO, ob ein Unterlassungsge-
bot im Einzelfall zu weit oder zu eng gefasst wurde.
6. Ein Unterlassungsgebot hat sich in seinem Umfang stets
an dem konkreten Wettbewerbsverstoß zu orientieren so-
wie – um Umgehungen durch den Verpflichteten nicht all-
zu leicht zu machen – auf ähnliche Fälle einzuengen. Bei
Unterlassungsansprüchen ist allerdings eine gewisse allge-
meine Fassung des Begehrens iVm Einzelverboten erforder-
lich.
7. Besteht eine unlautere Handlung im Unterlassen eines
gesetzlich gebotenen Verhaltens, so begründet dies einen
„quasi-negatorischen“ Anspruch auf Abwendung eines
durch (auch zukünftige) Untätigkeit verursachten wettbe-
werbswidrigen Zustands, also um einen Erfolgsabwen-
dungsanspruch, der sich aus § 1 Abs 1 Z 1 UWG ergibt.
Die stRsp unterstellt titelmäßige Verpflichtungen, die letzt-
lich auf ein Erfolgsverbot gerichtet sind, selbst dann, wenn
vom Titelschuldner aktive Abhilfemaßnahmen gefordert
werden, in weiterer Auslegung des § 355 EO der Exekution
zur Erwirkung von Duldungen und Unterlassungen.
OGH 18. 10. 2022, 4 Ob 110/22p JusGuide 2022/49/
20612. US

§ 1 KartG; Art 101 AEUV; Art 50 GRC

2023/43

Zum Doppelbestrafungsverbot im Kartellrecht
1. Art 50 GRC ist dahin auszulegen, dass er es nicht ver-
wehrt, dass ein Unternehmen von der Wettbewerbsbehörde
eines Mitgliedstaats wegen eines Verhaltens, das im Ho-
heitsgebiet dieses Mitgliedstaats einen wettbewerbswidrigen
Zweck verfolgte oder eine wettbewerbswidrige Wirkung
hatte, wegen Verstoßes gegen Art 101 AEUV und die ent-
sprechenden Bestimmungen des nationalen Wettbewerbs-
rechts verfolgt und gegebenenfalls mit einer Geldbuße be-
legt wird, obwohl dieses Verhalten bereits von einer Wett-
bewerbsbehörde eines anderen Mitgliedstaats in einer end-
gültigen Entscheidung erwähnt wurde, die sie in Bezug auf
dieses Unternehmen am Ende eines Verfahrens wegen Ver-
stoßes gegen Art 101 AEUV und die entsprechenden Be-
stimmungen des Wettbewerbsrechts dieses anderen Mit-
gliedstaats erlassen hat, sofern diese Entscheidung nicht
auf der Feststellung eines wettbewerbswidrigen Zwecks
oder einer wettbewerbswidrigen Wirkung im Hoheitsgebiet
des erstgenannten Mitgliedstaats beruht.
2. Für die Beurteilung, ob es sich um dieselbe Straftat han-
delt, ist nach gefestigter Rsp des EuGH das Kriterium der
Identität der materiellen Tat, also das Vorliegen einer Ge-

samtheit konkreter, unlösbar miteinander verbundener
Umstände, die zum Freispruch oder zur Verurteilung ge-
führt haben, maßgebend. Die rechtliche Einordnung der
Tat nach nationalem Recht und das geschützte Rechtsgut
sind für die Feststellung, ob dieselbe Straftat vorliege, nicht
entscheidend, da die Reichweite des in Art 50 GRC gewähr-
ten Schutzes nicht von einem Mitgliedstaat zum anderen
unterschiedlich sein kann.
3. Die bloße Tatsache, dass eine Behörde eines Mitglied-
staats in einer Entscheidung, mit der ein Verstoß gegen
das Wettbewerbsrecht der Union und die entsprechenden
Bestimmungen des Rechts dieses Mitgliedstaats festgestellt
wird, einen tatsächlichen Umstand erwähnt, der sich auf das
Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats bezieht, reicht
nicht für die Annahme aus, dass dieser tatsächliche Um-
stand der Grund für die Verfolgungsmaßnahmen ist oder
von dieser Behörde als einer der Umstände angesehen wur-
de, die diesen Verstoß tatbestandlich begründen. Damit da-
von ausgegangen werden kann, dass der Verstoß das Ho-
heitsgebiet dieses anderen Mitgliedstaats umfasst, ist darü-
ber hinaus zu prüfen, ob die Behörde auf diesen tatsächli-
chen Umstand in der Tatfrage eingegangen ist, um den
Verstoß sowie die Verantwortlichkeit des Beschuldigten da-
für festzustellen und gegebenenfalls eine Sanktion zu ver-
hängen.
OGH 21. 10. 2022, 16 Ok 2/22p JusGuide 2022/50/
20626. US

§§ 14, 29 PSG; § 1489 ABGB

2023/44

Zur Verjährungsfrist iZm der Haftung der Mitglieder
des Stiftungsvorstands
1. Die Verjährungsfist des § 1489 ABGB beginnt mit dem
Zeitpunkt zu laufen, in dem dem Geschädigten sowohl der
Schaden und die Person des Schädigers als auch die Scha-
densursache bekannt geworden ist.
2. Maßgebend sind die Kenntnisse des Geschädigten vom
objektiven Sachverhalt; auf die erforderlichen Rechtskennt-
nisse oder auf die richtige rechtliche Qualifikation des – be-
kannten – Sachverhalts kommt es für die Ingangsetzung der
Verjährungsfrist nicht an. Die Unklarheit über Rechtsfra-
gen kann den Beginn der Verjährungsfrist nicht hinaus-
schieben.
3. Die generelle Haftungsnorm des § 29 PSG enthält keine
gesonderte, von den Regelungen des allgemeinen Zivil-
rechts abweichende Verjährungsfrist, insb auch nicht für
die Verjährung von Schadenersatzansprüchen gegen Mit-
glieder des Stiftungsvorstands.
4. Sehr wohl besteht dagegen eine solche Sonderbestim-
mung für die Haftung des Stiftungsprüfers durch den in
§ 21 Abs 2 PSG enthaltenen Verweis auf § 275 Abs 5
UGB. Angesichts dieser differenzierten Regelung ist eine
dem Gesetzgeber unterlaufene unbeabsichtigte Regelungs-
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lücke, die Voraussetzung für eine Analogie wäre, nicht zu
erkennen.
OGH 24. 10. 2022, 8 Ob 123/22d JusGuide 2022/48/
20599. US

§ 1295 ABGB (§ 3 StGB); § 1 Abs 3 Richtlinien-Ver-
ordnung – RLV

2023/45

„In-Dienst-Stellen“ eines Polizeibeamten
Auch wenn die Voraussetzungen des „In-Dienst-Stellens“
nach § 1 Abs 3 RLV nicht vorliegen, kommt einem Polizei-
beamten dann die Befugnis zur Anhaltung zu, wenn er in
Ausübung verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangs-
gewalt tätig wird und dies auch offenlegt.
OGH 24. 3. 2022, 9 Ob 54/21p (OLG Innsbruck 1 R 56/21a;
LG Innsbruck 67 Cg 21/19a) EvBl 2022/124. MA

§ 473 Abs 2 StPO (Art 6 Abs 1 MRK; Art 2 Abs 1 7. ZP;
§ 489 Abs 1 StPO)

2023/46

Sachverhaltsklärung durch BerG
Ein generelles (Grund-)Recht auf Beweisaufnahme im Be-
rufungsverfahren besteht nicht. Eine Verletzung von Art 6
Abs 1 MRK erblickt der EGMR nur dann, wenn das BerG
(bei voller Kognitionsbefugnis in der Schuldfrage) von der
Beweiswürdigung des ErstG zum Nachteil des Angekl ohne
unmittelbare Beweisaufnahme abweicht.
OGH 26. 4. 2022, 14 Os 2/22h (OLG Graz 9 Bs 412/20m;
LGSt Graz 6 Hv 68/20d) Evl 2022/129. MA

§ 140 Abs 1 StPO

2023/47

Kein Verwendungsverbot bei nicht veranlasster ausl
Ermittlung
Da sich die inl Verfahrensgesetze nicht auf (ohne Veranlas-
sung durch ein österr Gericht entfaltete) Tätigkeiten ausl
Beh beziehen und sich die StPO daher nur an österr –

und nicht auch an ausl – Strafverfolgungsorgane als Norm-
adressaten wendet, unterliegt eine innerstaatlich als Über-
wachung von Nachrichten nach § 134 Z 3 StPO zu beurtei-
lende Vorgangsweise ausl Behörden keinem Beweisverwen-
dungsverbot nach § 140 Abs 1 StPO.
OGH 22. 2. 2022, 15 Os 11/22 I EvBl-LS 2022/146. MA

§ 281 Abs 1 Z 4 StPO (§ 157 StPO)

2023/48

Nichtanerkennung von Aussageverweigerung muss
beantragt werden
Gegen die Gewährung eines Rechts auf Aussageverweige-
rung steht ein auf Nichtanerkennung gestellter, unter der
Sanktion von § 281 Abs 1 Z 4 StPO stehender Antrag zu.
OGH 20. 4. 2022, 13 Os 5/22t EvBl-LS 2022/147. MA

§ 293 Abs 2 StPO

2023/49

Bindung durch RM-Entscheidung
Bindung iSv § 293 Abs 2 StPO bezieht sich auf die Rechts-
ansicht des OGH aufgrund des ihm vorgelegten Sachver-
halts.
OGH 3. 5. 2022, 11 Os 34/22t (LG Wr. Neustadt 48 Hv 53/
21p) EvBl 2022/135. MA

§ 55e Abs 2 EU-JZG (§ 55d Abs 7 EU-JZG; § 5 Abs 1,
§ 137 Abs 3, § 140 Abs 1 StPO)

2023/50

Genehmigung ausl Ermittlung auf österr
Bundesgebiet
Eine Regelung für den Fall einer von einer ausl Beh bereits
veranlassten akustischen Überwachung enthält das EU-JZG
nicht.
OGH 14. 6. 2022, 11 Os 41/22x (OLG Innsbruck 11 Bs 76/
20v; LG Feldkirch 27 HR 23/20d) MA

§ 252 Abs 1 Z 2a StPO (§ 281 Abs 1 Z 4 StPO)

2023/51

Änderung der Beweislage ändert nichts an Erlaubnis
zur Verlesung
Entfall des Entschlagungsrechts bei Hervorkommen neuer
Beweisergebnisse (nach Durchführung einer kontradiktori-
schen Vernehmung iSd § 165 StPO) sieht das Gesetz nicht
vor.
OGH 27. 1. 2022, 15 Os 30/22h EvBl -LS 2022/154. MA

§ 39a Abs 1 Z 4 StGB

2023/52

Funktionaler Waffenbegriff entscheidend
Nach demWillen des Gesetzgebers soll die Anwendung von
Gewalt oder (gefährlicher) Drohung unter Einsatz oder
Drohung mit einer Waffe strenger sanktioniert werden
(§ 33 Abs 2 Z 6, § 39a Abs 1 Z 4 StGB). Als „Waffe“ ist
im Kontext der Bestimmungen zur Strafbemessung – wie
in § 143 StGB – eine solche im funktionalen Sinn zu ver-
stehen.
OGH 13. 4. 2022, 11 Os 16/22w EvBl-LS 2022/155. MA

§ 158 StPO

2023/53

Aussageverweigerung
In einem sich auf § 158 Abs 2 StPO stützenden Antrag wäre
darzulegen, weshalb die Beantwortung der konkret in Rede
stehenden Frage, in Ansehung derer die Voraussetzungen
des § 158 Abs 1 StPO vorliegen, zur Wahrheitsfindung
zwingend erforderlich sein soll.
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OGH 2. 6. 2022, 12 Os 12/22i (LG Leoben 34 Hv 84/19d)
EvBl 2022/142. MA

§ 62a Abs 5 und 6 VfGG

2023/54

Verständigung durch VfGH konstitutiv
Die in § 62a Abs 6 VfGG normierte Innehaltepflicht im
RMVerfahren wird (erst) durch das Einlangen einer Ver-
ständigung des VfGH (iSd § 62a Abs 5 Satz 1 VfGG) beim
StrafG erster Instanz ausgelöst. Demgemäß handelt ein
RMG nur dann rechtsfehlerhaft, wenn es in Kenntnis der
Verständigung des VfGH vom Vorliegen eines Parteian-
trags auf Normenkontrolle gegen die Innehaltepflicht ver-
stößt.
OGH 31. 5. 2022, 14 Os 39/22z EvBl-LS 2022/162. MA

§ 28a Abs 4 Z 3 SMG

2023/55

Übergroße Menge durch Zusammenrechnung
§ 28a Abs 4 Z 3 SMG normiert eine besondere Art von Zu-
sammenrechnungsgrundsatz, sodass bei gleichartiger Real-
konkurrenz durch Verwirklichung jeweils desselben Tat-
bilds (Überlassen von Suchtgift) nur ein Verbrechen des
Suchtgifthandels nach § 28a Abs 1 Fall 5, Abs 4 Z 3 SMG
begründet wird. Dies gilt auch bei Begehung in unterschied-
lichen Beteiligungsformen, weshalb ein Schuldspruch we-
gen zwei Verbrechen des jeweils durch Überlassen von He-
roin begangenen Suchtgifthandels eine unzulässige Aufspal-
tung der – richtig nach § 28a Abs 1 Fall 5, Abs 4 Z 3 SMG,
§ 12 Fall 3 StGB zu bildenden – Subsumtionseinheit bedeu-
tet.
OGH 26. 4. 2022, 14 Os 35/22m EvBl-LS 2022/163. MA

§ 1104 ABGB

2023/56

Keine Nutzbarkeit einer Schutzhütte während des
Lockdowns
Die Kl hatte der Bekl eine Schutzhütte verpachtet und er-
hebt nun Pachtzins- und Räumungsklage. Die Vorinstanzen
wiesen einen Großteil des Zahlungsbegehrens ab, weil die
Schutzhütte während des Lockdowns vom 3. 11. 2020 bis
18. 5. 2021 zur Gänze unbrauchbar war. Dazu der OGH:
Führen aufgrund der COVID-19-Pandemie durch Gesetz
oder Verordnung angeordnete Betretungsverbote für Ge-
schäftsräume in Bestandobjekten zu deren gänzlicher Un-
benutzbarkeit, ist sowohl auf Miet- als auch auf Pachtver-
trägen § 1104 ABGB anzuwenden. Nach der ausdrücklichen
Regelung in § 8 Abs 2 der 2. bis 4. COVID-19-Schutzmaß-
nahmenverordnung galten Schutzhütten als Beherber-
gungsbetriebe, deren Betreten nach § 8 Abs 1 dieser Ver-
ordnungen zum Zweck der Inanspruchnahme von Dienst-
leistungen untersagt war.

Zwar kann die objektiv bestehende Möglichkeit, ein Liefer-
oder Abholservice anzubieten, eine zumindest teilweise
Brauchbarkeit begründen. Das trifft aber dann nicht zu,
wenn – etwa aufgrund des fehlenden Kundenkreises – ein
nachhaltiges Verlustgeschäft zu erwarten gewesen wäre.
Dass dies hier nach Annahme der Vorinstanzen der Fall
war, ist im Hinblick auf die exponierte Lage und die fehlen-
de Verkehrsanbindung der Schutzhütte jedenfalls vertret-
bar. Das bloße Belassen des Inventars in den Räumen ist
keine „Nutzung“.
OGH 22. 11. 2022, 1 Ob 178/22s. FG

§ 9 RAO; § 10 Abs 1 RL-BA

2023/57

Verletzung von Verschwiegenheitspflichten nur bei
konkreter Gefahr
Die Kl begehrte von der beklagten Rechtsanwaltsgesell-
schaft gestützt auf Verstöße gegen § 10 Abs 1 RL-BA 2015
ua die Unterlassung der Offenbarung und/oder Verwen-
dung ihr aus der Rechtsberatung ihrer Unternehmensgrup-
pe bekannt gewordener, vertraulicher Informationen, ins-
besondere im Rahmen der Rechtsberatung und/oder
Rechtsvertretung Dritter.
Das BerG ging nach Meinung des OGH in Übereinstim-
mung mit dem klaren Wortlaut des § 10 Abs 1 Z 1 RL-BA
2015 zwar davon aus, dass bereits bei Gefahr der Verletzung
der Verschwiegenheitspflicht bezogen auf von einem frühe-
ren Klienten anvertraute Informationen die Übernahme ei-
nes neuen Mandats eine Pflichtverletzung darstellen kann.
Es bedarf aber einer konkreten Gefahr der Verletzung von
Verschwiegenheitspflichten, die nicht allein aus der Über-
nahme des zweiten Mandats abgeleitet werden kann. Wenn
das BerG unter Hinweis darauf, dass die Bekl weder sensible
Informationen offenbart noch verwendet hat, und mangels
eines inhaltlichen Zusammenhangs zur bereits 2017 been-
deten Vertretungstätigkeit für die Kl bei Liegenschaftspro-
jekten eine konkrete Gefahr der Verletzung von Verschwie-
genheitspflichten verneint hat, stellt dies nach Meinung des
erkennenden Senates keine aufzugreifende Fehlbeurteilung
dar.
OGH 22. 11. 2022, 2 Ob 177/22a. FG

§§ 1039, 1041 ABGB

2023/58

Bereicherungsanspruch gegen Plattform wegen
kurzzeitiger Vermietung von Gemeindewohnung
trotz Verbots
Die kl Stadt verfügt über rund 220.000 Gemeindewohnun-
gen, die sie an einkommensschwächere, wohnungsbedürfti-
ge Personen vermietet, denen sie eine Untervermietung des
Mietgegenstands an Dritte untersagt. Die bekl Gesellschaft
betreibt eine weltweit abrufbare Online-Plattform, auf der –
gegen Entrichtung einer Gebühr – „Gastgeber“ und „Gäste“
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befristete Verträge zur Nutzung dieser Unterkünfte ab-
schließen können.
Anfang 2020 hatte ein Gemeindewohnungsmieter die an
ihn vermietete Gemeindewohnung über die Plattform der
Bekl zur kurzzeitigen Weitervermietung angeboten und
auch tatsächlich gegen ein im Vergleich zur Hauptmiete ho-
hes Entgelt kurzzeitig weitergegeben. Die Kl informierte da-
raufhin die Bekl davon sowie vom Umstand, dass Unterver-
mietungen ihrer Gemeindewohnungen ausnahmslos verbo-
ten seien.
Die Kl hat ihre Ansprüche auf Rechnungslegung und Zah-
lung auch auf § 1041 ABGB gestützt, dies nach Meinung des
erkennenden Senates zu Recht: Dieser allgemeine Bereiche-
rungsanspruch richtet sich gegen denjenigen, der eine frem-
de Sache ohne Rechtsgrund zum eigenen Vorteil benützt
und sich dabei im Einzelfall nicht auf eine Leistung des Ei-
gentümers oder sonst Berechtigten stützen kann. Die von
der Bekl lukrierte Servicegebühr fällt für jeden zwischen ei-
nem „Gastgeber“ und einem „Gast“ abgeschlossenen Ver-
trag an, hängt somit von der Zurverfügungstellung der
Wohnungen der Kl durch den „Gastgeber“ ab; ihr liegt so-
mit nicht bloß eine „eigene Leistung“ der Bekl zugrunde.

Im vorliegenden Fall findet die Vermögenszuwendung we-
der im Valuta- noch im Deckungsverhältnis eine Rechtfer-
tigung, hat doch weder die Bekl einen Anspruch gegen den
„Gastgeber“ auf Lukrierung von Einnahmen aus der unzu-
lässigen Vermietung von Wohnungen der Kl noch der
„Gastgeber“ einen Anspruch gegen die Kl auf Untervermie-
tung. Auch hat sich die Kl durch die Vermietung der Woh-
nungen (mit vereinbartem Untervermiet-/Weitergabever-
bot) nicht vorbehaltlos ihres Vermögens begeben. Im Übri-
gen hatte die Bekl den Anspruch der Kl auf Unterlassung
der Verbreitung von Angeboten zur (Unter-)Vermietung
von (ihr bekannten) Wohnungen der Kl (wegen des unbe-
rechtigten Eingriffs in das Eigentum der Kl) anerkannt. Von
einer Rechtfertigung der Vermögensverschiebung kann da-
her hier auch deswegen keine Rede sein. Die Wohnungen
der Kl werden vielmehr ohne Rechtsgrund zum Nutzen der
Bekl verwendet, sodass der geltend gemachte Verwen-
dungsanspruch dem Grunde nach zu Recht besteht.
OGH 22. 11. 2022, 4 Ob 33/22i. FG
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Diese Ausgabe von
„Europarecht kurz &
bündig“ entstand
unter Mitwirkung von

RAINER HABLE (RH)
Rechtsanwalt in Wien/
Brüssel

Rechtsangleichung

2023/59

Vorlage zur Vorabentscheidung – Verhinderung der
Nutzung des Finanzsystems zum Zweck der
Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung – RL
(EU) 2018/843 zur Änderung der RL (EU) 2015/849 –

Erfolgte Änderung von Art 30 Abs 5 UAbs 1 lit c der
RL 2015/849 – Zugang aller Mitglieder der
Öffentlichkeit zu den Informationen über die
wirtschaftlichen Eigentümer – Gültigkeit – Art 7 und 8
der Charta der Grundrechte der Europäischen Union –
Achtung des Privat- und Familienlebens – Schutz
personenbezogener Daten
Eine Gesellschaft stellte bei Luxembourg Business Registers
(LBR) einen Antrag, den Zugang zu den Angaben betref-
fend WM, ihren wirtschaftlichen Eigentümer, zu beschrän-
ken, da der Zugang der breiten Öffentlichkeit zu diesen An-
gaben ihn und seine Familie einem unverhältnismäßigen
Risiko aussetzen würde. Der Antrag wurde abgelehnt.
WM erhob Klage beim Tribunal d’arrondissement de Lu-
xembourg (Bezirksgericht Luxemburg), dem vorlegenden
Gericht. LBR widersprach mit der Begründung, dass die Si-
tuation von WM nicht den Anforderungen des nationalen
Gesetzes genüge, da sich WMweder auf „außergewöhnliche
Umstände“ noch auf eines der genannten Risiken berufen
könne.
In C-601/20 stellte Sovim beim LBR einen Antrag, den Zu-
gang zu den Angaben über ihren wirtschaftlichen Eigentü-
mer zu beschränken. Dieser Antrag wurde abgelehnt. Sovim
erhob Klage beim vorlegenden Gericht und machte geltend,
dass die Gewährung eines öffentlichen Zugangs zur Identi-
tät und zu den persönlichen Daten ihres wirtschaftlichen
Eigentümers das Recht auf Schutz des Privat- und Familien-
lebens sowie das Recht auf Schutz personenbezogener Da-
ten, die in den Art 7 bzw 8 der Charta der Grundrechte der
Europäischen Union („Charta“) verankert seien, verletze.
RL 2015/849, auf deren Grundlage das luxemburgische Ge-
setz eingeführt wurde, ziele nämlich darauf ab, die wirt-
schaftlichen Eigentümer von Gesellschaften zu identifizie-
ren, die zum Zweck der Geldwäsche oder der Terrorismus-
finanzierung eingesetzt würden, und die Sicherheit der Ge-
schäftsbeziehungen und das Vertrauen in die Märkte zu
gewährleisten. Es sei jedoch nicht erwiesen, wie der Zugang
der Öffentlichkeit ohne jegliche Kontrolle zu den Daten das
Erreichen dieser Zielsetzungen ermögliche.
Nach stRsp verlangt die Verhältnismäßigkeit von Maßnah-
men, aus denen sich ein Eingriff in die in den Art 7 und 8
der Charta garantierten Grundrechte ergibt, dass nicht nur
die Anforderungen an die Geeignetheit und Erforderlich-
keit, sondern auch die Anforderung an die Verhältnismä-
ßigkeit dieser Maßnahmen im Hinblick auf das verfolgte
Ziel erfüllt sein müssen. Insbesondere beschränken sich
die Ausnahmen vom Schutz personenbezogener Daten
und dessen Einschränkungen auf das absolut Erforderliche,

wobei, wenn mehrere geeignete Maßnahmen zur Errei-
chung der verfolgten legitimen Ziele zur Verfügung stehen,
die am wenigsten belastende zu wählen ist.
Die betreffende Regelung, die den Eingriff enthält, muss
klare und präzise Regeln für die Tragweite und die Anwen-
dung der vorgesehenen Maßnahmen sowie Mindestanfor-
derungen aufstellen, so dass die betroffenen Personen über
ausreichende Garantien verfügen, die einen wirksamen
Schutz ihrer personenbezogenen Daten vor Missbrauchsri-
siken ermöglichen.
Der Rat und die Kommission verweisen zum Nachweis der
absoluten Erforderlichkeit des Eingriffs auf die Folgenab-
schätzung, die der RL zugrunde liege. RL 2015/849 habe
den Zugang jeder Person zu Angaben über die wirtschaft-
lichen Eigentümer von der Voraussetzung abhängig ge-
macht, dass sie ein „berechtigtes Interesse“ habe nachweisen
können, doch sei in dieser Folgenabschätzung festgestellt
worden, dass das Fehlen einer einheitlichen Definition des
Begriffs „berechtigtes Interesse“ praktische Schwierigkeiten
bereitet habe, so dass die geeignete Lösung darin bestanden
habe, diese Voraussetzung zu streichen.
Das etwaige Vorliegen von Schwierigkeiten bei der genauen
Bestimmung der Fälle und Bedingungen kann jedoch nach
dem Gerichtshof nicht rechtfertigen, dass der Unionsgesetz-
geber den Zugang aller Mitglieder der Öffentlichkeit zu die-
sen Informationen vorsieht. Außerdem ist in Bezug auf die
Schwere dieses Eingriffs und die Bedeutung der dem Ge-
meinwohl dienenden Zielsetzung davon auszugehen, dass
diese Zielsetzung in Anbetracht ihrer Bedeutung zwar Ein-
griffe in die Charta-Grundrechte zu rechtfertigen vermag,
aber vorrangig Behörden und Finanzinstituten obliegt.
Aus diesem Grund müssen die Informationen in jedem Fall
den zuständigen Behörden und den zentralen Meldestellen
ohne Einschränkung zugänglich sein.
EuGH 22. 11. 2022, C-37/20, C-601/20, Luxembourg Busi-
ness Registers. RH

Wirtschafts- und Währungspolitik: Europäisches Sys-
tem der Zentralbanken

2023/60

Vorlage zur Vorabentscheidung – Europäisches
System der Zentralbanken – Nationale Zentralbank –

Richtlinie 2001/24/EG – Sanierung und Liquidation
von Kreditinstituten – Schadenersatz wegen der
Entscheidung über Sanierungsmaßnahmen – Art 123
AEUV und Art 21.1 des Protokolls (Nr 4) über die
Satzung des Europäischen Systems der
Zentralbanken und der Europäischen Zentralbank –

Verbot der monetären Finanzierung der
Mitgliedstaaten des Euro-Währungsgebiets – Art 130
AEUV und Art 7 dieses Protokolls – Unabhängigkeit –
Weitergabe vertraulicher Informationen
Als Antwort auf die Finanzkrise in 2008 erließ der sloweni-
sche Gesetzgeber nationale Rechtsvorschriften, die die Slo-
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wenische Zentralbank ermächtigen, bestimmte Finanzin-
strumente zu löschen, sollte ein möglicher Konkurs eines
Kreditinstitutes das gesamte Finanzsystem bedrohen. 2016
erklärte das slowenische Verfassungsgericht diese Gesetze
für verfassungsgemäß, wies jedoch auch auf eine Lücke in
den Vorschriften bezüglich der Verfahrensregeln für mög-
liche Schadenersatzklagen hin. Daraufhin erließ die Staats-
versammlung der Republik Slowenien ein Gesetz für die
mögliche Haftung der Zentralbank bei Schadenersatzklagen
aufgrund von gelöschten Finanzinstrumenten.
Die Zentralbank legte gegen diese Regelungen der Staats-
versammlung eine Verfassungsklage ein, in der sie behaup-
tet, dass die Haftungsregelungen sowie Vorschriften zur Of-
fenlegung von Informationen mit Unionsrecht nicht verein-
bar seien. Das Verfassungsgericht ersuchte den Gerichtshof
um eine Vorabentscheidung bezüglich der Regelungen des
Unionsrechts über Haftungsgrenzen der Europäischen
Zentralbanken.
Der Gerichtshof weist grundsätzlich darauf hin, dass mög-
liche Sanierungsmaßnahmen von Kreditinstitutionen kei-
ne grundlegende Aufgabe der Zentralbanken sind. Sollten
Mitgliedstaaten ungeachtet dessen diese Aufgabe an ihre
Zentralbanken delegieren, so tun sie dies auf eigene Ver-
antwortung und Rechnung der jeweiligen Zentralbank. Im
weiteren Verlauf entscheidet der Gerichtshof über die uni-
onsrechtliche Vereinbarkeit von vier Aspekten der Haf-
tungsregelungen.
Die konkreten Voraussetzungen zur Haftung der Zentral-
banken werden von den Mitgliedstaaten festgelegt. Jedoch
müssen diese mit dem Verbot der monetären Finanzierung
gem Art 123 AEUV vereinbar sein. Somit ist es nicht er-
laubt, dass die Haftung der Zentralbank einem Erwerb
von Schuldmitteln einer öffentlichen Institution gleich-
kommt. Da in dieser Regelung der öffentliche Sektor gegen-
über Dritten finanziell haftet, kommt dies einer monetären

Finanzierung gleich. Allerdings kann nicht davon ausgegan-
gen werden, dass eine öffentliche Finanzierung gegenüber
Dritten vorhanden ist, wenn eine fälschliche Entscheidung
der Zentralbank der Sorgfaltspflicht widersprochen hat. Da-
her entscheidet der Gerichtshof, dass eine Haftung der
Zentralbank aus eigenen finanziellen Mitteln mit Unions-
recht vereinbar ist, wenn durch eine grobe Verletzung der
Sorgfaltspflicht ein großer Verlust für Inhaber der jeweili-
gen Finanzinstrumente entstanden ist und die Löschung
dieser nicht notwendig für die Erhaltung der Stabilität des
Finanzsystems war.
Für Entschädigungszahlungen an Inhaber von betroffenen
Finanzinstrumenten sieht der slowenische Gesetzgeber vor,
dass die Zentralbank für diese auch dann aufkommt, wenn
die Sorgfaltspflicht eingehalten wurde, sollten die Einbußen
der Inhaber außerhalb der festgelegten Schwelle in den
Rechtsvorschriften sein. Der Gerichtshof stellt fest, dass ei-
ne solche Entschädigungszahlung nicht vereinbar mit
Unionsrecht ist, da dies Aufgabe von anderen nationalen
Behörden ist.
Weiterhin hält der Gerichtshof fest, dass die nationalen
Zentralbanken der Ausführung der Geldpolitik der Union
obliegen und somit verpflichtet sind, eine Bildung von Re-
serven sicherzustellen. Ein Entnehmen von Reserven für
mögliche Haftungszahlungen kann dazu führen, dass eine
Bildung von weiteren Reserven nicht möglich ist. Somit
stellt der Gerichtshof fest, dass diese Entschädigungszahlun-
gen nicht aus den Mitteln der Zentralbank entnommen
werden dürfen, wenn dadurch die Fähigkeit zur Wahrneh-
mung ihrer Aufgaben beeinträchtigt wird. Damit ist das
Entnehmen von mehr als 50% der allgemeinen Reserven
für solche Zahlungen sowie die Aufnahme eines verzinsten
Darlehens beimMitgliedstaat nicht mit Unionsrecht verein-
bar.
EuGH (GK) 13. 9. 2022, C-45/21, Banka Slovenije. RH
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EuGH: Berichtspflichten von Intermediären
im Steuerbereich (DAC6-RL) teilweise
ungültig

D er EuGH hat in einem Vorlageverfahren ua der
Rechtsanwaltskammer Flandern, C-694/20, im Hin-

blick auf Berichtspflichten für Intermediäre im Steuerrecht
(DAC6-RL) entschieden, dass diese insofern gegen das in
Art 7 der Charta garantierte Recht auf Achtung der
Kommunikation zwischen Rechtsanwalt und Mandant
verstoßen und ungültig sind, als dass der der Verschwie-
genheitspflicht unterliegende Rechtsanwalt-Intermediär
verpflichtet ist, andere Intermediäre, die nicht seine Man-
danten sind, über die ihnen obliegenden Meldepflichten zu
unterrichten.

Der EuGH erkennt in seinem Urteil:
„Art. 8ab Abs 5 der (. . .) Richtlinie (EU) 2018/8221 (. . .) ist

im Licht von Art 7 der Charta der Grundrechte der Europä-
ischen Union ungültig, soweit seine Anwendung durch die
Mitgliedstaaten dazu führt, dass dem Rechtsanwalt, der als
Intermediär im Sinne von Art 3 Nr 21 dieser Richtlinie in
geänderter Fassung handelt, die Pflicht auferlegt wird, ande-
re Intermediäre, die nicht seine Mandanten sind, unverzüg-
lich über die Meldepflichten zu unterrichten, die ihnen nach
Art 8ab Abs 6 dieser Richtlinie in geänderter Fassung oblie-
gen, wenn dieser Rechtsanwalt aufgrund der Verschwiegen-
heitspflicht, der er unterliegt, von der in Art 8ab Abs 1 dieser
Richtlinie vorgesehenen Meldepflicht befreit ist.“

Anlass des Vorlageverfahrens ist die belgische Umset-
zung der sog DAC6-RL nach der dem als Intermediär auf-
tretenden Rechtsanwalt auferlegt wird, wenn er an das Be-
rufsgeheimnis gebunden ist, weitere Intermediäre schrift-
lich und unter Angabe von Gründen davon zu unterrichten
hat, dass er seiner Meldepflicht bezüglich bestimmter
steuerlicher Gestaltungen gegenüber den Steuerbehörden
nicht nachkommen kann.2

Zunächst prüft der EuGH, ob dieser Eingriff in das in
Art 7 GRC garantierte Recht auf Achtung der Kommuni-
kation zwischen Rechtsanwalt undMandant gerechtfertigt
sein könnte. Dabei erläutert er sehr genau, welche anderen
ebenfalls bestehenden Berichtspflichten dazu führen, dass
die Weitergabe von Informationen innerhalb einer Kette
von Intermediären eben nicht als unbedingt erforderlich
anzusehen sind, dh, die entsprechende Regelung unver-
hältnismäßig ist (Rz 47–53).

Eine klare Absage erteilt der EuGH auch dem Vortrag
der Kommission in der mündlichen Verhandlung, dass die
Offenlegung der Identität und der Konsultierung des
Rechtsanwalt-Intermediärs notwendig sei, damit die
Steuerverwaltung prüfen könne, ob sich der Rechtsan-

walt-Intermediär zu Recht auf die Verschwiegenheits-
pflicht berufe.

Das Ziel der in Art 8ab dieser RL vorgesehenen Melde-
und Unterrichtungspflichten bestehe nicht darin, zu kon-
trollieren, ob die Rechtsanwalt-Intermediäre innerhalb der
in der Richtlinie referenzierten Grenzen der für ihren Beruf
relevanten nationalen Rechtsvorschriften tätig werden. Es
gehe darum, potenziell aggressive Steuerpraktiken zu be-
kämpfen und Steuerhinterziehung und Steuerbetrug zu ver-
hindern, indem sichergestellt wird, dass die Informationen
über meldepflichtige grenzüberschreitende Gestaltungen
den zuständigen Behörden vorgelegt werden. (Rz 56)

Eine ebensolche Information der Steuerverwaltung stelle
die RL sicher, ohne dass es hierfür erforderlich wäre, ihr die
Identität und Konsultierung des Rechtsanwalt-Intermediärs
offenzulegen (Rz 57).

Unter diesen Umständen könne die Möglichkeit, dass
sich Rechtsanwalt-Intermediäre zu Unrecht auf die Ver-
schwiegenheitspflicht berufen, um sich ihrer Meldepflicht
zu entziehen, es nicht erlauben, die in Art 8ab Abs 5 dieser
RL vorgesehene Unterrichtungspflicht und die damit ein-
hergehende Offenlegung der Identität und der Konsultie-
rung des unterrichtenden Rechtsanwalt-Intermediärs an
die Steuerverwaltung als unbedingt erforderlich anzusehen
(Rn 58).

Negativ ist anzumerken, dass der EuGH im vorliegenden
Urteil Art 47 GRC, der unter anderem das Recht auf Bera-
tung, Vertretung und Verteidigung vorsieht, recht summa-
risch unter dem Blickwinkel des „fairen Verfahrens“ im en-
geren Sinne prüft und dies auf gerichtliche Verfahren ein-
schränkt (Rz 61ff).

Urteil C-694/2020 abrufbar hier

1 RL (EU) 2018/822 des Rates vom 25. 5. 2018 zur Änderung der RL 2011/
16/EU bezüglich des verpflichtenden automatischen Informationsaustau-
sches im Bereich der Besteuerung über meldepflichtige grenzüberschreitende
Gestaltungen.
2 Zum Zeitpunkt des Redaktionsschlusses hat der ÖRAK mit dem BMF
Kontakt aufgenommen, um das geplante weitere Vorgehen des Gesetzgebers
in Österreich in Reaktion auf das Vorlageverfahren zu erfahren.

BRITTA KYNAST

Leiterin ÖRAK-Vertre-
tung in Brüssel. Die Au-
torin ist in Deutschland
zugelassene Rechtsan-
wältin.

2023/61

02_2023 österreichisches anwältinnenblatt

104

Europa aktuell



Rat positioniert sich zu den Vorschlägen zur
Geldwäsche-VO und -RL

N ach monatelangen sehr intensiven Verhandlungen hat
der Rat am 7. 12. 2022 seine Position für den sog Trilog

mit EU-Parlament und EU-Kommission zu den beiden Vor-
schlägen zur Geldwäsche-VO und -RL angenommen.

Besonders beachtenswert ist der Vorschlag des Rates, ei-
ne spezifische Regelung zur Wahrung der Unabhängig-
keit der Rechtsberufe in die geplante GW-RL aufzuneh-
men. Demnach solle die nationale Aufsichtsbehörde weder
Aufsichtstätigkeiten direkt gegenüber Rechtsanwältinnen
und Rechtsanwälten wahrnehmen noch zu einzelnen Auf-
sichtsmaßnahmen der Rechtsanwaltskammern gegenüber
einzelnen Verpflichteten Entscheidungen treffen können.

Der Rat schlägt allerdings auch eine Erweiterung des
Kreises der Verpflichteten vor. Demnach sollen bestimm-
te im Steuerrecht tätige Rechtsanwältinnen und Rechts-
anwälte, die direkt oder indirekt „material aid, assistance or
advice on tax matters as principal business or professional
activity“ leisten, ohne Einschränkung als Verpflichtete
gelten. Dieser Vorschlag ist im Hinblick auf den potenziel-
len Anwendungsbereich unklar. Weiters ist unklar, wie im
Falle der Anwendbarkeit dieser Regelung mit ebenfalls an-
wendbaren berufsrechtlichen Verpflichtungen umzugehen

wäre, insb im Hinblick auf das höherrechtlich geschützte
Verschwiegenheitsgebot.

Nach Auffassung des Rates soll den Mitgliedstaaten die
Möglichkeit gegeben werden, Meldepflichten bei rechtsan-
waltlicher Tätigkeit vorzusehen, die mit einem besonders
hohen Risiko behaftet sind – was auch immer diese Defini-
tion bedeuten soll –, dies allerdings im Rahmen des Unions-
rechts – letztere Einschränkung ist ebenfalls völlig unklar.
Sollte sich eine solche quasi Blankovollmacht durchsetzen,
würde dies rechtsstaatlichen Bedürfnissen nicht genügen,
wäre ein Verstoß gegen EMRK und GRC wahrscheinlich.

Fazit:
Im Hinblick auf die Absicherung der Unabhängigkeit der
Rechtsanwaltschaft wurde hier erneut ein positives Signal
gesetzt, nachdem sich der Rat zuvor bereits für eine Aus-
nahme von der Weisungsbefugnis der geplanten EU-Auf-
sichtsbehörde ausgesprochen hatte.

Im Hinblick auf die Erweiterung des Kreises der Ver-
pflichteten sowie eine mögliche Ermächtigung zur Erweite-
rung von Meldepflichten sind nun die Trilogverhandlungen
mit dem EU-Parlament und der Kommission abzuwarten.

Europäische Kommission legt Vorschlag für
eine Verordnung zur Anerkennung der
Elternschaft zwischen den Mitgliedstaaten vor

D ie Europäische Kommission hat am 7. 12. einen Ver-
ordnungsvorschlag zur Harmonisierung des inter-

nationalen Privatrechts in Bezug auf die Elternschaft
auf EU-Ebene veröffentlicht. Ziel des Vorschlags ist es,
die Anerkennung einer in einem EU-Mitgliedstaat begrün-
deten Elternschaft ohne ein besonderes Verfahren in allen
anderen Mitgliedstaaten zu gewährleisten. Im Mittelpunkt
sollen dabei das Wohl und die Rechte des Kindes stehen.
Kinder sollen auch in grenzüberschreitenden Situationen
ihre Rechte behalten, auch falls ihre Familienmitglieder in-
nerhalb der EU reisen oder den Wohnort wechseln.

Der Vorschlag zielt daher darauf ab, die Grundrechte
von Kindern zu schützen, Rechtssicherheit für die Familien
zu schaffen und die Prozesskosten und Belastungen für die
Familien und die Verwaltungs- und Justizsysteme der Mit-
gliedstaaten zu verringern. Zudem sollen die Rechte von
Menschen, die in gleichgeschlechtlichen Ehen leben, ge-
stärkt werden. Im Verordnungsvorschlag enthalten sind
insb folgende Elemente:

• Einheitliche Regelungen zur Bestimmung des Gerichts-
stands

• Bestimmung des anwendbaren Rechts
• Vorschriften für die Anerkennung der Elternschaft
• Einführung eines europäischen Elternschaftszertifikats
Der Vorschlag soll andere EU-Vorschriften des internatio-
nalen Privatrechts, zB in Bezug auf Erbsachen, ergänzen,
aber harmonisiert nicht das materielle Familienrecht. Die-
ses fällt weiterhin in die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten.

Vorschlag für die Verordnung (EN)

BRITTA KYNAST

Leiterin ÖRAK-Vertre-
tung in Brüssel. Die Au-
torin ist in Deutschland
zugelassene Rechtsan-
wältin.
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Juristischer Dienst
ÖRAK-Vertretung in
Brüssel.
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Christoph Küng
Der Präsident der Swiss LegalTech Association (SLTA) ist studierter Betriebswirt und Jurist und be-
schäftigt sich seit Jahren mit der digitalen Rechtsbranche.

Der Markt wird mit Legal-Tech-Tools geradezu über-
schwemmt. Wie findet eine Rechtsanwaltskanzlei die pas-
senden Produkte, die zu einer Effizienzsteigerung im
Kanzlei-Alltag führen können?
Es gibt inzwischen sehr viele interessante neue Services und
Produkte von Startups und auch eine steigende Anzahl an
markterprobten Legal-Tech-Angeboten. Hier ist es in der
Tat schwierig, den Durchblick zu bewahren. Ich empfehle
den Rechtsanwaltskanzleien, intern Prozesse zu identifizie-
ren, die Effizienzpotenzial haben. Dies ist die Basis für den
Einsatz von Legal Tech. Erst danach sollte man passende
Produkte und Services evaluieren. Bei allfälligem internen
Widerstand für die Beschaffung kann man mit einem Inno-
vationsbudget auch nur eine Praxisgruppe, die willig ist, sich
zu verändern, bedienen. Wird die Praxisgruppe es schaffen,
mit dem Produkt schneller, kundenorientierter und effizien-
ter zu arbeiten, werden die restlichen Praxisgruppen bald
nachziehen und das Produkt wird letztlich kanzleiweit aus-
gerollt. Scheitert die Implementierung und Nutzung, hat
man in der Tendenz nur wenig Geld ausgegeben und trotz-
dem wertvolle Erkenntnisse gewonnen. Der Einsatz von Le-
gal-Tech-Tools ist natürlich abhängig von der Größe, Klien-
tenstruktur und der geografischen Ausrichtung der Anwalts-
kanzlei. Bei kleineren Einheiten kommt eher das oben be-
schriebene Vorgehen (bottom-up) zum Zug, bei größeren
Einheiten kann es sich auch mal um eine strategische Be-
schaffung (top-down) handeln. Ferner sei angemerkt, dass
wir an der Cloud nicht vorbeikommen, dies sollte bei der
Produktauswahl berücksichtigt werden.

Bitte berichten Sie uns über die Aktivitäten der SLTA.
Was gab den Ausschlag für die Gründung dieser Vereini-
gung?
Die Gründung ist zurückzuführen auf zwei große Legal-
Tech-Veranstaltungen in den USA im Jahre 2015, die mich
aufrüttelten. Ich begriff sofort, dass die Rechtsbranche mit

einem langandauernden Veränderungsprozess konfrontiert
sein wird, und wollte mich für die Schweiz hierfür engagie-
ren. Als Jurist wusste ich natürlich, dass dies zu Beginn kon-
trovers aufgenommen werden wird, trotzdem wusste ich,
dass der Lauf der Dinge nicht aufgehalten werden kann.
Seither wirken wir mit der SLTA in verschiedenen Berei-
chen mit dem Ziel, die Branche bei dieser Veränderung zu
unterstützen. Wir haben ein föderales regionales Chapter-
Konzept, mit welchem wir die Organisation von Veranstal-
tungen und die Betreuung des Berufsstandes regionalen
Vertretern übergeben. Diese arbeiten inzwischen mit den
kantonalen Anwaltsverbänden und regionalen Sponsoren
zusammen. Die SLTA selbst koordiniert ihre Initiativen
mit dem Schweizerischen Anwaltsverband, mit welchem
wir eine strategische Partnerschaft eingegangen sind. Zent-
rale Initiativen sind etwa das Legal Tech Mapping, eine
jährliche Legal-Tech-Umfrage, die Legal Innovation Konfe-
renz, die Einbringung in die Gesetzgebung, das Verfassen
von Empfehlungen und die Beziehungspflege zum Ausland
mit Kooperationen und internationalen Diskussionen. Fer-
ner unterstützen wir studentische Organisationen mit fi-
nanziellen Mitteln und unserer Marke. Organisiert wird
auf drei Ebenen. Das Leadership Board bestimmt die Stra-
tegie und koordiniert wichtige zentrale Aufgaben. Im Exe-
cutive Board sind die regionalen Chapterverantwortlichen
sowie Personen, die eine konkrete Funktion für den Verein
übernehmen. Das Board of Advisors besteht aus bekannten
Persönlichkeiten, die uns Türen öffnen können.

Welches noch nicht existente Tool, das Ihr Berufsleben
entscheidend verändert, würden Sie gerne erfinden?
Ein Spotify für Rechtsliteratur, das mit einem interessanten
Entschädigungsmodell für Autoren und Rechtsexperten die
physischen Bibliotheken in Kanzleien und Rechtsabteilun-
gen ersetzt und digitalisierte Rechtsliteratur global zugäng-
lich und durchsuchbar macht.

Christoph Küng Foto: Swiss LegalTech Association

Christoph Küng, geb 1977; Mitgründer und Präsident der Swiss
LegalTech Association (SLTA) und Mitgründer des Global LegalTech
Consortium (GLTC) ist Head of Legal Products bei Logol AG (Logol | KI

Reloaded), ein innovativer Schweizer Anbieter von
Technologielösungen für den Rechtsberatungsmarkt. Zuvor war

Christoph Küng Head Digital Legal Transformation bei einem
IT-managed-services Anbieter in Zürich und Chief LegalTech &

Innovation Officer einer der größten Kanzleien der Schweiz.
Christoph Küng studierte Betriebswirtschaft an der Fachhochschule

Nordwestschweiz und Jurisprudenz an der Universität Zürich und ist
eidgenössisch diplomierter Steuerexperte.
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Bemerkenswertes aus der Judikatur des OGH
in Strafsachen seit 2020
Zusammenstellung wichtiger Aussagen in der Rechtsprechung des OGH aus 2020–2021, insb unter
dem Gesichtspunkt der Praxisrelevanz aus Verteidigersicht.

I. EINLEITUNG

Ich habe für meinen Überblick über die wichtigsten Ent-
scheidungen des OGH in Strafsachen wie gewohnt auf die
für das EvBl der ÖJZ getroffene Auswahl zurückgegriffen.
Die Tatsache, dass in jedem Heft vier Entscheidungen vor-
gestellt werden, stellt sicher, dass die Leserin und der Leser
auf knappem Raum über alle wichtigen Entwicklungen im
Straf- und Medienrecht auf dem Laufenden gehalten und
mithilfe von Hinweisen Zusammenhänge hergestellt wer-
den können. Die Rechtssätze und Hinweise des EvBl bis
Heft 18/2021 bilden den Inhalt der nachfolgenden Judika-
turübersicht. Zwischen Rechtssätzen als Entscheidungsin-
halt und Hinweis (aus Anlass der Entscheidungen) wird
nicht unterschieden.

II. MATERIELLES RECHT
• 14 Os 141/19w EvBl 2020/143: Stellt der Einsatz physi-
scher Gewalt den Gebrauch einer Befugnis dar, im Na-
men des Bundes in Vollziehung der Gesetze Amtsge-
schäfte vorzunehmen, weil er intentional auf Durchset-
zung von strafprozessualen Ermittlungs- und Zwangs-
maßnahmen gerichtet ist, kommt der Rsp, derzufolge
„eine Handlung, die sich nicht einmal äußerlich als Amts-
handlung darstellt“, nicht Missbrauch der Amtsgewalt sei,
mag sie „auch während der Amtsbesorgung oder unter
Ausnützung der durch das Amt gebotenen Möglichkeiten
verübt worden sein“, keine Bedeutung zu. Vielmehr han-
delt es sich um iSd § 302 Abs 1 StGB tatbildlichen Befug-
nisfehlgebrauch, der (auch) den Tatbestand einer allg
strafbaren Handlung erfüllt. Nach von der überwiegen-
den Lehre geteilter stRsp wird eine (nicht strenger straf-
bedrohte) allg strafbare Handlung von einem (eintätig zu-
sammentreffenden) Missbrauch der Amtsgewalt (als sub-
sidiär) verdrängt. Hierfür genügt es, dass die Begehung
der allg strafbaren Handlung wenigstens phasenweise Be-
fugnisfehlgebrauch iSd § 302 StGB darstellt, während es
nicht erforderlich ist, dass alle Merkmale der allg strafba-
ren Handlung im Tatbestand des § 302 StGB enthalten
sind. Beim Vergleich der Strafdrohungen bleibt eine
gem § 313 StGB mögliche Strafschärfung außer Betracht.

• 14 Os 25/20p EvBl 2020/160: Beim Kreditbetrug tritt der
Schaden nur im Fall des gänzlichen Fehlens der Rückzah-
lungsfähigkeit des Kreditnehmers zum Zeitpunkt der
Kreditaufnahme bereits mit der Zuzählung der jeweiligen
Darlehensvaluta (bei einem kreditfinanzierten Kauf mit

Ausfolgung des Gegenstandes) ein, weil dieser von An-
fang an jeweils nur eine wertlose, nicht realisierbare For-
derung gegenübersteht. Verwertbare Sicherheiten wie ein
Eigentumsvorbehalt schließen zwar weder den Eintritt ei-
nes Vermögensschadens noch einen darauf gerichteten
Vorsatz aus, dürfen jedoch bei Ermittlung des objektiven
Schadens nicht außer Betracht bleiben. Abzuziehen ist bei
Gebrauchsgegenständen (wie Kraftfahrzeugen) deren
Verkehrswert, bei dessen Berechnung auf den nach wirt-
schaftlichen Gesichtspunkten üblichen Zeitpunkt der
Verwirklichung des Rückforderungsrechts oder, wenn
die Rücknahme bereits erfolgt ist, auf deren Zeitpunkt ab-
zustellen ist.

• 11 Os 46/20d EvBl-LS 2020/179: Spätere Entlastung des
Geschäftsführers steht Untreue nicht entgegen und führt
auch nicht zur Strafaufhebung wegen tätiger Reue;
§§ 153, 167 Abs 2 StGB. Zur Begründung der UAaufhe-
bung hat der OGH auf Marek in WK2 § 58 StGB Rz 8
verwiesen, die schreibt: „Begeht der Täter innerhalb der
Verjährungsfrist neuerlich eine auf der gleichen schädli-
chen Neigung beruhende mit Strafe bedrohte Handlung
[. . .], läuft die Verjährungsfrist für die erste Tat zwar wei-
ter, sie kann aber nicht ablaufen, bevor auch für die zwei-
te Tat die Verjährungsfrist abgelaufen ist. Die Hemmung
der Verjährung nach Abs 2 bezieht sich nur auf die frü-
here Tat, während die später begangene unabhängig da-
von verjährt, dass der Täter zuvor ein mit strengerer Stra-
fe bedrohtes Verhalten gesetzt hat, das aufgrund längerer
Verjährungsfrist später verjährt [. . .]. Nicht entscheidend
ist, ob die den Ablauf hemmende Folgetat schuldhaft be-
gangen wurde.“

• 15 Os 129/19p, 130/19k EvBl 2021/6: Die Äußerung ei-
nes (bloßen) Tatverdachts, die in aller Regel die Annahme
impliziert, die Tatbegehung sei dem Betreffenden jeden-
falls zuzutrauen, ist die abgeschwächte Form des Tatvor-
wurfs selbst. Soweit hier von Interesse schreibt Rami in
WK2 § 111 Rz 12, auf dessen Kommentierung sich der
Fachsenat beruft: „Tatbestandsmäßig iSv § 111 Abs 1
StGB ist nicht nur der Vorwurf einer bestimmten Hand-
lung selbst, also die Unterstellung, jemand habe eine sol-
che tatsächlich begangen [. . .], sondern idR auch die Äu-
ßerung entsprechender Vermutungen und Verdächtigun-
gen, weil dies – eben idR – die Aussage beinhaltet, der
Betroffene habe die Tat mit einer gewissen – je nach Äu-
ßerung mehr oder weniger großen – Wahrscheinlichkeit
begangen ([. . .] 15 Os 106/10t [. . .] 15 Os 175/10i; 15 Os

ECKART RATZ

Der Autor, PräsdOGH
iR, ist Mitherausgeber
und Autor der Wiener
Kommentare zu StGB
und StPO, verantwort-
lich für den strafrechtli-
chen Teil des Evidenz-
blatts der Rechtsmittel-
entscheidungen der ÖJZ
und Honorarprofessor
für Strafrecht und Straf-
prozessrecht der Univer-
sität Wien.

2023/65

Eckart Ratz Bemerkenswertes aus der Judikatur des OGH in Strafsachen seit 2020

02_2023 österreichisches anwältinnenblatt

108

Abhandlungen



34/13h; 15 Os 152/15 i [153/15m] [. . .] vgl auch bereits
15 Os 130/10x [. . .]; insoweit decken sich diese E mit
14 Os 61/97 [. . .] und 13 Os 155/07d [. . .], wonach der
Umstand, einer [Straf-]Tat verdächtig zu sein, für sich al-
lein weder eine verächtliche Eigenschaft oder Gesinnung
noch ein unehrenhaftes oder gegen die guten Sitten ver-
stoßendes Verhalten, eine Behauptung dieses Inhalts mit-
hin auch keine üble Nachrede iSv § 111 Abs 1 StGB sei,
weil auch diese E darauf abstellen, ob mit der inkriminier-
ten Äußerung letztlich, also zB „zwischen den Zeilen“, die
Tatbegehung unterstellt wird [. . .]).“ Einer Straftat ver-
dächtig zu sein, begründet demnach gerade keine ver-
ächtliche Eigenschaft oder Gesinnung (§ 111 StGB). Der
Fachsenat äußert sich – blickt man mit Rami genau hin –

also nicht zum materiellen Recht, vielmehr zur Beweis-
würdigung, die nur bei Überschreitung ihrer formalen
Grenzen oder als erheblich bedenklich mit Erneuerungs-
antrag erfolgversprechend beim OGH angefochten wer-
den kann (zum Bedeutungsinhalt einer Äußerung als Tat-
frage vgl RIS-Justiz RS0092588, RS0121294, RS0119300,
RS0115120, RS0112618, RS0110511, RS0108805,
RS0092437; krit Rami in WK2 MedienG Vor § 1 Rz 1/
2ff).

• 11 Os 76/20s EvBl-LS 2021/8: Dass sich der Täter wegen
seiner (die Zurechnungsfähigkeit ausschließenden) Abar-
tigkeit von höherem Grad eine Notwehrsituation einbil-
det, hindert die Unterbringung nach § 21 Abs 1 StGB
nicht. Wer trotz vorsätzlichen Handelns infolge irrtümli-
cher Annahme eines rechtfertigenden Sachverhalts wegen
vorsätzlicher Begehung nicht bestraft werden kann (§ 8
StGB) oder aufgrund eines Rechtsirrtums (§ 9 StGB) oder
eines Irrtums über einen entschuldigenden Sachverhalt
(§ 10 Abs 2 zweiter Satz StGB) nicht schuldhaft handelt,
begeht eine mit Strafe bedrohte (Vorsatz-)Tat. Wer also
einen anderen vorsätzlich tötet, weil er aufgrund eines
Verfolgungswahns irrig einen gegenwärtigen Angriff auf
sein Leben annimmt (§ 8 StGB) oder infolge krankhaften
Größenwahns meint, nach bloßem Anrempeln dazu be-
rechtigt zu sein (§ 9 StGB), kann unter Umständen nur
deshalb nicht wegen § 75 StGB bestraft werden, weil er
den Mord unter dem Einfluss dieses Zustands begangen
hat. Von solchen Irrtümern wird die Zulässigkeit der
Maßnahme nach § 21 Abs 1 StGB nicht berührt.

• 12 Os 107/19 f EvBl-LS 2021/16: Wird bei gleichartiger
(wie ungleichartiger) Realkonkurrenz ebenso wie bei un-
gleichartiger Idealkonkurrenz die darauf bezogene Quali-
fikation durch ein und denselben Erfolg nur bei einer der
zusammentreffenden strafbaren Handlungen begründet,
und zwar bei derjenigen mit dem strengsten Strafsatz, be-
steht gleichwohl für eine ex post vorzunehmende Herab-
setzung des tatsächlich im Einzelfall begangenen Un-
rechts auf eine solcherart unqualifizierte Tatbestandsver-
wirklichung bei der Prüfung der Frage der Verjährung
keine Veranlassung. Nach 14 Os 172/11 t (verstSen) be-
gründet ein- und derselbe Erfolg auch im Verhältnis un-

gleichartiger Realkonkurrenz erfolgsqualifizierter strafba-
rer Handlungen (nicht nur im Verhältnis der strafbaren
Handlungen des 10. Abschn des StGB, sondern in dessen
Anwendungsbereich insgesamt) die darauf bezogene
Qualifikation nur bei einer der zusammentreffenden Ta-
ten (materielle Subsidiarität); begründet wird diejenige
mit dem strengsten Strafsatz.

• 15 Os 146/19p EvBl 2021/20: Wird im Fall einer vorüber-
gehenden Erkrankung eines in Substitutionsbehandlung
befindlichen Patienten gem § 23e Abs 2 Z 2 und Abs 8
SV die Abgabe der Substitutionsmittel an eine ver-
trauenswürdige Person angeordnet, so ist auch deren Er-
werb und Besitz des Suchtmittels sowie die Übergabe des-
selben an den Substitutionspatienten legal, soweit der
Umgang durch die vom Arzt getroffene Mitgaberegelun-
gen gedeckt ist. Hat die vertrauenswürdige Person dem
Substitutionspatienten das ihm zugedachte Medikament
überlassen, ist ein neuerlicher Erwerb und Besitz des Sub-
stitutionsmittels durch sie nicht mehr von § 23e Abs 2
Z 2 und Abs 8 SV gedeckt.

• 11 Os 5/20z EvBl 2021/35: Tätigt der Schuldner Falsch-
angaben zu (der Zwangsvollstreckung unterworfenem)
Vermögen, das im Zeitpunkt der Abgabe des Vermögens-
verzeichnisses zwar noch vorhanden ist, das er aber be-
reits davor beiseite geschafft (oder zum Schein verringert)
hat, begründet dies mit Blick auf die bereits dadurch ein-
getretene Vereitelung oder Schmälerung der Befriedigung
mangels weiterer Gefährdung der Gläubiger keine Straf-
barkeit nach § 292a StGB, sondern (nur) eine solche
nach § 156 StGB. Wurde (im maßgeblichen Zeitpunkt
noch vorhandenes) Vermögen nicht bereits vorher iSd
§ 156 StGB beiseite geschafft oder sonst zum Schein ver-
ringert, sondern wird es (erst) im Zuge der Abgabe eines
Vermögensverzeichnisses (durch wahrheitswidrige Ver-
neinung oder pflichtwidrige Verschweigung) iSd § 156
StGB verheimlicht, ist das solcherart verwirklichte Verge-
hen nach § 292a StGB dem Verbrechen der betrügeri-
schen Krida nach § 156 Abs 1 StGB gegenüber dann (ma-
teriell) subsidiär, wenn die vom (objektiv) falschen oder
unvollständigen Vermögensverzeichnis betroffenen
Gläubiger mit den durch die Vermögensverheimlichung
geschädigten Gläubigern ident sind. Ob Subsidiarität vor-
liegt, bestimmt sich im Gegensatz zur Konsumtion, wo
die konkreten Umstände der Tatbegehung in die Beurtei-
lung einzubeziehen sind, nach dem abstrakten Verhältnis
der strafbaren Handlungen zueinander. Die logische
Struktur der Subsidiarität liegt in der Überschneidung.
Im Fall einer ges Subsidiaritätsklausel liegt ausdrückliche
(formelle), sonst stillschweigende (materielle) Subsidiari-
tät vor. Weil im Gegensatz zur Spezialität, wo es keines
besonderen Hinweises des Gesetzgebers auf die derogie-
rende Wirkung des speziellen Tatbestands bedarf, bei
Subsidiarität aufgrund der gleichen begriffslogischen La-
ge auch Idealkonkurrenz in Frage kommt, darf man nach
Klug (ZStW 68 [1956] 414) die ausdrückliche Subsidiari-

Eckart Ratz Bemerkenswertes aus der Judikatur des OGH in Strafsachen seit 2020

österreichisches anwältinnenblatt 02_2023

109

Abhandlungen



tät als Normalform ansprechen. Hat der Gesetzgeber ex-
pressis verbis nichts über Subsidiarität angeordnet, so ist
– im Fall einer einzigen Tat – demnach prinzipiell von
Idealkonkurrenz auszugehen. Soll gleichwohl Subsidiari-
tät gelten, bedarf es einer zweifelsfreien Begründung, die
in Abweichung von diesem Grundsatz die Annahme
rechtfertigt, der Gesetzgeber habe an Stelle von Idealkon-
kurrenz stillschweigend Subsidiarität vorausgesetzt. An-
stelle einer ausdrücklichen Anordnung des Gesetzgebers
kann sich aufgrund des Sinnzusammenhanges mehrerer
Strafvorschriften stillschweigende Subsidiarität ergeben,
welche vornehmlich aus der Systematik des AT abgeleitet
wird. Nur in Sonderfällen sind die Argumente für still-
schweigende Subsidiarität aus der Systematik des BT ab-
zuleiten.

• 14 Os 89/20z EvBl-LS 2021/36: Die Rechtsfolge des
Amtsverlusts kann nur Beamte im dienstrechtlichen
Sinn, nicht einen Beliehenen treffen.

• 14 Os 92/20s EvBl-LS 2021/37: Die Wertung einer Auf-
forderung an das Tatopfer, die im Rahmen der Verteidi-
gung gesetzten Tätlichkeiten zu beenden, und die Aus-
nützung des damit vermittelten Eindrucks einer bereinig-
ten Situation zu einem neuerlichen, Verletzungsfolgen
iSd § 84 Abs 1, § 85 Abs 1 Z 1 StGB herbeiführenden An-
griff als erschwerend, ist zulässig. Nicht die „entscheiden-
den Tatsachen“ werden iSd § 281 Abs 1 Z 11 zweiter Fall
StPO offenbar unrichtig beurteilt, vielmehr die Frage,
welcher Sachverhalt in concreto erforderlich („entschei-
dend“) wäre, um die Rechtsvorschrift (hier: über die
Strafbemessung) anzuwenden oder deren Anwendung
abzulehnen.

• 13 Os 24/20h (verstSen) EvBl 2021/42: Feststellungen des
ErstG zum Anzünden eines fremden, nämlich im Eigen-
tum des Sohnes der Angekl stehenden, Einfamilienhauses
an mehreren Stellen sowie zum Einsatz einer 17 Personen
umfassenden Löschmannschaft mit drei Feuerwehrfahr-
zeugen, um den Brand unter Einsatz von schweren Atem-
schutzgeräten unter Kontrolle zu bringen, genügen für
die Annahme einer Feuersbrunst nach § 169 Abs 1 StGB.
Der Vorsatz des Täters muss sich in der Tatbestandsvari-
ante des § 169 Abs 1 StGB auf die Fremdheit der Sache,
die fehlende Einwilligung des Eigentümers und die Her-
beiführung einer Feuersbrunst beziehen. Der verst Senat
folgert aus gleicher Einordnung beider Grundtatbestände
des § 169 StGB im 7. Abschn des BT StGB und ausdrück-
licher Hervorhebung eines in Abs 1 enthaltenen Tatbe-
standsmerkmals in Abs 2 einen Unterschied in der jeweils
erforderlichen Gefahr, „weil dem Gesetzgeber nicht un-
terstellt werden kann, dass er ein Tatbestandsmerkmal,
das er in § 169 Abs 2 StGB ausdrücklich anführt, in
§ 169 Abs 1 StGB stillschweigend voraussetzt“. Die Beleg-
stelle der GMat lautet: „Während sich bei der Brandstif-
tung an einer fremden Sache schon aus dem Begriff der
Feuersbrunst denknotwendig eine Gefahr für fremdes Ei-
gentum in großem Maß ergibt, fordert der Entwurf für

die Brandstiftung an eigener Sache oder an fremder Sache
mit Einwilligung des Verfügungsberechtigten ausdrück-
lich, daß durch die Feuersbrunst eine Gefahr für Leib
oder Leben eines anderen oder für das Eigentum eines
Dritten in großem Ausmaß entsteht.“ § 296 Abs 1 StPO
bezieht sich ausdrücklich nicht auf den Fall bereits rite
erfolgter Vorlage an das OLG nach § 294 Abs 3 zweiter
Satz StPO: „Niemand darf seinem gesetzlichen Richter
entzogen werden.“ (Art 83 Abs 2 B-VG). Darauf scheint
es dem verstSen jedoch nicht anzukommen, vielmehr auf
den Hinweis, dass „[d]as Gesetz [. . .] auf die Prozesssitua-
tion einander gegenüberstehender Parteien ab[stellt]“
und eine im Schrifttum vertretene Auffassung, wonach
die Vorschrift auch NB der GenProk erfasst, „nicht aus
dem [. . .] Wortlaut der angesprochenen Norm argumen-
tiert, sondern dieser durch das Erfordernis einer ‚auch
bloß hinsichtlich eines anderen Angekl‘ ergriffenen NB
ersetzt [wird].“ Damit würde die StA mit einer NB (zu-
gunsten oder zum Nachteil des Angekl) „in Erfüllung ih-
rer gesetzlichen Aufgaben zur Wahrung der Interessen
des Staates in der Rechtspflege“ (§ 19 Abs 3 [§ 1 erster
Satz StAG] StPO) eine „Seite“ vertreten, die GenProk –

wiewohl StA –mit einer NB zur Wahrung der „Interessen
des Staates in der Rechtspflege“ aber keine „Seite“. Hätte
der verstSen aus der gegenüber § 33 StPO idF vor BGBl I
2004/19 neuen Wortfolge, wonach diese vor dem OGH
„nicht als Anklagebehörde ein[schreitet]“, eine gegenüber
der Rechtslage vor 2008 veränderte Stellung der GenProk
gefolgert, hätte er aber wohl zumindest angedeutet, worin
der Unterschied der von den unterschiedlichen Organisa-
tionseinheiten der StA (2. Abschn des 2. HptSt der StPO)
wahrzunehmenden „Interessen“ neuerdings besteht (vgl
§ 2 Abs 1 StAG). Daher könnte der verstSen auch bloß
die im § 296 Abs 1 StPO verwendeten Worte „von der
einen oder der anderen Seite“ durch „von Beteiligten
des Hauptverfahrens (§ 220)“ ersetzt haben, um eine sei-
ner Überzeugung widerstreitende These zu widerlegen.
Die zum Beleg angeführten Entscheidungen des 11. Se-
nats nehmen zu § 296 Abs 1 StPO jedenfalls nicht Stel-
lung, und zu 13 Os 53/15 s hatte die GenProk – nach
Maßgabe der bekanntgegebenen Vorgänge – aufgrund ei-
nes in der UAusfertigung einbekannten Fehlers NBzWdG
ergriffen, ohne dass die von der StA ergriffene Berufung
dem OLG vorgelegt worden war.

• 15 Os 85/20v EvBl 2021/49: Gewerbsmäßigkeit verlangt
neben bestimmten objektiven Kriterien die Absicht des
Täters, sich durch die wiederkehrende Begehung einer
„Tat“ eine längere Zeit hindurch ein nicht bloß geringfü-
giges fortlaufendes Einkommen zu verschaffen. Eine fort-
laufende Verwertung der Beute aus einer einzigen Tat
wird dem Begriff der Gewerbsmäßigkeit nicht gerecht.

• 14 Os 102/20m EvBl-LS 2021/53: Die für Urkundequali-
tät maßgebliche Schriftform liegt nicht vor, wenn ein
Screenshot aus einem Online-Banking-System per E-
Mail übermittelt wird. Zur möglichen Verwirklichung
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von § 225a StGB hat der OGH darauf aufmerksam ge-
macht, „dass dieser Tatbestand das Herstellen (bloß) un-
richtiger Daten nicht erfasst (RIS-Justiz RS0122091 [T 3];
Reindl-Krauskopf in WK2 StGB § 225a Rz 7).“

• 13 Os 35/20a EvBl 2021/63: Im Bereich der NoVA ist
selbstständige Tat das Unterlassen der Anmeldung und
der Entrichtung der NoVA spätestens am 15. Tag des
auf den Kalendermonat, in dem die Steuerschuld entstan-
den ist (§ 7 NoVAG 1991), zweitfolgenden Monats (§ 11
Abs 1 und 4 NoVAG 1991). Nach § 4 NoVAG 1991 ist
Abgabenschuldner im Fall der Lieferung (§ 1 Z 1 und 4
NoVAG) der Unternehmer, der die Lieferung ausführt,
im Fall der erstmaligen Zulassung (§ 1 Z 3 NoVAG
1991) derjenige, für den das Kfz zugelassen wird.

• 14 Os 47/20y EvBl 2021/69: Liegt einem (Polizei-)Beam-
ten zur Last, Daten in für die dienstliche Aufgabenerfül-
lung eingerichteten (elektronischen) Datenbanken abge-
fragt und das Ergebnis jemandem mitgeteilt zu haben, ist
unter dem Aspekt von Missbrauch der Amtsgewalt zwi-
schen der Beschaffung von (amtsgeheimen) Informatio-
nen und deren Weitergabe zu unterscheiden: Das Ermit-
teln der Daten erfüllt das Tatbild, wenn der Beamte ohne
dienstliche Rechtfertigung handelt und solcherart seine
(abstrakte) Befugnis (zu hoheitlicher Aufgabenerfüllung)
missbraucht. Hingegen wird bei der Datenweitergabe nur
ausnahmsweise eine tatbildliche Befugnis in Anspruch
genommen. Davon abgesehen kommt Missbrauch der
Amtsgewalt durch Geheimnisverrat nur dann in Betracht,
wenn der Beamte dies auf Grund einer ihn (iZm einer
bestimmten hoheitlichen Maßnahme) konkret treffenden
Pflicht zu unterlassen hat. Ansonsten ist Strafbarkeit einer
(unzulässigen) Informationsweitergabe primär nach
§ 310 StGB zu prüfen, welcher Tatbestand bei vorange-
gangener missbräuchlicher Beschaffung der Information
(des Geheimnisses) mit § 302 Abs 1 StGB real konkur-
rieren kann. Verwirklicht die Informationsweitergabe
für sich nicht den Tatbestand des Missbrauchs der Amts-
gewalt, scheidet ihre Zusammenfassung mit der Informa-
tionsbeschaffung im Rahmen einer tatbestandlichen
Handlungseinheit unter dem Aspekt des § 302 Abs 1
StGB aus. Missbrauch der Amtsgewalt setzt zudem voraus
(arg: „dadurch“), dass die Rechtsschädigung nach dem
Vorsatz des Täters gerade durch den Befugnismissbrauch
bewirkt werde. Ergibt sich – so der OGH in einem Hin-
weis für sachgerechtes Vorgehen im nachfolgenden
Rechtsgang – die den Beamten treffende Pflicht zum
Handeln (deren Verletzung durch Unterlassen inkrimi-
niert wurde) nicht aus im BGBl kundgemachten Rechts-
akten (oder solchen der EU), sondern (bloß) aus einer
Verwaltungsverordnung (etwa einem Erlass), sind auch
dazu konkrete Feststellungen zu treffen, weil insoweit
der Grundsatz „iura novit curia“ nicht zum Tragen
kommt.

• 13 Os 88/20w EvBl 2021/70: Befugnis, außerhalb des
Dienstes Befehls- oder Zwangsgewalt auszuüben (maW

als Träger der Staatsgewalt einzuschreiten; § 269 Abs 1
StGB), kommt Justizwachebeamten nicht zu. Das Recht
(und die Pflicht) nach § 1 Abs 3 RLV haben ausschließ-
lich Organe des öff Sicherheitsdienstes (§ 5 Abs 2 SPG),
zu denen die Angehörigen der Justizwache (§ 13a StVG)
nicht zählen. Als Anlasstat für Unterbringung nach § 21
StGB kommt nur eine Handlung in Betracht, die mit ei-
ner ein Jahr übersteigenden Freiheitsstrafe bedroht ist.
Dabei ist die ges Strafdrohung entscheidend. Weil das
Gesetz auf eine Tat abstellt, kommt eine Zusammenrech-
nung nach § 29 StGB oder iSd Zusammenrechnungs-
grundsatzes nach § 28a Abs 2 Z 3 oder Abs 4 Z 3 SMG
nicht in Frage. Auch § 84 Abs 3 StGB ist ohne Bedeutung.
Da §§ 39, 313 StGB der Subsumtion nachgelagerte Vor-
schriften darstellen, sind sie ebenso wenig zu berücksich-
tigen. Eine Änderung der Strafbefugnis durch § 5 JGG ist
nicht maßgebend. Eine einzige tatbestandliche Hand-
lungseinheit hingegen ist auch nur eine einzige Tat iSd
§ 21 Abs 1 StGB.

• 11 Os 49/20w EvBl 2021/84: Strafbarkeit nach § 65 StGB
erfordert jedenfalls Feststellungen dazu, ob die Tat jene
(objektiven und subjektiven) Tatbestandsmerkmale einer
(in Betracht kommenden) ausl Strafnorm erfüllt, die den
(auf Basis des Urteilssachverhalts verwirklichten) Tatbe-
ständen des österr Rechts (hier §§ 146, 147 Abs 1a, Abs 2
StGB) fremd sind.

• 11 Os 136/20i EvBl-LS 2021/93: Bei Beteiligung mehrerer
begehen nur Täter gewerbsmäßig, welche in der Absicht
handeln, sich selbst durch die wiederkehrende Begehung
längere Zeit hindurch ein nicht bloß geringfügiges fort-
laufendes Einkommen zu verschaffen. In den Entschei-
dungsgründen führt der OGH ergänzend aus: Strafbar-
keitsvoraussetzungen wie (hier:) das Nichtvorliegen der
Verjährung sind bei Tatmehrheit für jede Tat gesondert
zu prüfen, woran auch die Anwendung des Zusammen-
rechnungsgrundsatzes nach § 29 StGB nichts ändert
(RIS-Justiz RS0132829; RS0128998; Marek in WK2 StGB
§ 57 Rz 12). Ob eine Tat verjährt ist, richtet sich grund-
sätzlich nach dem im Entscheidungszeitpunkt geltenden
Recht, nach früherem Recht nur dann, wenn Verjährung
bereits unter dessen Geltung eingetreten war, der Täter
also bereits nach früherem Recht straflos wurde (Marek
in WK2 StGB § 57 Rz 23; RIS-Justiz RS0072368;
RS0116876). [. . .] Die Frage der Verjährung ist [. . .] in An-
sehung einer ungewissen Zahl von den Vergehen des Be-
trugs nach § 146 StGB und des schweren Betrugs nach
§§ 146, 147 Abs 2 StGB mit (seit dem Tatzeitraum unver-
änderten) Strafdrohungen von Freiheitsstrafe bis zu sechs
Monaten oder Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen (Verjäh-
rungsfrist nach § 57 Abs 3 StGB: ein Jahr) bzw von bis zu
drei Jahren Freiheitsstrafe (Verjährungsfrist nach § 57
Abs 3 StGB: fünf Jahre) subsumierbaren Taten zu prüfen.
Das Fehlen von Feststellungen zu den konkreten Zeit-
punkten der betrügerischen Angriffe und zum Ausmaß
der jeweils täuschungsbedingt veranlassten Vermögens-
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schäden sowie von – deshalb erforderlichen – Konstatie-
rungen zu die Verjährung im Ablauf (§ 58 Abs 2 StGB)
oder im Fortlauf (§ 58 Abs 3 Z 2 StGB) hemmenden Um-
ständen (Marek in WK2 StGB § 58 Rz 1f) macht die (im-
plizite rechtliche) Annahme der Beseitigung dieses Aus-
nahmesatzes unschlüssig (Z 9 lit b; vgl RIS-Justiz
RS0122332 [T 1 und T 6, T 11]).

• 14 Os 110/20p EvBl-LS 2021/101: Ebenso wie beim Ver-
brechen des Raubes nach § 142 Abs 1 StGB sind auch
beim Verbrechen der Erpressung nach § 144 Abs 1 StGB
alle (wenn auch in verschiedenen Tatphasen gesetzten, in
einem unmittelbaren und sachlichen Zusammenhang ste-
henden) Handlungen des Täters vom Beginn der Ausfüh-
rung des erpresserischen Vorsatzes bis zur materiellen
Vollendung der Tat grundsätzlich als einer gesonderten
strafrechtlichen Zuordnung nicht zugängliche Einheit an-
zusehen. Eine gegen die Person des Opfers einer Erpres-
sung gerichtete Freiheitsentziehung geht daher dann im
Tatbestand des § 144 Abs 1 StGB auf, wenn diese Bewe-
gungseinschränkung bereits im Zuge der Ausführung der
Erpressungstat an sich als Mittel zur Durchsetzung des
deliktischen Vorhabens erfolgt ist oder wenn sie unmit-
telbar nach Abnötigung des erpressten Gutes der Siche-
rung der Beute oder der Einleitung der Flucht dient. Der
Eingriff in die pers Bewegungsfreiheit des Opfers, in des-
sen Verlauf wiederholt qualifizierte Drohungen des un-
mittelbaren Täters geäußert wurden, diente – so der
OGH in den Gründen seiner Entscheidung – als (eines
der) Tatmittel zur Ausführung der Erpressung. Die Frei-
heitsentziehung ging auch nicht deutlich über das zur
Verfolgung des Zwecks der Erpressung erforderliche
Ausmaß hinaus. Damit werde sie als typische „Begleittat“
vom Verbrechen der schweren Erpressung nach § 12 drit-
ter Fall, § 15, § 144 Abs 1, § 145 Abs 1 Z 1 StGB konsu-
miert.

• 14 Os 1/21k EvBl 2021/107: Rechtshandlung ist nur eine
rechtsgeschäftliche oder prozessuale Handlung zu verste-
hen, die (unmittelbar) rechtliche Wirkungen für das Un-
ternehmen (auf das sich die Bediensteten- oder Beauf-
tragteneigenschaft bezieht) entfaltet. Rein faktische Tätig-
keiten oder solche, die Rechtshandlungen für das Unter-
nehmen bloß vorbereiten oder rechtsgeschäftlich
übernommene Aufgaben bloß erfüllen, sind hingegen
nicht erfasst (§ 309 StGB).

• 13 Os 67/20g EvBl 2021/108: § 22 Abs 3 FinStrG erklärt
die Tatbestände der §§ 223 und 293 StGB als gegenüber
Finanzvergehen subsidiär, wenn sie „im Zusammenhang“
mit diesen begangen worden sind (ausdrückliche Subsi-
diarität). Durch diese Formulierung wird zum Ausdruck
gebracht, dass die genannten strafbaren Handlungen –

anders als nach § 22 Abs 2 FinStrG – (nicht nur im Fall
der Idealkonkurrenz, sondern) auch dann verdrängt wer-
den, wenn sie mit dem jeweiligen Finanzvergehen (im
Zusammenhang stehen und) real konkurrieren. Im Rah-
men der hier nicht wiedergegebenen Erledigung der NB

hat der Senat darauf hingewiesen, „dass der Abgabe-
pflichtige die seiner Abgabenerklärung zu Grunde liegen-
den Beweismittel nur bereit halten, sie aber erst auf Ver-
langen der Beh vorlegen muss (§§ 137f BAO). Abgaben-
erklärung und Beweismittel stellen solcherart eine Einheit
dar, die der Beh durch die Erstattung der Erklärung zu-
gänglich gemacht wird, woran der Umstand, dass (aus
verfahrensökonomischen Gründen) ein Teil dieser Ein-
heit (vorerst) räumlich beim Abgabepflichtigen verbleibt,
nichts ändert (Lässig in WK2 FinStrG § 39 Rz 6)“.

• 15 Os 13/21g, 14/21d EvBl 2021/115: Der Sinngehalt ei-
ner Textpassage ist – als Tatfrage – stets aus der Sicht
jenes Rezipienten, an den sich die Publikation nach ihrer
Aufmachung und Schreibweise sowie den behandelten
Themen richtet, nach deren Wortsinn aus dem Gesamt-
zusammenhang der damit inhaltlich im Konnex stehen-
den Ausführungen zu ermitteln, sodass auf den situativen
Kontext abzustellen ist, in den der fragliche Aussagege-
halt einzuordnen ist. Anerkennung und Ausgleich einer
Grundrechtsverletzung beseitigt darauf bezogene Be-
schwer Betroffener. In ebendieser Sache hatte 15 Os 36/
20p EvBl 2020/136 Betroffenen die Anerkennung vom
EGMR erkannter Grundrechtsverletzung unter Berufung
auf das – allerdings erst „[i]m erneuerten Verfahren“ gel-
tende – Verschlechterungsverbot des § 363b Abs 3 zwei-
ter Satz StPO verweigert. Auf der Basis dieser – die Wirk-
samkeit von Erneuerungsanträgen als Grundrechtsbe-
schwerde signifikant herabsetzenden – Ansicht wäre
selbst eine Unterstützung durch Erneuerungsantrag der
GenProk erfolglos geblieben (grundlegend anders RIS-
Justiz RS0126446, RS0126176, RS0123644). Wie nach
§ 363b Abs 3 zweiter Satz StPO soll auch das Verschlech-
terungsverbot nach § 292 StPO nicht schlagend werden,
soweit es bloß um Feststellung von Rechtsverletzung geht.
In Stattgebung der (nach rund einem Jahr) ergriffenen
NBzWdG hat der Fachsenat das Erk des EGMR nun um-
gesetzt, die darin festgestellte Verletzung anerkannt und
betont, dass es damit sein Bewenden habe. 13 Os 16/09s
EvBl 2009/77 hat indessen klargestellt, dass ein solcher
Ausspruch in einem zum Ausgleich der Grundrechtsver-
letzung angestrengten Amtshaftungsverfahren bindet.
Die Tatfrage des Bedeutungsinhalts einer Aussage be-
stimmt sich nach dessen Rolle im zu prüfenden Tatbe-
stand. Geht es um gefährliche Drohung (§ 74 Abs 1 Z 5
StGB) kommt ein sog objektiv-individueller Maßstab zur
Anwendung; geht es um ein Medieninhaltsdelikt (§ 1
Abs 1 Z 12 MedienG), ist der angesprochene Medienkon-
sument entscheidend – den Ausschlag gibt jedes Mal der
situative Kontext, weil es um die pragmatische Sprach-
ebene geht: Der Maßstab für den Bedeutungsinhalt von
Publikationen darf also nicht mit dessen Feststellung ver-
mengt werden. Welche Tatsachen entscheidend sind, ist
Antwort auf die Rechtsfrage im Obersatz des Syllogismus
der Rechtsfolgebestimmung. Ob sie sich rechtlich als ent-
scheidend beurteilte Tatsachen ereignet haben, ist hinge-
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gen Sache der Existenzbehauptung des Untersatzes. Diese
wird nach freier Beweiswürdigung durch die „Überzeu-
gung“ der Tatrichter beantwortet (§ 258 Abs 2 StPO).
Fehlende Feststellungen zu positiven und negativen Tat-
bestandsmerkmalen werden mit Rechts- oder Subsum-
tionsrüge als verfehlte Anwendung des materiellen
Rechts, entscheidende Feststellungen willkürlich getrof-
fen zu haben, hingegen mit Mängelrüge (als prozessual
mangelhafte Darstellung) geltend gemacht. Der NBzWdG
folgend, geht der Fachsenat davon aus, dass das ErstG
zum Inhalt der vermittelten Botschaft erforderliche Fest-
stellungen nicht getroffen hat, während das BerG diese
zwar getroffen, aber den „rechtlichen Erfordernisse[n]
der Darlegung [. . .] in der Auseinandersetzung mit der
Beweiswürdigung des ErstG nicht Rechnung getragen“
(gemeint: die auf der Grundlage der „in erster Instanz
aufgenommenen Protokolle“ anstelle des ErstG getroffe-
nen Feststellungen [§ 473 Abs 2 zweiter Satz {§ 489 Abs 1
zweiter Satz} StPO, § 8a Abs 1 MedienG] mangelhaft be-
gründet) hat. Sowohl das U des LG als auch jenes des
OLG verstoßen nach Ansicht des Fachsenats – nur, aber
immerhin – gegen das Willkürverbot des § 281 Abs 1 Z 5
StPO. Der Fachsenat folgt damit einer im Schrifttum ver-
einzelt vertretenen Auffassung, nach welcher § 281 Abs 1
Z 5 zweiter Fall StPO gegen fehlende Feststellungen of-
fenstehe. Die stRsp, nach welcher fehlende Feststellungen
allein materiellen NG zuzuschlagen sind, erwähnt er
nicht. Umgekehrt hat 15 Os 129/19p, 130/19k EvBl
2021/6 dank Gleichstellung von geäußertem Tatverdacht
und Tatvorwurf kürzlich einen Erfahrungssatz der Be-
weiswürdigung als materiell-rechtliche Vorschrift beur-
teilt. 15 Os 71/20k, 72/20g, 127/20w EvBl 2021/76 hat
jüngst aus (durch Berufung auf den Wahrheitsbeweis re-
sultierender) Berechtigung zu einschlägiger Sachverhalts-
klärung auf eine „Pflicht zur amtswegigen Wahrheitsfor-
schung“ (Hervorhebung nur hier) geschlossen und das
Beweisantragsrecht der HV (wenngleich ohne Rek auf
die Vorschriften des RMVerfahrens und ungeachtet ggt
Rsp; vgl zuletzt 11 Os 82/18w EvBl 2019/7) bedingungs-
los auf den GT übertragen. Zur materiell-rechtlichen Ein-
ordnung des medienrechtlichen Entschädigungsantrags,
dem logisch ersten Schritt bei Entscheidung über eine –

wie hier – gegen EndU (nicht bloß gegen Vorgänge) er-
griffene NBzWdG (§ 292 fünfter Satz StPO), äußern sich
weder GenProk noch Fachsenat. Sie gehen als selbstver-
ständlich davon aus, dass das Vorbringen – als wahr er-
wiesen – den objektiven „Tatbestand der üblen Nachrede,
der Beschimpfung, der Verspottung oder der Verleum-
dung her[. . .]stellt“ (vgl RIS-Justiz RS0132640,
RS0127791) und die Verwirklichung von Tatbeständen
des VerbotsG den Entschädigungsanspruch nicht berührt
– sei es, dass sie hier nicht in Frage kommt, sei es, dass
Zusammentreffen mit Tatbeständen des VerbotsG echte
Konkurrenz begründet oder Verdrängung sämtlicher
nach § 6 Abs 1 MedienG in Frage kommender Tatbestän-

de durch Scheinkonkurrenz keine für den Entschädi-
gungsanspruch entscheidende Tatsache begründet.

• 12 Os 34/21y, 35/21w, 36/21 t EvBl 2021/121: Strafauf-
schub nach § 39 Abs 1 SMG ist nur bis zum Beginn des
Vollzugs der betreffenden Strafe zulässig. Einzig für die
Übernahme in den Strafvollzug (§ 3 Abs 4 StVG) sieht
§ 39 Abs 1 SMG eine Ausnahme vor. Bei einer bis dahin
erfolgten Antragstellung des Verurteilten oder von Amts
wegen begonnenen Prüfung ist der Strafvollzug auch
noch nach diesem Zeitpunkt aufzuschieben, sofern die
Voraussetzungen dafür vorliegen.

• 11 Os 37/21g EvBl 2021/122: Anlasstaten für Unterbrin-
gung nach § 21 Abs 1 StGB haben bei Beurteilung der
Präventionsvoraussetzungen des § 198 Abs 1 StPO außer
Betracht zu bleiben. Bei Aburteilung mehrerer selbständi-
ger Taten kann es auch zu einem Strafausspruch neben
einer Unterbringung nach § 21 Abs 1 StGB kommen,
wenn der Täter nicht jedes Mal zurechnungsunfähig
war. Weil das sog biologische Schuldelement für jede
strafbedrohte Handlung gesondert beurteilt werden
muss, ist dies prinzipiell auch bei Idealkonkurrenz denk-
bar, aber kaum praktisch. Denkbar wäre etwa der Fall ei-
ner erpresserischen Entführung, im Zuge welcher der Tä-
ter, durch einen konstellativen Faktor zurechnungsunfä-
hig geworden, gewaltsam PolBeamte am Eingreifen hin-
dert.

III. VERFAHRENSRECHT
• 14 Os 29/20a EvBl 2020/142: Die Einhaltung der durch
§ 193 Abs 1 zweiter Satz StPO gezogenen Grenzen ist
nicht Gegenstand des Rechtsschutzes im Verfahren über
einen Antrag auf Fortführung, sondern eines gegen sol-
cherart von der StA angeordnete oder durchgeführte „Er-
mittlungen oder Beweisaufnahmen“ gerichteten Ein-
spruchs wegen Rechtsverletzung. Zur-Kenntnis-Nehmen
des Inhalts einer Strafanzeige und des Inhalts eines (hier:
beigeschafften) Ermittlungsakts ist von darauf gegründe-
tem (Weiter-)Ermitteln verschieden.

• 12 Os 54/20p, 55/20k EvBl-LS 2020/159: Nach der im
Verfahren vor dem ER LG sinngemäß geltenden Vor-
schrift des § 290 Abs 1 zweiter Satz erster Fall StPO hat
das BerG in Bezug auf ein U, das mit materieller Nichtig-
keit zum Nachteil des Angekl behaftet ist, so vorzugehen,
als wäre der in Frage kommende NG geltend gemacht
worden. Diese Verpflichtung gilt auch für unzulässige Be-
rufungen iSd § 470 Z 1 (§ 489 Abs 1 zweiter Satz) StPO,
soweit dem BerG ein relevanter Fehler iSd § 290 Abs 1
zweiter Satz StPO auffällt. § 467 Abs 3 (§ 489 Abs 1)
StPO ist auf ein solcherart amtswegig zu behandelndes
RM nicht anzuwenden. Denn durch die Unzulässigkeit
der Berufung wird die ges Vermutung dieser Vorschrift
– gleich einer ggt Parteienerklärung – widerlegt. Indem
§ 470 Z 1 (§ 489 Abs 1 zweiter Satz) StPO auch eine ver-
spätete oder eine solche Berufung, die von einer Person
eingebracht wurde, der das Berufungsrecht überhaupt
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nicht oder nicht in der Richtung zusteht, in der es in An-
spruch genommen wird (§ 465 StPO), oder die darauf
verzichtet hat, als Berufung behandelt, verpflichtet auch
diese zu amtswegigem Vorgehen. Das auf RIS-Justiz
RS0101928 (die aus dem Schrifttum angeführten Stellen
beschränken sich auf dessen Referat) gestützte obiter dic-
tum fußt auf 13 Os 124/84 EvBl 1985/115, welche Ent-
scheidung sich auf eine Behauptung beschränkt, deren
Ergebnis sie für praktisch erachtet, jedoch nicht aus
dem Gesetz ableitet und nicht sagt, warum zwar § 467
Abs 3 StPO, nicht aber § 290 Abs 1 zweiter und dritter
Satz StPO, durch ggt „Parteienerklärung“ derogiert sein
soll; denn auch der Hinweis, „[d]as [. . .] Rechtsinstitut
des § 477 Abs 1 letzter Fall StPO“ (idF vor BGBl I 2007/
93) sei „als intellektueller Erkenntnisvorgang der Fiktion
des § 467 Abs 3 StPO diametral entgegengesetzt[. . .]“,
bleibt – was immer er meint – Behauptung.

• 15 Os 92/19x, 17/20v, 18/20s, 19/20p EvBl-LS 2020/168:
Aus § 21 VbVG kann nicht abgeleitet werden, dass im
Fall der Möglichkeit der Einbringung eines Strafantrags
oder einer Anklageschrift gegen die natürliche Person ei-
ne solche Einbringung Voraussetzung eines korrespon-
dierenden Antrags auf Verhängung einer Verbandsgeld-
buße wäre. Die von der GenProk vertretene Sicht hätte –
so der OGH weiter – zur Folge, „dass der PA der natür-
lichen Person nicht verzeihen dürfte, ohne sein Antrags-
recht gegenüber dem Verband zu verlieren (vgl jedoch
§ 71 Abs 2 StPO iVm § 13 Abs 2, § 14 Abs 1 VbVG).
Die Anordnung des § 21 Abs 2 VbVG und die entspre-
chenden Zuständigkeitsnormen des § 15 VbVG greifen
also nur, wenn Anklage gegen eine natürliche Person
und ein entsprechender Antrag gegen einen Verband tat-
sächlich eingebracht werden“. Aus der Verwerfung einer
Rechtsauffassung der GenProk kann übrigens keineswegs
der Schluss gezogen werden, dass diese einem Irrtum un-
terlegen war. NBzWdG dienen nämlich der Optimierung
des Gesamtsystems. IdS richtig verstanden, nutzt die Ein-
richtung des einer besonderen StA vorbehaltenen Rechts-
behelfs Vorteile des aus den USA bekannten Writ-of-
certiorari-Systems und vermeidet darin gelegene Anreize
zu unerwünschtem (in einem Spannungsverhältnis zur
Gewaltentrennung stehenden) judicial activism, um so –

wirksam und ressourcenschonend zugleich – dem OGH
die Erfüllung der primären Aufgabe eines HöchstG zu er-
möglichen, nämlich „Wahrung der Rechtseinheit, Rechts-
sicherheit und Rechtsentwicklung“. Daher kann die Gen-
Prok auch Vorgänge als gesetzwidrig geltend machen, die
sie selbst für rechtsrichtig hält.

• 15 Os 2/20p EvBl-LS 2020/177: Erfolgreich ist die Rekla-
mation eines Beweisverbots aus § 281 Abs 1 Z 5 vierter
Fall StPO zum Nachteil des Angekl nur, wenn die Tat-
richter bei Beachtung des Verbots die volle Überzeugung
vom Vorliegen der von der Mängelrüge angesprochenen
entscheidenden Tatsachen erlangt, mithin sämtliche
Zweifel daran verworfen hätten. Für ein mit Mängelrüge

geltend gemachtes Verwertungsverbot ohne „vorwirken-
des“ Erhebungsverbot (sog selbstständiges Verwertungs-
verbot), etwa die beweiswürdigende Verwertung der Tat-
sache, dass der Angekl in einem anderen Verfahren als
Zeuge vom Verweigerungsrecht wegen Selbstbezichti-
gungsgefahr Gebrauch gemacht hat (§ 157 Abs 1 Z 1
StPO) oder eines in der HV nicht vorgekommenen Be-
weismittels (§ 258 Abs 1 StPO) gelten die Maßstäbe des
§ 281 Abs 3 StPO nicht. Während aber zum Vorteil des
Angekl schon der Wegfall der vollen Überzeugung vom
Vorliegen einer entscheidenden Tatsache genügt, ist zum
Nachteil erforderlich, dass die Tatrichter bei Beachtung
des Verbots die volle Überzeugung vom Vorliegen der
von der Mängelrüge angesprochenen entscheidenden
Tatsachen erlangt, mithin sämtliche Zweifel daran ver-
worfen hätten.

• 11 Os 59/20s EvBl-LS 2020/178: Aus dem Erfordernis der
Anwesenheit eines Verteidigers und dem Gesetzeszweck
(Übereilungsschutz iSd § 466 Abs 1 StPO idF vor BGBl I
2007/93 in einer besonderen Belastungssituation vor Ge-
richt) ergibt sich, dass § 57 Abs 2 dritter Satz StPO te-
leologisch auf unmittelbar im Anschluss an die UVerkün-
dung ohne Beisein und Beratung eines Verteidigers abge-
gebene Erklärungen des Angekl zu reduzieren ist. Diese
Bestimmung sollte aus dem Gesamtkontext erkennbar die
Möglichkeit der Einholung individueller professioneller
Beratung nach der UVerkündung absichern und vor
übereilten RMVerzichten unmittelbar vor Gericht schüt-
zen. § 57 Abs 2 dritter Satz StPO bezieht sich nach dem
ausdrücklichen Willen des historischen Gesetzgebers nur
auf Verzichtserklärungen „unmittelbar nach der Verkün-
dung des U“: Nach dem zweiten Satz des § 57 Abs 2 StPO
sollten Erklärungen des Angekl ungeachtet widerspre-
chender Erklärungen seines Verteidigers wirksam sein.
Der dritte Satz des § 57 Abs 2 StPO aber sollte den
Angekl „in gewissem Ausmaß“ vor übereiltem Verzicht
auf UAnfechtung schützen. „Deshalb“ – so 25 BlgNR
22. GP 83 – „soll das im § 466 Abs 1 zweiter und dritter
Satz StPO enthaltene Prinzip gewissermaßen verallgemei-
nert werden.“ Das bis dahin nur im Verfahren vor ER
geltende „Prinzip“, wonach „ein Verzicht auf die Beru-
fung, der unmittelbar nach der Verkündung des U ohne
Beisein eines Verteidigers abgegeben wird, ohne Wirkung
[ist]“ und „dies ebenso für einen Verzicht auf die Be-
schwerde gegen einen gemeinsam mit dem U verkünde-
ten B nach den §§ 494 und 494a [gilt]“ (§ 466 Abs 1 zwei-
ter und dritter Satz idF, auf welche sich 25 BlgNR 22. GP
83 bezieht), sollte also auf die anderen Verfahrensarten
erweitert werden. Der Senat 11 verwirft daher die von
12 Os 97/13a – dort ohne Auseinandersetzung mit Geset-
zestext und GMat – vertretene Auffassung, ein nicht „un-
mittelbar nach der Verkündung des U“ erklärter Verzicht
des Angekl auf UAnfechtung bedürfe zwar nicht des Bei-
seins eines Verteidigers, wohl aber vorheriger Beratung
durch einen Verteidiger, welche § 57 Abs 2 StPO rechts-
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gestaltend ersetzt hatte. Die Entscheidung schließt aus
Prämissen, die je für sich das kontradiktorische Gegenteil
einer ergriffenen NB bedeuten, nämlich dem angestreb-
ten Antritt der Freiheitsstrafe (iVm der Bitte um „Zustel-
lung der schriftlichen UAusfertigung“, verstanden als Er-
suchen um „Übersendung“ an die „zuständige Anstalt“
[§ 3 Abs 1 erster und zweiter Satz StVG]) sowie dem aus-
gedrückten Unverständnis über Gründe für noch nicht
eingetretene URechtskraft (Ersuchen um „„Angabe der
Gründe, warum [das] U 6. 3. 2020 noch nicht rk‘ sei“)
auf wirksamen RMVerzicht und die erforderliche (vgl
EGMR 25. 2. 1992, 54/1990/245/216, Pfeifer und Plankl/
Österreich, sowie 14 Os 68/00 EvBl 2001/87, 13 Os 46/06y
SSt 2006/50, 12 Os 25/13p, 42/13p EvBl 2013/115)
Kenntnis der rechtlichen Zusammenhänge.

• 14 Os 12/20a EvBl 2021/7: Bei Einstellungen aus tatsäch-
lichen Gründen (§ 190 Z 2 StPO) unterscheidet das Ge-
setz zwischen aus einer Gesetzesverletzung resultieren-
dem Ermessensmissbrauch (§ 195 Abs 1 Z 1 StPO), der
sich aus einer willkürlichen (also nach den Kriterien des
§ 281 Abs 1 Z 5 StPO mangelhaft begründeten) Beurtei-
lung ergeben kann, und erheblich bedenklichem Ermes-
sensgebrauch (§ 195 Abs 1 Z 2 StPO), somit einer (nach
den Kriterien des § 281 Abs 1 Z 5a StPO) unerträglichen
Lösung der Beweisfrage. Das Gericht hat aufgrund deutli-
cher und bestimmter Bezeichnung eines dieser Gründe
die Fortführung des Ermittlungsverfahrens anzuord-
nen, wenn die Darstellung der StA zum Tatverdacht
(Möglichkeit einer Verurteilung) mangelhaft ist oder
der von ihr für möglich gehaltene Sachverhalt – als wahr
erwiesen – gar wohl eine mit Strafe bedrohte Handlung
begründet (auch weil die rechtlichen Voraussetzungen
des § 191 StPO nicht vorlagen) oder die StA das nach
§ 192 StPO eingeräumte Ermessen überschritten hat oder
sie aufgrund erheblich bedenklicher Würdigung der zum
Akt gehörenden Ermittlungsergebnisse oder Beweismittel
den Tatverdacht verneint hat oder aufgrund prozessför-
mig beigebrachter „Beweismittel“ die Sachverhaltsklä-
rung ergänzungsbedürftig oder solcher „Tatsachen“ die
Sachverhaltsannahmen der StA zum Tatverdacht bedenk-
lich erscheinen. Verletzung der Verpflichtung zu amtswe-
giger Sachverhaltsklärung (§ 3 StPO) ist nicht Gegen-
stand des § 281 Abs 1 Z 5a StPO entsprechenden Fort-
führungsgrundes (§ 195 Abs 1 Z 2 StPO), weil § 195
Abs 1 Z 3 den auf Sachverhaltsklärung bezogenen Ein-
zugsbereich von § 281 Abs 1 Z 5a überflüssig macht,
weshalb denn auch die StPO bei der Anfechtung der U
von ER angesichts zulässiger Schuldberufung auf den
NG verzichtet. Verständigung und verlangte Begründung
bilden eine Einheit. Die Stellungnahme der StA (§ 195
Abs 3 zweiter Satz StPO) dagegen ist nicht Bezugspunkt
der Antragsgründe (§ 195 Abs 1 StPO), mithin nicht Dar-
stellung der Einstellungsentscheidung, vielmehr Erklären
eines Beteiligten im Verfahren (auch) über die Darstel-
lung der Einstellungsentscheidung, also nicht Bezugs-

punkt der Prüfung, sondern Teil des Prüfungsverfahrens,
liegt also auf der Metaebene, sodass „Sanierung von Be-
gründungsmängeln“ in der Stellungnahme der StA aus-
scheidet. Der StA käme sonst die Befugnis zu, auf Kritik
an ihrer Darstellung beschränkte Fortführungsanträge
mit € 90,– sanktionieren zu lassen (§ 196 Abs 2 zweiter
Satz StPO).

• 15 Os 89/20g EvBl 2021/13: Im Gegensatz zum (Privat-)
Angekl im Strafverfahren besteht für AG nach dem Me-
dienG keine Prozesseinlassungspflicht und keine Ver-
pflichtung, vor Gericht zu erscheinen. Die Möglichkeit
einer verpflichtenden Ladung unter Androhung und im
Nichterscheinensfall Anordnung der Vorführung sieht
die Spezialbestimmung des § 41 Abs 6 MedienG, die
die für den Angekl nach der StPO geltenden Vorschriften
verdrängt, für den Medieninhaber, der nicht selbst
Angekl ist, nicht vor. Prozesseinlassungspflicht ist von
der Pflicht, an der HV teilzunehmen und von Befugnis
zur Erzwingung einer solchen Teilnahme zu unterschei-
den.

• 14 Os 84/20i EvBl 2021/34: Das Gericht hat im Ermitt-
lungsverfahren die Zweckmäßigkeit der Aufnahme des
SVBeweises nicht zu prüfen. Als Leiterin des Ermitt-
lungsverfahrens entscheidet allein die StA, welche Ermitt-
lungen zur Aufklärung der Straftat (§ 91 Abs 2 erster Satz
StPO) durchzuführen sind. Das Gericht muss daher einen
SV bestellen, selbst wenn es zur Ansicht gelangen sollte,
dass dem GA kein Beweiswert zukommen wird.

• 13 Os 42/20f EvBl 2021/41: Eventualfragen sind zu stel-
len, wenn sie durch erhebliche, prozessordnungsgemäß in
der HV vorgekommene Verfahrensergebnisse (§ 258
Abs 1 iVm § 302 Abs 1 StPO) indiziert sind. Der Schluss
von einem Verfahrensergebnis auf die verlangte Even-
tualfrage muss den Gesetzen logischen Denkens und
grundlegenden Erfahrungssätzen entsprechen. Bloß abs-
trakt denkbare Möglichkeiten und Mutmaßungen sind
keine taugliche Grundlage für eine Eventualfrage. Beweis-
würdigungsermessen steht dem SchwurGH bei der Frage-
stellung nicht, wohl aber zu, wenn er „einstimmig der
Ansicht [ist], daß sich die Geschworenen bei ihrem Aus-
spruch in der Hauptsache geirrt haben,“, in welchem Fall
er „beschließt [. . .] – ohne einen darauf abzielenden An-
trag zuzulassen –, daß die Entscheidung ausgesetzt und
die Sache dem OGH vorgelegt werde“. Während BerG,
wenn „sich infolge einer gegen ein bg U erhobenen
Schuldberufung die Notwendigkeit der Aufnahme weite-
rer Beweise [. . .] bei der nichtöff Beratung [ergibt, . . .] das
U aufheben und dem ErstG die Wiederholung der Ver-
handlung und Entscheidung“ – entgegen einer den Ge-
setzestext glatt missachtenden Rechtssatzkette (RIS-Justiz
RS0101731; treffend Rami, JSt 2016, 413) – gerade nicht
„auftragen [kann], wenn das U nur mittels Berufung we-
gen des Ausspruches über die Schuld oder mittels anderer
als der im § 475 Abs 1 und 3 StPO erwähnten NG ange-
fochten wird“, kann der SchwurGH UFällung bei (ein-
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stimmig) für bedenklich erachtetem Wahrspruch verwei-
gern, was einer kassatorischen Entscheidung in der
Schuldfrage gleichkommt, weil Berufsrichtern (Art 87
Abs 1 B-VG) Entscheidung „in der Sache selbst“ verwehrt
ist (Art 91 Abs 2 B-VG). Indem der OGH „die Sache vor
ein anderes“ Gericht „verweist“, wird dessen Beweiswür-
digungsermessen nicht gebunden (Art 6 Abs 1 EMRK;
§ 334 Abs 1 und 2 StPO); eine elegante Lösung, die durch
unsachgerechte Fragestellung nicht konterkariert werden
darf.

• 12 Os 98/20h, 99/20 f EvBl 2021/56: Art 2 Abs 1
7. ZPMRK gewährt kein Grundrecht auf Beweisaufnah-
me im RMVerfahren. Im Verfahren über eine Berufung
gegen das U eines ER in der Schuldfrage besteht nur nach
Maßgabe von § 473 Abs 2 StPO ein Beweisantragsrecht
Beteiligter.

• 12 Os 140/20k EvBl 2021/62: Unterlagen, die ein gericht-
lich bestellter SV nach Relevanz für die Erstattung von
Befund und GA sichtet, stellen keine Beweismittel dar,
die der StA nach § 101 Abs 1 StPO als Grundlage für
die im Ermittlungsverfahren zu treffenden Entscheidun-
gen dienen. Vor Auswertung beschlagnahmter Datenträ-
ger liegt kein der Akteneinsicht unterliegendes Ergebnis
vor; Datenträger als Gegenstand von Inaugenscheinnah-
me nach § 51 Abs 1 zweiter Satz StPO sind vom Zugriff
auf die dort gespeicherten Daten ebenso zu unterscheiden
wie dieser Zugriff auf Beweismaterial von dessen Bewer-
tung als erheblich. Mit „Vorliegen“ spricht § 51 Abs 1
StPO also nicht die faktische, vielmehr eine normativ de-
terminierte Verfügbarkeit an. So liegen keineswegs
„sämtliche Ergebnisse einer der im 4. bis 6. Abschn gere-
gelten Ermittlungsmaßnahmen“ aufgrund ihrer Verwah-
rung durch StA oder Gericht (§ 145 Abs 1) iSd § 51 Abs 1
StPO vor. Wie hier „im Rahmen gerichtlicher Beweisauf-
nahme durch Sachverständige“ erteilte Aufträge, ohne
„Ermittlungshandlung“ (vgl § 5 Abs 2 erster Satz StPO)
vom PB zur Vfg gestellte Unterlagen einzusehen, ergehen
nicht „mit Beschluss“, auch wenn sie rechtsfehlerhaft vom
Gericht so bezeichnet werden; ansonsten könnte das Ent-
scheidungsorgan über die RMLegitimation und damit
über den „gesetzlichen Richter“ (Art 83 Abs 2 B-VG) ent-
scheiden. Besch, welche solche Unterlagen einsehen wol-
len, haben das Recht, darauf gerichtete Anträge nach § 55
StPO zu stellen. Wird einem solchen Antrag von StA oder
Gericht (§ 106 Abs 1 Z 1, § 107 Abs 1 zweiter Satz und
Abs 4 StPO) Folge gegeben, sind die Unterlagen als „Er-
gebnis“ von Sicherstellung oder freiwilliger Mitteilung
der Unterlagen „zum Akt zu nehmen“ (vgl auch § 112
StPO). Was nicht zu den Akten zu nehmen ist, scheidet
als Gegenstand von Akteneinsicht hingegen aus; §§ 51ff,
68, 77 StPO sind nicht anzuwenden. Die erwähnten An-
träge können auch in der HV gestellt und deren Abwei-
sung zum Gegenstand von UAnfechtung aus § 281 Abs 1
Z 4 StPO werden. Ohnehin ersuchen zu SV bestellte Per-
sonen vielfach um freiwillige „Mitteilung“ von für Befund

und GA erheblichen Tatumständen. In der HV bewirkt
die Verlesung von in einem solchen Befund enthaltenen
Angaben keinen aus § 281 Abs 1 Z 3 beachtlichen Ver-
stoß gegen § 252 Abs 1 StPO, weil die Vorschrift auf die
Verlesung amtlicher Schriftstücke abstellt. Die Einhal-
tung des Fragerechts aber ist aus § 281 Abs 1 Z 4 StPO
garantiert. Der Angekl kann sich daher unter dem Aspekt
des Art 6 Abs 3 lit d MRK gegen die Verlesung zur Wehr
setzen (11 Os 29/06h EvBl 2006/140). Er hat ein solcher-
art geschütztes Recht, Fragen nicht nur an den gerichtlich
bestellten SV, sondern auch an jene Person zu stellen,
welche in dessen Auftrag zB eine testpsychologische Be-
gutachtung des Angekl durchgeführt hat, die in das GA
des gerichtlich bestellten SV eingegangen ist (13 Os 20/
06z EvBl 2006/116).

• 11 Os 110/20 s EvBl-LS 2021/68: Eine mündliche
RMErklärung ist zwar unmittelbar nach UVerkündung
gegenüber dem Verhandlungsrichter möglich, nicht aber
zu einem späteren Zeitpunkt innerhalb der dreitägigen
Frist außerhalb der zum U führenden Gerichtssitzung.
Ein telefonisch erklärter RMVerzicht ist – ebenso wie ei-
ne solche RMAnmeldung – unwirksam. Der OGH lässt
für Verzicht auf RM nur eine Form zu, in der diese ein-
gebracht oder angemeldet werden können. Telefonische
Anmeldung von NB oder Berufung aber ist unwirksam.

• 11 Os 100/20s, 101/20 t EvBl-LS 2021/76: Entscheidend
für die rechtliche Annahme von Kenntnis der behaupte-
ten Rechtsverletzung ist nicht bloß die Zugänglichkeit des
als Rechtsverletzung reklamierten Vorgangs. Vielmehr
kommt es darauf an, ob alle Voraussetzungen dafür ge-
schaffen wurden, um mit Grund verlangen zu können,
dass der Betreffende das Faktum auch bewusst zur Kennt-
nis nehmen kann. Der Reklamation, die Entnahme von
Aktenbestandteilen habe zu „einem dauerhaft rechtswid-
rigen Zustand“ geführt, steht die Fristennorm des § 106
Abs 3 erster Satz StPO unvereinbar entgegen. Gegen-
stand des Einspruchs ist die Rechtswidrigkeit des Vor-
gangs, nicht dessen Begründung seitens der StA. § 5
Abs 1 erster Satz StPO verpflichtet von Beginn an, den
Ermittlungsakt nur nach Maßgabe des Zwecks eines Kri-
minalstrafverfahrens zu führen, also zur Aufklärung min-
destens einem Tatbestand des Kriminalstrafrechts subsu-
mierbaren Verhaltens. Unnötiger Akteninhalt ist von Be-
fugnis zur „Aufklärung von Straftaten, [. . .] Verfolgung
verdächtiger Personen und [. . .] damit zusammenhängen-
de Entscheidungen“ nicht erfasst und verzögert das Ver-
fahren „ohne Nutzen für die Aufklärung der Sache“
(Art 6 Abs 1 MRK; vgl § 9 Abs 1, § 232 Abs 2 StPO;
grundlegend: 11 Os 56/20z EvBl 2020/159, vgl auch
14 Os 21/19y EvBl 2019/116). Bereits mit der im Akt do-
kumentierten Zurückstellung zur Führung des Strafver-
fahrens nicht erforderlicher „Anzeigen“ oder auch „Er-
gebnisse“ wird zur Akteneinsicht Berechtigten Kenntnis-
nahme ihres Inhalts „verweigert“. Als „Verweigerung“ ist
der Vorgang ohne Weiteres – rechtlich, wie der Senat 11
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hervorhebt – erkennbar, sodass die Einspruchsfrist zu
laufen beginnt, sobald die Entnahme vom Einsichtsbe-
rechtigten erkannt wird. Die Entnahme kann als Rechts-
verletzung nach Maßgabe der Erheblichkeit des Inhalts
von entnommener „Anzeige“ oder „Ergebnis“ für die „In-
teressen“ Besch von diesen nach § 55 geltend gemacht
werden. Auch Verletzung von PBRechten kann solcherart
reklamiert werden. Ein Recht „nach diesem Gesetz“ auf
umfassende Information über alles, was Organwaltern
von KriminalPol und StA zur Kenntnis gelangt ist, be-
steht nicht (§ 106 Abs 1 Z 1 StPO).

• 15 Os 71/20k, 72/20g, 127/20w EvBl 2021/76: Aus der
Berufung des Medieninhabers auf den Ausschlussgrund,
dass „die Veröff wahr ist“ (§ 6 Abs 2 Z 2 lit a MedienG),
folgt nicht nur die Beseitigung des Beweisthemenverbots,
sondern auch „die Pflicht zur amtswegigen Wahrheitsfor-
schung“. Die Berufung wegen des Ausspruchs über die
Schuld zielt auf den Ersatz des Beweiswürdigungsermes-
sens eines ER durch dasjenige des BerG. Nicht iSd § 281
Abs 1 Z 5 willkürlich geübtes Ermessen ist – bislang un-
bestritten – kein Gegenstand von NBzWdG gegen das U
des BerG. Gegen, wenngleich bloß erheblich bedenklich
geübtes, Beweiswürdigungs- und Aufklärungsermessen
eines über die Berufung wegen des Ausspruchs über die
Schuld in der Sache selbst erkennenden BerG steht der
GenProk stattdessen ein Antrag auf Wiederaufnahme
des Strafverfahrens nach § 362 Abs 1 Z 2 StPO zu. Bei
der Entscheidung darüber übt der OGH nicht Rechtskon-
trolle aus, sondern wendet eigenes Ermessen anstelle des-
jenigen des BerG an (statt aller: Fabrizy/Kirchbacher,
StPO14 § 23 Rz 3; zu Aufklärungsmängeln beim Bedeu-
tungsinhalt von Publikationen vgl RIS-Justiz
RS0119300). Trotzdem wird in dieser Entscheidung in
Stattgebung einer NBzWdG eine Verletzung von „§ 467
Abs 1 iVm § 41 Abs 1 MedienG“ darin erblickt, dass das
BerG eine Bildaufnahme nicht erneut selbst angesehen,
sondern deren Wahrnehmung und Protokollierung (vgl
§ 149 Abs 1 Z 1 StPO) durch das ErstG als unbedenklich
eingestuft und daher seiner Entscheidung zugrunde ge-
legt hat. Dazu wird die von § 467 Abs 1 eingeräumte
Möglichkeit, „allenfalls neue Tatsachen oder Beweismittel
unter genauer Angabe aller zur Beurteilung ihrer Erheb-
lichkeit dienenden Umstände anzuzeigen“ (also beizu-
bringen; vgl auch § 44 Abs 2, § 80 Abs 1, § 195 Abs 1
Z 3 StPO und § 46 Abs 2 StPO idF vor BGBl I 2004/19)
in ein Recht auf deren Ausschöpfung verwandelt. Obwohl
der gerügte Vorgang weder eine HV noch Gleichbehand-
lung betrifft, wird auf Rsp und Schrifttum zur HV und
Vorschriften zur Gleichbehandlung von Belastung und
Verteidigung verwiesen. Die Behauptung, dass eine allein
auf das Beweisverfahren der HV bezogene Entscheidung
(11 Os 161/10a mwN) trotz spezieller Vorschriften für
das RMVerfahren „auch für das BerG“ gelte, wird nicht
begründet (von § 3 Abs 2 zweiter Satz StPO wird übri-
gens Gleichbehandlung der „zur Belastung und [. . .] zur

Verteidigung des Besch dienenden Umstände“, nicht aber
ein sonst bestimmtes Maß an Sorgfalt verlangt; zur Ab-
lehnung eines Grundrechts auf Beweisaufnahme im Beru-
fungsverfahren zuletzt 12 Os 98/20h, 99/20f EvBl 2021/
56). Anstelle von „Nachprüfung“ (vgl Art 2 7. ZPEMRK)
erscheint so die Berufungsverhandlung als eine Art
„Rückspiel“, womit BerG – jedenfalls in der Schuldfrage
– auf Verlangen der Bf zur Neudurchführung der HV
verpflichtet wären (vgl § 276a StPO). Auch könnte sich
die Frage stellen, wie der OGH selbst der Bewertung
von Ton- oder Bildaufnahmen einer kontradiktorischen
Vernehmung bei der Entscheidung darüber nachzugehen
hätte, ob aus § 281 Abs 1 Z 5 (zweiter oder vierter Fall)
oder 5a StPO ergriffene NB „begründet“ sind (vgl auch
17 Os 20/13 i EvBl 2014/28). Da allerdings Schrifttum
und stRsp zur Abgrenzung von NBzWdG und ao Wie-
deraufnahme, die auf den GT zur Entscheidung über
die Berufung eines ER bezogenen Vorschriften der
§ 473 Abs 2 und § 474 StPO – wonach die Anwendung
der „für das LG als SchöffenG geltenden Bestimmungen“
voraussetzt, dass sich die Berufung (nicht bloß als zuläs-
sig, sondern auch) als „begründet“, also inhaltlich berech-
tigt erwiesen hat (vgl § 288 Abs 1 und Abs 2 Z 1 StPO) –
und nicht zuletzt 11 Os 82/18w EvBl 2019/7 – wo der
OGH just die Anwendung von § 3 Abs 2 StPO durch
ein BerG (2. Abschn des 22. HptSt) eingehend analysiert
(iglS 17 Os 18/17a EvBl 2018/84) – übergangen werden,
war wohl bloß Einzelfallermessen (vgl § 362 Abs 1 Z 1
aus Anlass von NBzWdG), nicht aber grundlegende Neu-
ausrichtung der Nachprüfung durch OGH und BerG be-
absichtigt.

• 12 Os 139/20p, 22/21h, 23/21f EvBl 2021/83: Vor Ablauf
einer für den Verteidiger gesondert ausgelösten Be-
schwerdefrist darf über eine vom Strafgefangenen einge-
brachte Beschwerde gegen verweigerte bedingte Entlas-
sung nicht entschieden werden. Während der Beschwer-
defrist für den Verurteilten von ihm oder seinem Vertei-
diger gestelltes Verlangen löst nach § 17 Abs 3 letzter
Satz, § 152a Abs 3 StVG „für diesen“ eine eigene Be-
schwerdefrist aus (grundlegend Pieber in WK2 StVG
§ 17 Rz 9ff). Da diese noch nicht abgelaufen war, liegt
die vom OGH erkannte (§ 292 fünfter Satz StPO) Verlet-
zung des § 17 Abs 1 Z 3 letzter Satz StVG auf der Hand.
Was nicht auf der Hand liegt, ist die Verletzung auch von
§ 7 Abs 1 StPO, weil eigener Fristenlauf nicht eigene
RMLegitimation bedeutet (§ 89 Abs 2 StPO; vgl demge-
genüber § 282 Abs 1 StPO; § 38 Abs 3 bis 5 JGG) und
§ 81 Abs 2 StPO (§ 17 Abs 1 Z 3 erster Satz StVG) – an-
ders als § 498 Abs 2 dritter Satz StPO in Betreff der „Frist
zur Erstattung“ – mit dem Verlangen nach Übermittlung
des Inhalts einer mündlich verkündeten Erledigung keine
Folgen für die Beschwerde verknüpft. Die vom Senat 12
ausgesprochene Verpflichtung, mit der Entscheidung „in
der Sache“ über die vom Verurteilten bereits selbst wirk-
sam eingebrachte Beschwerde jedenfalls so lange zuzu-
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warten, bis auch etwaige innerhalb der Beschwerdefrist
für den Verteidiger von diesem mitgeteilte „Umstände
[. . .] bekannt geworden sind“ (§ 89 Abs 2b erster Satz
StPO), weil sonst das Recht auf Verteidigung (§ 7 Abs 1
StPO) im Beschwerdeverfahren, also die Beschwerde
selbst, nicht effektiv wäre, offenbart vielmehr sowohl ver-
teidigungsfreundliche Interpretation der StPO (vgl Art 13
EMRK, Art 47 Abs 2 zweiter Satz GRC) als auch Respekt
vor dem Regelungsprimat des einfachen Gesetzgebers
(Art 18 Abs 1 B-VG), weil ersichtlich mit Bedacht auf un-
nötige Sprengung der Regelungen des RMSystems ver-
zichtet wurde. Nichtsdestoweniger macht die Entschei-
dung für den Anwendungsbereich der StPO im Allgemei-
nen klar: Aus der von § 7 Abs 1 StPO garantierten Wirk-
samkeit der Verteidigung kann für das Beschwerdegericht
die Verpflichtung resultieren, mit einer Entscheidung „in
der Sache“ bis zu einer aufgrund bestimmter Umstände
zu erwartenden, nicht bloß zur Verzögerung eingesetzten
und damit rechtsmissbräuchlichen Ergänzung zuzuwar-
ten.

• 11 Os 29/21f EvBl-LS 2021/92: Gem § 195 Abs 2 dritter
Satz StPO muss ein auf Fortführung des Ermittlungsver-
fahrens gerichteter Antrag die zur Beurteilung seiner
fristgemäßen Einbringung notwendigen Angaben enthal-
ten. Anträge, die den – auch die genannten Angaben zur
formalen Zulässigkeit umfassenden – Voraussetzungen
des § 195 StPO nicht entsprechen, sind gem § 196 Abs 2
erster Satz StPO zurückzuweisen. Als Bezugspunkt für die
Fortführungsgründe des § 195 Abs 1 StPO taugt die Ak-
tenlage nicht. Vielmehr gilt für die Relevanz des Akten-
inhalts unter dem Aspekt von auf § 195 Abs 1 Z 1 und 2
StPO gegründeten Fortführungsanträgen genau das, was
für die Begründungsebene der § 281 Abs 1 Z 5 StPO und
für die Worte „aus den Akten“ in § 281 Abs 1 Z 5a StPO
gilt, mit der Maßgabe, dass bei der UAnfechtung „nur auf
das Rücksicht zu nehmen [ist], was in der HV vorgekom-
men ist“, während hier eine der Mündlichkeit der HV
Rechnung tragende ges Vorschrift aus Gründen der Logik
fehlt. Blickt man genau hin, ergibt sich jedoch kein struk-
tureller Unterschied gegenüber der UAnfechtung, weil
auch das HVProt einschließlich seiner Verweise auf den
Akteninhalt das (RM)Gericht bei seiner Prüfung nicht
bindet, maW nicht aktenkundiges Vorkommen auf der
Grundlage von § 285 f StPO formfrei ermittelt werden
kann. Entsprechendes gilt für Neuerungen nach § 195
Abs 1 Z 3 StPO. Von der Aktenlage als Bezugspunkt
von Fortführungsgründen des ASt ist die Möglichkeit
des Gerichts, bei seiner Entscheidung über den Antrag
auf den Akteninhalt zurückzugreifen, also strikt zu unter-
scheiden. Die Entscheidung referiert denn auch „die zur
Beurteilung seiner fristgemäßen Einbringung notwendi-
gen Angaben“ vollständig aus den Akten. Daraus ergibt
sich, dass der Antrag nicht als „verspätet [. . .] eingebracht
[. . .] zurückzuweisen“ war (§ 196 Abs 2 erster Satz [erster
Fall {§ 195 Abs 2 erster Satz}] StPO). Weitere Angaben

waren nicht „notwendig“ (§ 196 Abs 2 erster Satz [letzter
Fall {§ 195 Abs 2 dritter Satz}] StPO), womit der Antrag
„den Voraussetzungen des § 195 [zur {. . .} fristgemäßen
Einbringung]“ entsprach. Im Gegensatz zu § 195 Abs 2
dritter Satz StPO („notwendig“) enthält § 3 Abs 1 GRBG
übrigens keine adjektivische Einschränkung.

• 13 Os 1/21b, 2/21z EvBl 2021/101: Das BerG hat auf der
Basis der Feststellungen zu den für die Lösung der
Schuld- und der Subsumtionsfrage entscheidenden Tat-
sachen (vgl § 295 Abs 1 erster Satz StPO) unter Berück-
sichtigung des Berufungsvorbringens und allenfalls nach
Durchführung zusätzlicher Erhebungen eine ausreichen-
de Sachverhaltsgrundlage für die Entscheidung über die
vermögensrechtliche Anordnung zu schaffen und einen
eigenständigen Ausspruch über diese unter rechtsrichti-
ger Anwendung der entsprechenden Bestimmungen zu
treffen. Fehlt die ges verlangte Sachverhaltsgrundlage
für eine Sanktion, ist der Ausspruch darüber nichtig
iSd § 281 Abs 1 Z 11 erster oder zweiter Fall StPO, bei
Entscheidung im Rahmen einer Berufung jedenfalls be-
denklich. Das BerG, dem eine kassatorische Entscheidung
verwehrt ist, hat in einem derartigen Fall selbst für die
nötigen Sachverhaltsannahmen seiner Sanktionsfindung
zu sorgen. Obwohl die für das kollegialgerichtliche Beru-
fungsverfahren (und die Sanktionsfindung des OGH
nach Aufhebung einer ausgesprochenen Sanktion als
nichtig im Sinn von § 281 Abs 1 Z 11 StPO) maßgebli-
chen §§ 286f StPO kein Beweisantragsrecht kennen und
von § 474 StPO für „die Anberaumung und Durchfüh-
rung des Gerichtstags zur öff Verhandlung“ über die Be-
rufung gegen das U eines ER nichts „anderes bestimmt
wird“ (§ 471 [§ 489 Abs 1 zweiter Satz] StPO), wird ein
solches aus der Rechtsnatur von Berufung gegen den
Ausspruch über Sanktion und privatrechtliche Ansprü-
che als iudicium novum abgeleitet. Das bedeutet keines-
wegs uneingeschränkte Anwendbarkeit der für die HV
geltenden Vorschriften (vgl auch 25 BlgNR 22. GP
79ff). Vielmehr ist die Zulässigkeit solcher Anträge von
Bedenken des BerG gegen den angefochtenen Ausspruch
abhängig – Ermessen, das nur bei willkürlicher Nichtbe-
rücksichtigung „angezeigter“ (vgl § 467 Abs 1 StPO) neu-
er Tatsachen oder Beweismittel rechtsfehlerhaft ausgeübt
wird.

• 14 Os 35/21k EvBl 2021/114: Ermittlungsakten sind nicht
faktisch, sondern rechtlich determiniert, sodass der allein
aus der Möglichkeit des Zugriffs auf elektronische Daten
gezogene (rechtliche) Schluss auf das Vorliegen von Er-
gebnissen des Ermittlungsverfahrens iSd § 51 Abs 1
StPO nicht zulässig ist. Erst deren Bewertung als Infor-
mation zu erheblichen Tatsachen macht sie zu einem sol-
chen Ergebnis und verpflichtet zu aktenmäßigem Festhal-
ten, mit dem Zugänglichkeit nach § 53 Abs 1 StPO ein-
hergeht. Vor Auswertung beschlagnahmter Datenträger
liegt kein der Akteneinsicht unterliegendes Ergebnis
vor; Datenträger als Gegenstand von Inaugenscheinnah-
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me nach § 51 Abs 1 zweiter Satz StPO sind vom Zugriff
auf die dort gespeicherten Daten ebenso zu unterscheiden
wie dieser Zugriff auf Beweismaterial von dessen Bewer-
tung als erheblich. So liegen keineswegs „sämtliche Er-
gebnisse einer der im 4. bis 6. Abschn geregelten Ermitt-
lungsmaßnahmen“ aufgrund ihrer Verwahrung durch
StA oder Gericht (§ 145 Abs 1 StPO) iSd § 51 Abs 1 StPO
vor.

• 13 Os 30/21t EvBl-LS 2021/128: Lässt die RMAnmeldung
des belangten Verbandes, dem es nach § 15 Abs 1 zwei-
ter Satz VbVG freisteht, das U über die natürliche Person
oder das über ihn ergangene U oder beide U zu bekämp-
fen, offen, gegen welches dieser U sich das angemeldete
RM richtet, ist es zurückzuweisen. Erst aufgrund der An-
meldung von NB oder Berufung muss dazu Legitimierten
eine (vollständige) Abschrift der UAusfertigung zugestellt
werden. Stets muss klar sein, auf welches U sich die An-
meldung bezieht. Im Fall gemeinsamer Verfahrensfüh-
rung ist durch einen nach § 15 Abs 1 zweiter Satz, § 24
VbVG legitimierten Verband erforderlichenfalls klarzu-
stellen, ob sich die Anmeldung auf das U gegen Verband
oder natürliche Person bezieht (vgl 13 Os 32/19h EvBl-LS
2019/139; instruktiv zur gemeinsamen Verfahrensfüh-
rung und deren Konsequenzen: Oberressl, Besonderhei-
ten des Haupt- und des Rechtsmittelverfahrens nach
dem VbVG, ÖJZ 2020, 815).

• 15 Os 34/21w EvBl-LS 2021/136: Eine nach § 152 Abs 3
Geo zu erteilende, (allenfalls) mangelhafte oder fehlende
Belehrung über den Fristenlauf hindert nicht die Wirk-
samkeit der Zustellung der Anklageschrift. Bereits eine
gem § 213 Abs 3 StPO an den Verteidiger vorgenomme-
ne Zustellung der in deutscher Sprache abgefassten An-
klage setzt die dann ungenützt verstrichene Frist zur Er-
hebung eines Einspruchs in Gang. Ein Antrag „auf Ein-
leitung eines Vorabentscheidungsverfahrens zum Beweis
dafür, dass die RMBelehrung als Teil der Anklageschrift
nach der RL-Dolmetsch [. . .] in eine für den Besch ver-
ständliche Sprache zu übersetzen wäre“, geht daher von
vornherein ins Leere. Das Recht auf Übersetzungshilfe
§ 56 Abs 1 und 3 StPO ändert nichts an der Wirksamkeit
gesetzförmiger Bekanntmachung, kann aber Grund für
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand sein (14 Os 50/
19p, 51/19k EvBl 2019/159; RIS-Justiz RS0124686). Wie-
dereinsetzung kommt nicht in Frage, soweit rechtlich kei-
ne Möglichkeit besteht, „das Verfahren fortzusetzen“
(§ 364 Abs 4 StPO); zB § 213 Abs 2 erster Satz StPO an-
gesichts eines U.

IV. GRUNDRECHTSSCHUTZ IM SPEZIELLEN
• 15 Os 39/20d EvBl 2020/158: Eine Grundrechtsverlet-
zung mangels dringenden Tatverdachts liegt vor, wenn
indizierte Rechtfertigungsgründe, Schuldausschließungs-
gründe, Strafausschließungsgründe iwS oder Verfol-
gungshindernisse nicht mit hoher Wahrscheinlichkeit
verneint werden; § 2 Abs 1 GRBG. Durch sachverhalts-

mäßige Bejahung (= Feststellung) der rechtlich definier-
ten (= rechtlich beurteilten) entscheidenden Tatsachen
(= der Fallnorm) wird der rechtliche Schlusssatz (= die
Subsumtion) des U begründet. So gesehen dient das ge-
samte erstinstanzliche Verfahren nur dem „Ja“ des Un-
tersatzes, maW der sog Existenzbehauptung des Syllogis-
mus der Rechtsfolgebestimmung. Nichts anderes gilt im
Grundrechtsbeschwerdeverfahren, wo sich dieses „Ja“ auf
die mithilfe des § 173 Abs 1 erster Satz StPO („dringend
verdächtig“) gebildete Fallnorm bezieht. Das „Ja“ stellt
dann eine Wahrscheinlichkeitsaussage dar, ist aber nicht
weniger einer Überprüfung nach den rechtlichen Beweis-
kriterien der Z 5 des § 281 Abs 1 StPO zugänglich, als
wenn es die Frage betrifft, ob der Angekl „mit faktischer
Gewissheit“ ein Verhalten gesetzt hat. Nach eben diesem
Schema wird auch die Frage eines UnzuständigkeitsU be-
antwortet, nur dass dort ein unqualifizierter Verdacht ge-
nügt. Auch bei der Entscheidung über den Einspruch ge-
gen die Anklageschrift kommt das Denkschema zur An-
wendung: Während § 212 Z 1 StPO die entscheidenden
Tatsachen des Obersatzes der Rechtsfolgebestimmung
anspricht, und Einspruch (vgl auch § 213 Abs 6 letzter
Satz StPO) zur Einstellung führt, wenn der angeklagte
Sachverhalt (§ 211 Abs 1 Z 2 StPO), hypothetisch als
wahr unterstellt, nicht zumindest einer strafbaren (im Fall
des § 21 Abs 1 StGB mit Strafe bedrohten) Handlung
subsumierbar wäre (grundlegend RIS-Justiz RS0127791),
bezeichnen die Worte „Dringlichkeit und Gewicht des
Tatverdachts“ den Wahrscheinlichkeitsgrad im Obersatz,
der – wenn im Untersatz bejaht – zur Rechtsfolge führt,
maW die Verurteilungswahrscheinlichkeit. Reicht der
Verdachtsgrad zwar aus, um eine Verurteilung des
Angekl für möglich zu halten, liegt die Verurteilung aber
noch nicht nahe, ist die Anklageschrift zurückzuweisen,
wodurch das Ermittlungsverfahren wiedereröffnet ist
(§ 215 Abs 3 [§ 212 Z 3] StPO). Liegt hingegen eine Ver-
urteilung bereits nahe (zur Übereinstimmung des Wahr-
scheinlichkeitsgrades mit jenem der § 193 Abs 2 Z 2 ers-
ter Fall, § 352 Abs 1 Z 2 s Nordmeyer, WK-StPO § 193
Rz 38), ist der „Einspruch abzuweisen und die Rechts-
wirksamkeit der Anklageschrift festzustellen“ (§ 215
Abs 6 StPO). Erreicht der Verdachtsgrad nicht einmal
die Möglichkeit einer Verurteilung, ist eine Prognose da-
hin anzustellen, ob weitere Ermittlungen dessen Intensi-
vierung bis zu diesem Verdachtsgrad (Möglichkeit einer
Verurteilung) erwarten lassen (§ 212 Z 2 StPO). Da die
Intensivierungserwartung nicht an ges Prognosekriterien
anknüpft, ist sie nur dann rechtsfehlerhaft (und damit ei-
ner Kontrolle durch NBzWdG zugänglich), wenn deren
Bejahung sich angesichts der der Prognose zugrunde ge-
legten bestimmten Tatsachen als willkürlich, maW nicht
oder nur offenbar unzureichend begründet, darstellt (wo-
bei Beweisverwertungsverbote hinsichtlich der Sachver-
haltsgrundlage für die Erwartung beachtlich sind) und
entspricht damit dem Fehlerkalkül für Haftgründe im
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Verfahren nach dem GRBG. Die Erwartungsprognose
(Intensivierung des Tatverdachts bis zum Verdachtsgrad
einer möglichen Verurteilung) entspricht derjenigen
beim Antrag auf Einstellung des Ermittlungsverfahrens
(§ 108 Abs 1 Z 2, § 210 Abs 1 StPO); dort ist sie anzustel-
len, wenn der im Entscheidungszeitpunkt erreichte Ver-
dachtsgrad mit Blick auf Dauer und Umfang des bisheri-
gen Ermittlungsverfahrens dessen Fortsetzung nicht
rechtfertigt.

• Nicht im Dienste der Strafrechtspflege erfolgende Archi-
vierung von Information durch Strafverfolgungsorgane
geschieht ohne ges Deckung; die Ermittlungsakten sind
nicht faktisch, sondern rechtlich determiniert. Informa-
tionen, deren Erheblichkeit für die Aufklärung von Straf-
taten – auch als Kontrollbeweis – nicht erkennbar ist, sind
vom Verfahrensgegenstand nicht umfasst. Sie dürfen we-
der ermittelt noch zu den Akten genommen oder dort
belassen werden. Umgekehrt bedeutet das Verbot der Ge-
winnung einer erheblichen Tatsache für sich allein noch
kein Verbot ihrer Verwendung oder Verwertung, sie also
zu den Akten zu nehmen. Adressatin nach § 100 StPO zu
erstattender Berichte ist die StA (§ 100 Abs 2 StPO), die
als Leiterin des Ermittlungsverfahrens letztlich zur Ent-
scheidung und ggf Anordnung gegenüber der Kriminal-
Pol befugt ist, welche konkreten (auch schützenswerte
Persönlichkeitsrechte betreffenden) Inhalte unter den
Kriterien von Anlass, Durchführung und Ergebnis akten-
mäßig festzuhalten sind. Bei rechtlichen Zweifeln über
den Inhalt des Ermittlungsakts hat die KriminalPol die
StA zu befassen. Rechtsschutz gegen Entscheidungen
oder Anordnungen der StA über den Inhalt des Ermitt-
lungsakts bietet den in ihren Persönlichkeitsrechten Be-
troffenen Einspruch an das Gericht nach § 106 Abs 1 Z 1
StPO mit der schlüssigen Behauptung einer Verletzung
eines von § 5 Abs 1 erster Satz StPO iVm Art 8 MRK
bzw § 1 DSG, allenfalls § 74 Abs 1 StPO geschützten sub-
jektiven Rechts durch Verweigerung dessen Ausübung.
Der OGH macht nachdrücklich auf mit der Führung
des Ermittlungsverfahrens verbundene Schutzpflichten
und darauf aufmerksam, dass Betroffenen wirksamer
Rechtsschutz gegen Verletzung ihrer Persönlichkeitsrech-
te zu gewähren ist, wenn sich Führungsorgane vom Be-
stehen einer darauf bezogenen Gefahr überzeugen. Archi-
vierung ins Blaue hinein bedeutet demnach Fehlgebrauch

von Befugnis zur Aufklärung von Straftaten (14 Os 21/
19y EvBl 2019/116).

• 12 Os 51/20x EvBl 2021/27: Die Verfahrensgarantien des
Art 6 MRK können – unbeschadet seiner grundsätzli-
chen Unanwendbarkeit im Auslieferungsverfahren selbst
– für die Entscheidung über die Zulässigkeit der Auslie-
ferung dann (ausnahmsweise) Relevanz erlangen, wenn
die betroffene Person nachweist, dass ihr im ersuchenden
Staat eine offenkundige Verweigerung eines fairen Ver-
fahrens („a flagrant denial of justice“) droht. Der OGH
weist darauf hin, dass Rsp des russischen VfGH, wonach
Entscheidungen des EGMR an der russischen Verfassung
zu messen seien, ein konkretes – entgegen erteilten dip-
lomatischen Zusicherungen bestehendes – Risiko der aus-
zuliefernden Person nicht darstellt.

• 13 Os 12/20v EvBl 2021/28: Eine ges Wertung dahin, dass
mit dem in verbotener Mehrfachverfolgung gelegenen
Verfolgungshindernis in Bezug auf die ursprünglich ver-
drängende strafbare Handlung auch die Verfolgung und
Bestrafung der ursprünglich verdrängten ausgeschlossen
sein solle, ist nicht auszumachen. Ein Schuldspruch we-
gen der verdrängenden strafbaren Handlung erledigt aus
Gründen des materiellen Rechts stets die Anklage auch
wegen der verdrängten. Ob die Entscheidungsgründe da-
rauf Bezug nehmen, ist ohne Bedeutung. Bei einem Frei-
spruch ist zwischen scheinbarer Ideal- und Realkonkur-
renz zu unterscheiden. Im Fall einer einzigen Tat im ma-
teriellen Sinn (scheinbare Idealkonkurrenz) ist die Ankla-
ge stets erledigt. Ein Freispruch von einer Tat jedoch,
deren rechtsrichtige Subsumtion dazu geführt hätte, dass
eine andere Tat im materiellen Sinn zufolge scheinbarer
Realkonkurrenz straflos bleibt, erledigt die Anklage we-
gen der anderen Tat nur mit der Maßgabe, dass die Straf-
barkeit der letzteren dadurch nicht wieder auflebt. Die
Frage der Wirkungen von Strafaufhebungsgründen oder
Verfolgungshindernissen auf die verdrängte normative
Kategorie, ob sie maW zum Wiederaufleben der Straf-
barkeit führen können, ist – wie der OGH gegenüber
dem von der GenProk (bloß) zur Diskussion gestellten
Ansatz hervorstreicht – nicht generell, vielmehr nur dif-
ferenziert nach Verfolgungsvoraussetzungen einerseits
und den einzelnen Strafaufhebungsgründen andererseits
zu beantworten.
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Das Verbrechensopfergesetz im Wandel der
Zeit – Schlaglichter
Das Verbrechensopfergesetz feierte im Juli 2022 sein 50-jähriges Jubiläum. Der gegenständliche Beitrag behandelt die
Ursprünge und die wesentlichen Änderungen des Gesetzes, welche zu einer signifikanten Verbesserung des Opfer-
schutzes geführt haben. In der Folge wird das Problem des Kausalitätsnachweises auf Grundlage der Rsp des VwGH
erörtert. Ein Blick auf die Möglichkeiten einer Weiterentwicklung des Verbrechensopfergesetzes rundet den Bei-
trag ab.

I. ZUR ENTSTEHUNG DES
VERBRECHENSOPFERGESETZES

Am 9. 7. 1972 hat der Nationalrat das Bundesgesetz über
die Gewährung von Hilfeleistungen an Opfer von Verbre-
chen, BGBl 1972/288, beschlossen. Dessen § 1 Abs 1 lautete:
„Der Bundesminister für soziale Verwaltung hat den Bund
durch Auslobung (§ 860 des allgemeinen bürgerlichen Ge-
setzbuches) zu verpflichten, nach diesem Bundesgesetz Op-
fern von Verbrechen oder deren Hinterbliebenen Hilfe zu leis-
ten. Diese Auslobung ist durch Kundmachung im Bundesge-
setzblatt zu verlautbaren.“ Durch Art IV des Versorgungs-
rechts-Änderungsgesetzes 1989, BGBl 1989/648, erhielt das
genannte Bundesgesetz den Kurztitel und die Buchstaben-
kürzung, welche bis heute bestehen: „Verbrechensopferge-
setz – VOG“.

Was hatte den Gesetzgeber veranlasst, derartige Rege-
lungen für Verbrechensopfer zu treffen? Ausgangspunkt
waren Entschließungen des Nationalrates vom 26. 3. 1969
und des Bundesrates vom 25. 4. 1969.1 Damals war ein neu-
es Strafvollzuggesetz verabschiedet worden, das den Vollzug
von Freiheitsstrafen einer grundlegenden, von humanitä-
rem Geist gegenüber dem Rechtsbrecher getragenen Neu-
ordnung zugeführt hatte. Dieser Umstand veranlasste den
Nationalrat und den Bundesrat, es als Gebot der Mensch-
lichkeit und Gerechtigkeit anzusehen, dass in Hinkunft Per-
sonen, die durch Verbrechen unverschuldet dauernden und
schweren gesundheitlichen Schaden erleiden, insb dadurch
dauernd erwerbsunfähig werden, eine angemessene Hilfe
seitens der Allgemeinheit zuteil wird.

Zur verfassungsrechtlichen Grundlage des Gesetzes war
ausgeführt worden, dass die Kompetenzbestimmungen der
Art 10 und 11 des B-VG keinen Tatbestand enthielten, der
eine solche Grundlage für die vorliegende Rechtsmaterie
bilden könnte. Daher wurde erwogen, die durch das Gesetz
bestimmten Hilfeleistung im Rahmen der Privatwirtschafts-
verwaltung auf Grund des Art 17 B-VG durch den Bund zu
gewähren. Für diese Lösung wurden folgende Argumente
gebracht:2

Die Pflicht zur Schadensgutmachung an Opfern strafba-
rer Handlungen schlechthin, also nicht nur an Opfern von
Verbrechen, treffe nach den Vorschriften des bürgerlichen
Rechts den Schädiger. Das Motiv für die staatliche Hilfeleis-
tung liege demnach nicht im Mangel eines Anspruchs auf

Schadloshaltung, sondern in der Unmöglichkeit, diesen An-
spruch durchzusetzen. Durch das Gesetz solle die Möglich-
keit der Vorleistung durch den Bund geschaffen werden,
weil der Schädiger in den seltensten Fällen in der Lage sein
wird, die Schadensersatzansprüche zu erfüllen. Der Bund
trete dadurch, dass er vorläufig Pflichten des Schädigers
übernehme, als Rechtssubjekt des Privatrechts auf. Hierzu
wird in den ErläutRV noch darauf hingewiesen, dass im
Einzelfall Vereinbarungen zwischen dem Bund und den
durch ein Verbrechen in ihrer Erwerbsfähigkeit geminder-
ten Person oder Hinterbliebenen nach Verbrechensopfern
erforderlich seien. Der Geschädigte erhalte somit erst aus
dieser Vereinbarung einen Leistungsanspruch.

II. DIE ÄNDERUNGEN IM OPFERSCHUTZ

In den 50 Jahren seines Bestands erfuhr das Verbrechens-
opfergesetz insgesamt 41 Änderungen, davon 16 in den ers-
ten 30 Jahren und somit 25 Änderungen in den letzten
20 Jahren seines Bestehens. In der Urfassung des Gesetzes
im Jahr 1972 waren als Hilfsleistungen Geldleistungen,
Heilfürsorge, orthopädische Versorgung, Pflegegeldzulagen
und Blindenzulagen sowie der Ersatz der Bestattungskosten
vorgesehen (§ 2 der Urfassung). Bei den Geldleistungen war
geregelt, dass diese monatlich jeweils in der Höhe des Be-
trags zu erbringen sind, „der dem Beschädigten durch die
erlittene Körperverletzung oder Gesundheitsschädigung als
Verdienst oder den Hinterbliebenen durch den Tod des Un-
terhaltspflichtigen als Unterhalt entgangen ist oder künftig-
hin entgeht“ (§ 3 Abs 1 Satz 1 der Urfassung).

Von den Novellierungen des Verbrechensopfergesetzes
sind jene aus 1999, 2009, 2013 und die letzte aus 2019 her-
vorzuheben.

1. Pauschalentschädigung für
Schmerzengeld

Durch Artikel X des Zweiten Gewaltschutzgesetzes, BGBl I
2009/40, wurde erstmals die Pauschalentschädigung für
Schmerzengeld geregelt, wofür dem § 2 VOG die neue Zif-
fer 10 angefügt wurde. Die Regelung als solche findet sich in
§ 6a VOG und lautete damals wie folgt:

1 ErläutRV 40 BlgNR 13. GP 6.
2 ErläutRV 40 BlgNR 13. GP 7.
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„Hilfe nach § 2 Z 10 ist für eine schwere Körperverletzung
(§ 84 Abs 1 StGB) infolge einer Handlung im Sinne des § 1
Abs 1 als einmalige Geldleistung im Betrag von € 1.000 zu
leisten. Zieht die Handlung eine Körperverletzung mit schwe-
ren Dauerfolgen (§ 85 StGB) nach sich, gebührt ein einmali-
ger Betrag von € 5.000.“

Laut damaliger Regelung in § 10 Abs 1 letzter Satz VOG
unterlagen Anträge nach § 6a VOG keiner Frist. Dies wur-
de durch die Änderung des Verbrechensopfergesetzes,
BGBl I 2013/58, neu geregelt. Leistungen nach § 2 dürfen
nur von dem Monat an erbracht werden, in dem die Vo-
raussetzungen hiefür erfüllt sind, sofern der Antrag binnen
zwei Jahren nach der Körperverletzung oder Gesundheits-
schädigung bzw nach dem Tod des Opfers gestellt wird
(§ 10 Abs 1 Satz 1 VOG).

Weiters erfuhr § 6a VOG eine Erhöhung der Beträge wie
folgt:

„(1) Hilfe nach § 2 Z 10 ist für eine schwere Körperverlet-
zung (§ 84 Abs 1 StGB) infolge einer Handlung im Sinne des
§ 1 Abs 1 als einmalige Geldleistung im Betrag von € 2.000 zu
leisten; sie beträgt € 4.000, sofern die durch die schwere Kör-
perverletzung verursachte Gesundheitsschädigung oder Be-
rufsunfähigkeit länger als drei Monate andauert.

(2) Zieht die Handlung eine Körperverletzung mit schwe-
ren Dauerfolgen (§ 85 StGB) nach sich, gebührt eine einma-
lige Geldleistung im Betrag von € 8.000; sie beträgt € 12.000,
sofern wegen der Körperverletzung mit schweren Dauerfolgen
ein Pflegebedarf im Ausmaß von zumindest der Stufe 5 nach
dem Bundespflegegeldgesetz (BPGG), BGBl 1993/110, be-
steht.“

Durch die Änderung des Verbrechensopfergesetzes,
BGBl I 2019/105, wurde die Frist in § 10 Abs 1 letzter Satz
VOG von zwei Jahren auf drei Jahre erhöht. Auf diese Frist
ist im Rahmen der anwaltlichen Beratung von Verbrechens-
opfern bei sonstiger Haftung stets hinzuweisen. Zu beach-
ten ist weiters auch, dass nach § 8 Abs 3 VOG von Hilfe-
leistungen Personen ausgeschlossen sind, die auf ihre Scha-
denersatzansprüche aus dem Verbrechen verzichtet haben.

Durch BGBl I 2019/105 wurde nach § 10 Abs 1 noch fol-
gender Abs 1a eingefügt: „Zur Zeit der Tatbegehung min-
derjährige Opfer können die Leistung nach § 2 Z 10 auch in-
nerhalb von drei Jahren nach rechtskräftiger Beendigung
oder Einstellung des Strafverfahrens beantragen. Ein Leis-
tungsanspruch besteht in diesem Fall bei Erfüllung der sons-
tigen Voraussetzungen, wenn im Strafurteil oder einem im
Gerichtsverfahren eingeholten medizinischen Gutachten das
Vorliegen einer schweren Körperverletzung (§ 84 Abs 1
StGB) ausdrücklich bestätigt wird.“

2. Weitere ausgewählte Erweiterungen
der Hilfeleistungen bzw
Anspruchsberechtigten

In der Änderung des Verbrechensopfergesetzes, BGBl I
1999/11, wurde dem § 4 folgender Abs 5 angefügt:

„Erbringt der Träger der Krankenversicherung auf Grund
der Satzung dem Opfer oder dem Hinterbliebenen einen Kos-
tenzuschuß für psychotherapeutische Krankenbehandlung
infolge einer Handlung im Sinne des § 1 Abs 1, so sind die
Kosten für die vom Träger der Krankenversicherung bewillig-
te Anzahl der Sitzungen, die das Opfer oder der Hinterblie-
bene selbst zu tragen hat, bis zur Höhe des dreifachen Betra-
ges des Kostenzuschusses des Trägers der Krankenversiche-
rung zu übernehmen.“

Laut der geltenden Fassung von § 4 Abs 5 VOG kann
vom Sozialministeriumservice auch eine Direktabrechnung
der Kosten mit Psychotherapeutinnen und Psychotherapeu-
ten unter Bevorschussung des Kostenzuschusses des Trä-
gers der Krankenversicherung vorgenommen werden, so-
bald feststeht, dass der Träger der Krankenversicherung ei-
nen Kostenzuschuss erbringt. In diesem Fall ist der geleis-
tete Kostenzuschuss vom Sozialministeriumservice zu
vereinnahmen. Eine Kostenübernahme bis zum angeführ-
ten Höchstausmaß erfolgt auch, sofern der Träger der
Krankenversicherung Kosten im Rahmen der Wahlarzthilfe
erstattet.

Durch die Änderung des Verbrechensopfergesetzes,
BGBl I 2013/58, wurde in § 2 eine neue Ziffer 2a eingefügt,
mit welcher die Kostenübernahme bei Krisenintervention
durch klinische Psychologinnen und Psychologen und Ge-
sundheitspsychologinnen und Gesundheitspsychologen so-
wie Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten als neue
Hilfeleistung vorgesehen wird. Nach § 4a VOG sind Kosten
einer Krisenintervention (klinisch-psychologische und ge-
sundheitspsychologische Behandlung durch klinische Psy-
chologinnen und Psychologen und Gesundheitspsycholo-
ginnen und Gesundheitspsychologen und Behandlung
durch Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten) in
Notfällen, die Opfer oder Hinterbliebene infolge einer
Handlung nach § 1 Abs 1 zu tragen haben, pro Sitzung
bis zur Höhe des vierfachen Betrags des Kostenzuschusses
nach § 4 Abs 5 des zuständigen Trägers der Krankenversi-
cherung zu übernehmen. Eine Kostenübernahme gebührt
für höchstens zehn Sitzungen.

Schließlich wurde in der Änderung des Verbrechensop-
fergesetzes, BGBl I 2019/105, dem § 1 der Abs 9 angefügt,
laut dem Opfer eines Einbruchsdiebstahls (§ 129 StGB) in
die regelmäßig bewohnte eigene Wohnung einen Anspruch
auf die Leistungen nach § 4 Abs 5 und § 4a haben.

3. Exkurs: Prozessbegleitung

Diese Entwicklung des Verbrechensopfergesetzes zeigt, dass
der Opferschutz in der Gesetzgebung mit den Jahren einen
immer größeren Stellenwert erhielt. Zu verweisen ist in die-
sem Zusammenhang aber auch auf das Strafprozessreform-
gesetz, BGBl I 2004/19, mit welchem die Strafprozessord-
nung 1975 neu gestaltet wurde. Diese sah in deren § 66
Abs 2 erstmals vor, dass Opfern iSd § 65 Z 1 lit a oder b
StPO auf ihr Verlangen psychosoziale und juristische Pro-
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zessbegleitung zu gewähren ist, soweit dies zur Wahrung
der prozessualen Rechte der Opfer unter größtmöglicher
Bedachtnahme auf ihre persönliche Betroffenheit erforder-
lich ist.

Eine Ausweitung erfuhr die Prozessbegleitung durch das
Hass-im-Netz-Bekämpfungs-Gesetz – HiNBG, BGBl I
2021/148. Laut dessen Art 10 wurde die Strafprozessord-
nung derart geändert, dass die Prozessbegleitung nunmehr
in § 66b StPO geregelt ist. Neu ist zB, dass Prozessbeglei-
tung auch Opfern von übler Nachrede (§ 111 StGB), Vor-
wurf einer schon abgetanen gerichtlich strafbaren Hand-
lung (§ 113 StGB), Beleidigung (§ 115 StGB) und Verleum-
dung (§ 297 StGB) gewährt werden kann, wenn aufgrund
bestimmter Anhaltspunkte angenommen werden kann,
dass eine solche Tat im Wege einer Telekommunikation
oder unter Verwendung eines Computersystems begangen
wurde.

III. DER KAUSALZUSAMMENHANG

Ein juristisch anspruchsvolles Thema des Verbrechensop-
fergesetzes betrifft folgende Regelung des § 1 Abs 1:

„Anspruch auf Hilfe haben österreichische Staatsbürger,
wenn mit Wahrscheinlichkeit anzunehmen ist, dass sie
(Z 1) durch eine zum Entscheidungszeitpunkt mit einer mehr
als sechsmonatigen Freiheitsstrafe bedrohte rechtswidrige
und vorsätzliche Handlung eine Körperverletzung oder eine
Gesundheitsschädigung erlitten haben oder (Z 2) durch eine
an einer anderen Person begangene Handlung im Sinne der
Z 1 nach Maßgabe der bürgerlich-rechtlichen Kriterien einen
Schock mit psychischer Beeinträchtigung von Krankheitswert
erlitten haben oder (Z 3) als Unbeteiligte im Zusammenhang
mit einer Handlung im Sinne der Z 1 eine Körperverletzung
oder Gesundheitsschädigung erlitten haben, soweit nicht hie-
raus Ansprüche nach dem Amtshaftungsgesetz, bestehen, und
ihnen dadurch Heilungskosten erwachsen sind oder ihre Er-
werbsfähigkeit gemindert ist.“

Nach der Rsp des VwGH hat das Verwaltungsgericht bei
Überprüfung von Bescheiden der Landesstellen des Sozial-
ministeriumservice folgende Vorgangsweise zu beachten:
Zwecks Prüfung von auf § 1 Abs 1 VOG gestützten Ansprü-
chen sind erstens konkrete Feststellungen zu der ins Treffen
geführten Gesundheitsschädigung und zweitens einwand-
freie und umfassende Feststellungen zu den potentiell für
die Gesundheitsschädigung kausalen Tathandlungen zu
treffen, und zwar insb hinsichtlich Beginn, Dauer, Häufig-
keit und Art der behaupteten Handlungen.3

Darüber hinaus sind für den Fall, dass bereits vor Setzen
der betreffenden Tathandlungen eine bestimmte Grunder-
krankung bestanden haben sollte, konkrete Feststellungen
zu dieser Grunderkrankung zu treffen, und es ist diesbezüg-
lich darzulegen, welche konkreten Umstände oder Vorfälle
einen unbedenklichen Rückschluss auf eine solche schon
zuvor bestehende Erkrankung zulassen. Es ist dabei von
vornherein nicht die Aufgabe von Gutachtern, hinsichtlich

der Tathandlungen eine Beweiswürdigung vorzunehmen
oder bestimmte Tathandlungen festzustellen; vielmehr sind
die konkreten Tathandlungen von der Behörde bzw vom
Verwaltungsgericht den Gutachtern als Ausgangsprämisse
für die Gutachtenerstellung vorzugeben.4

Anschließend ist – wiederum aufbauend auf die konkre-
ten Feststellungen zur Gesundheitsschädigung (sowie zu ei-
ner allfälligen Grunderkrankung) und zu den jeweiligen
Handlungen iSv § 1 Abs 1 VOG – die rechtliche Beurtei-
lung vorzunehmen, ob ein Kausalzusammenhang mit der
für das VOG erforderlichen Wahrscheinlichkeit zwischen
der Gesundheitsschädigung und den Handlungen iSv § 1
Abs 1 VOG besteht, und zwar auf der Basis von Feststellun-
gen, denen ein ärztliches Sachverständigengutachten zu-
grunde zu legen ist.5

„Wahrscheinlichkeit“ dafür, dass die festgestellte Ge-
sundheitsschädigung auf das schädigende Ereignis ursäch-
lich zurückzuführen ist, ist dann gegeben, wenn nach der
geltenden ärztlich-wissenschaftlichen Lehrmeinung erheb-
lich mehr für als gegen einen ursächlichen Zusammenhang
spricht.6 Nach der Rsp des VwGH zum VOG betreffend die
Annahme der (anspruchserzeugenden) Kausalität einer Ur-
sache bei Vorliegen mehrerer möglicher Ursachen ist ein
ursächlicher Zusammenhang zwischen dem Verbrechen
und der vorgebrachten Gesundheitsbeeinträchtigung nicht
schon dann auszuschließen, wenn eine weitere Ursache für
die Gesundheitsbeeinträchtigung in Betracht kommt, solan-
ge das Verbrechen als mitwirkende Ursache nicht erheblich
in den Hintergrund tritt.7

Das Verwaltungsgericht trifft die Verpflichtung, im Rah-
men der Begründung seiner Entscheidung ein Gutachten
eines Sachverständigen auf seine Richtigkeit, Vollständig-
keit und Schlüssigkeit hin zu prüfen, weshalb es gehalten
ist, sich im Rahmen der Begründung seiner Entscheidung
mit dem Gutachten auseinanderzusetzen und dieses ent-
sprechend zu würdigen.8 In einer aktuellen Entscheidung
des VwGH9 wird überzeugend dargestellt, wodurch seitens
des Verwaltungsgerichts die genannte Verpflichtung ver-
letzt wurde:

Von der im Verfahren vom Bundesverwaltungsgericht
beigezogenen Sachverständigen wurden neben einer geneti-
schen Veranlagung die „Problematik des Elternhauses“, die
fehlende Vaterfigur, der Tod der Großmutter sowie die Un-
terbringung im Kinderheim an sich als die psychische Ge-
sundheitsschädigung des Revisionswerbers mitverursa-
chende Aspekte gewichtet. Eine vorzeitige Auslösung der
Persönlichkeitsstörung oder eine Verschlimmerung dersel-
ben durch die Misshandlungen im Kinderheim wurde von

3 VwGH 21. 8. 2014, Ro 2014/11/0027, mwN.
4 VwGH 21. 8. 2014, Ro 2014/11/0044.
5 VwGH 26. 4. 2018, Ra 2018/11/0072, mwN.
6 VwGH 17. 9. 2019, Ra 2019/11/0146.
7 VwGH 28. 6. 2021, Ra 2019/11/0147, mwN.
8 VwGH 11. 9. 2020, Ra 2019/11/0100, mwN.
9 VwGH 6. 5. 2022, Ra 2021/11/0171, s aber auch VwGH 6. 5. 2022, Ra
2021/11/0054.
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der Sachverständigen ua deshalb ausgeschlossen, weil die
Charakterzüge eines Menschen (die Persönlichkeit) in der
Pubertät bzw bis zur Pubertät abgeschlossen seien. Fachme-
dizinisch-wissenschaftliche Belege für die Beurteilung, dass
im Hinblick auf das damalige Lebensalter des elfjährigen
Revisionswerbers allfällige Handlungen iSv § 1 Abs 1
VOG ohnehin keine Auswirkungen auf dessen psychische
Gesundheit mehr hätten hervorrufen können, lässt das Gut-
achten nach Meinung des VwGH aber vermissen.

Weiters wird in dem Erkenntnis auf folgende Unge-
reimtheit hingewiesen: Der Umstand, dass die Heimunter-
bringung die psychische Entwicklung des Revisionswerbers
negativ beeinflusst haben könnte, wurde von der Sachver-
ständigen als relevanter Faktor gewichtet. Weshalb dann
nicht auch den der Heimaufnahme zeitlich unmittelbar
nachfolgenden Misshandlungen im Hinblick auf das dama-
lige Lebensalter des Revisionswerbers wesentlicher Einfluss
auf dessen Persönlichkeitsentwicklung hätte zukommen
können, wird nicht nachvollziehbar (unter Angabe ein-
schlägigen Fachwissens) dargelegt.

Aus dem Erkenntnis geht hervor, dass von der belangten
Behörde ein Gutachter (Dr. P) und vom Bundesverwal-
tungsgericht eine Gutachterin (Dr. G) beigezogen worden
waren, welche ähnliche Ansichten vertreten hatten. Diesen
wird seitens des erkennenden Senats wie folgt entgegnet:
„Falls die Sachverständige(n) der Auffassung gewesen sein
sollte(n), die Persönlichkeitsstörung des Revisionswerbers sei
so beschaffen, dass ihr Ausbruch von traumatischen Erlebnis-
sen nicht überwiegend abhängig sein könne und deswegen
überwiegend auf genetisch bedingte Faktoren zurückzufüh-
ren sei, so fehlt es diesbezüglich ebenfalls an einer ausreichen-
den Bezugnahme auf wissenschaftliche Erkenntnisse bzw an
entsprechenden wissenschaftlich belegten Ausführungen zu
den anlagebedingten Faktoren und sonstigen Umständen,
die allenfalls einen derartigen Rückschluss zuließen (vgl aber-
mals VwGH 21. 8. 2014, Ro 2014/11/0027).“

Sohin erwiesen sich für den VwGH die gutachterlichen
Ausführungen, soweit sie die Kausalität von der Heimun-
terbringung zeitlich nachfolgenden Handlungen im Hin-
blick auf das damalige Lebensalter des Revisionswerbers so-
wie auf eine allfällige genetische Veranlagung grundsätzlich
verneinen, mangels ausreichender medizinisch-wissen-
schaftlicher Belege als nicht schlüssig. Hinsichtlich einer al-
lenfalls bereits vor Heimunterbringung bestehenden psy-
chischen Gesundheitsschädigung des Revisionswerbers
fehlte es zudem an den erforderlichen verwaltungsgericht-
lichen Feststellungen.

Abgesehen von der klaren Auseinandersetzung mit den
allgemeinen Voraussetzungen der Kausalitätsprüfung nach
§ 1 Abs 1 VOG wirft die behandelte Entscheidung auch ein
Schlaglicht auf einen Aspekt des Schicksals jener Personen,
welche Gewalt im Rahmen einer Unterbringung etwa in
Kinder- oder Jugendheimen, als Kinder oder Jugendliche
in Kranken-, Psychiatrie- und Heilanstalten, in entspre-
chenden Einrichtungen der Kirchen oder in Pflegefamilien

erlitten hatten. Zumal zivilrechtliche Ansprüche in den
überwiegenden Fällen verjährt waren, haben viele Betroffe-
ne versucht, aufgrund der an ihnen während der Unterbrin-
gung verübten Verbrechen den Ersatz von Verdienstent-
gang nach § 2 Z 1 und § 3 VOG zu begehren. Die Vor-
gangsweise des Sozialministeriumservice ist hierbei sehr
restriktiv.10

Das oben dargestellte Erkenntnis des VwGH wird in Zu-
kunft zu einer kritischeren Auseinandersetzung mit den
medizinischen Gutachten führen müssen. Man sollte hier
generell an eine Anpassung der gesetzlichen Regelung den-
ken, um den Zugang zu Verdienstentgang zu erleichtern.
Dieser Gedanke führt zum abschließenden Punkt dieses
Beitrags.

IV. DIE MÖGLICHKEITEN EINER
WEITERENTWICKLUNG

Wie oben gezeigt wurde der Anwendungsbereich des Ver-
brechensopfergesetzes kontinuierlich erweitert und damit
der Opferschutz verbessert. Diese Entwicklung kann aller-
dings nicht als abgeschlossen betrachtet werden, was sich
insbesondere bei tragischen Ereignissen wie dem Terroran-
schlag vom 2. 11. 2020 gezeigt hat. Zu denken wäre etwa an
folgende neue Regelungen:

Der Kreis der Anspruchsberechtigten wäre zu erweitern
auf Personen, die im räumlichen und zeitlichen Nahebe-
reich einer terroristischen Straftat (§ 278c StGB) standen,
und auf Zeugen einer Handlung laut § 1 Abs 1 Z 1 VOG.
Diese Personen können zT zwar schon nach der geltenden
Rechtslage unter § 1 Abs 1 VOG subsumiert werden, eine
ausdrückliche Aufnahme dieser Personen in das Gesetz er-
scheint aber sinnvoll.

Der Kreis der Anspruchsberechtigten wäre weiters zu er-
weitern auf Opfer bestimmter schwerer Betrugsdelikte insb
solcher, die online begangen werden. Die Auswirkungen für
Betrugsopfer können sowohl finanziell als auch psychisch
beträchtlich sein. Die Opfer leiden häufig unter starken
Traumata und haben die Befürchtung, dass durch die Tat
Wohnort und sensible Daten der Opfer bekannt wurden.
Für diese Opfer sollte auch ein rascher Zuspruch von Kos-
tenersatz für Krisenintervention bzw Psychotherapie ge-
währt werden.

Die Hilfeleistungen in § 2 VOG wären zu erweitern um
den Ersatz der Kosten für die Tatortreinigung und den Er-
satz der Kosten für einen Wechsel der Schließanlage, welche
aufgrund der Umstände der Tat dem Schutz des Opfers
dient.

Bei der Pauschalentschädigung für Schmerzengeld wäre
bei psychischen Beeinträchtigungen beim Erfordernis der
schweren Körperverletzung (§ 84 Abs 1 StGB) eine Neure-
gelung wünschenswert. In der Praxis werden bei Strafver-

10 www.derstandard.at/story/2000129260564/das-lange-warten-der-heimop-
fer-auf-gerechtigkeit (abgerufen am 23. 11. 2022).
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fahren zu den psychischen Folgen der Tat in den wenigsten
Fällen Gutachten eingeholt, sodass hier das Vorliegen einer
schweren Körperverletzung in der Regel selten nachvollzo-
gen wird. Hier könnte man daran denken, psychische Be-
einträchtigungen als eigene ersatzfähige Kategorie vorzuse-
hen mit eigenen Entschädigungsbeträgen, wobei ärztliche
Bestätigungen als Nachweis ausreichen. Bei Opfern von
Vergewaltigung und schwerer sexueller Nötigung sollte
der Zugang zu Pauschalentschädigung für Schmerzengeld
generell erleichtert werden, weil es erfahrungsgemäß zu we-
nigen Verurteilungen in diesen Verfahren kommt.

Zusätzlich sollte für Einbruchs- und Betrugsopfer eine
Pauschalentschädigung für den erlittenen Schaden als
„symbolischen Ersatz“ vorgesehen werden. Die Wertung
ist vergleichbar zu jener bei Pauschalentschädigung für
Schmerzengeld. Hintergrund für die staatliche Hilfeleistung
wäre also auch hier nicht der Mangel eines Anspruchs auf
Schadloshaltung, sondern die Unmöglichkeit, diesen An-
spruch durchzusetzen.

Schließlich sollten auch die Ausschlussgründe neu gere-
gelt werden: Wer Zivilcourage zeigt und dabei selbst zum
Opfer wird, sollte Anspruch auf Leistungen nach dem
VOG haben. Hilfeleistungen nach dem VOG sollten jeden-
falls zustehen, wenn Betroffene sich in Gefahr begeben ha-
ben und verletzt werden in der Bemühung, Opfer einer
Straftat zu schützen oder verdächtige Personen den Straf-
verfolgungsbehörden zu übergeben. Neben dem eben be-
handelten Ausschlussgrund des § 8 Abs 1 Z 2 VOG wäre
auch jener des § 8 Abs 3 Satz 1 VOG zu überarbeiten: Ein
Verzicht auf Schadenersatzansprüche darf nur dann einen
Ausschlussgrund bilden, wenn zuvor eine Belehrung über
die Rechtsfolgen dokumentiert ist. Unvertretenen Opfern
ist in vielen Fällen nicht bewusst, dass sie mit Verzichtser-
klärungen einen Ausschlussgrund nach dem VOG verwirk-
lichen.
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Rechtsanwaltlicher
Bereitschaftsdienst
Unter der Hotline 0800 376 386 können festgenommene Be-
schuldigte rund um die Uhr kostenfrei aus ganz Österreich eine
erste telefonische Beratung bei einer Rechtsanwältin oder einem
Rechtsanwalt einholen. Mag.a Julia Mair (links), MMag.a Dr.in Elisa
Florina Ozegovic, LL.M. (rechts) und ÖRAK-Mitarbeiterin Mag.a

Danijela Dworzak haben einen AWAK-Webcast gedreht, um
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten eine Hilfestellung für
ihre Arbeit iRd Bereitschaftsdiensts mitzugeben. Im Gespräch mit
Mag. Christian Moser erläutern sie, warum der Bereitschaftsdienst
so wichtig ist und worauf es für Rechtsanwältinnen und Rechts-
anwälte bei dieser Tätigkeit ankommt.

Wie ist die Idee für einen AWAK-Webcast zum Bereit-
schaftsdienst entstanden?
Dworzak: Der ÖRAK ist sehr darum bemüht, iS der Quali-
tätssicherung des rechtsanwaltlichen Bereitschaftsdienstes
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte mit umfassenden
Informationen zu ihrer Tätigkeit als Bereitschaftsanwältin-
nen und -anwälte zu versorgen. Nachdem es dazu bereits
einige Unterlagen auf der ÖRAK-Website gibt, haben wir
uns überlegt, wie wir die Informationen sonst noch trans-
portieren können. Ein Webcast, welcher sowohl theoreti-
sche Aspekte als auch Praxiserfahrung vermittelt, erschien
hierfür besonders geeignet. Klar war auch sehr schnell, dass
es sich dabei um eine On-Demand-Variante handeln soll,
damit die Rechtsanwaltschaft dieses Bildungsangebot orts-
und zeitunabhängig nutzen kann. Über das Tool eines
Webcasts kann der ÖRAK jene Punkte vermitteln und an-
hand von Einspielungen veranschaulichen, die für die ad-
ministrative Abwicklung essentiell sind. Das betrifft insb
Modul 3, zu welchem ich referieren darf. Für die anderen
beiden praxisrelevanten Module haben wir Mag.a Julia Mair
und MMag.a Dr.in Elisa Florina Ozegovic ins Boot geholt, da
die beiden schon seit einigen Jahren im Rahmen des Bereit-
schaftsdienstes tätig sind und auf einen großen Erfahrungs-
schatz zurückgreifen können.

Warum bietet der ÖRAK in Zusammenarbeit mit dem
BMJ das Service Verteidigernotruf an?
Dworzak: Beschuldigte eines Strafverfahrens haben gem
§ 49 Z 2 StPO das Recht, eine Verteidigerin oder einen Ver-
teidiger zu wählen. Zu diesem Zweck hat der ÖRAK ge-
meinsam mit dem BMJ den rechtsanwaltlichen Bereit-
schaftsdienst (auch Verteidigernotruf genannt) eingerichtet.
Dieser existiert bereits seit dem Jahr 2008 und wurde seither
laufend weiterentwickelt. Vor dem Hintergrund der Umset-
zung der RL über das Recht auf Zugang zu einem Rechts-
beistand in Strafverfahren (2013/48/EU) wurde der rechts-
anwaltliche Bereitschaftsdienst im Zuge des Strafprozess-

rechtsänderungsgesetzes II 2016 schließlich gesetzlich ver-
ankert. Über die Hotline 0800 376 386, die 24h besetzt ist,
haben Beschuldigte die Möglichkeit, schnell eine Rechtsan-
wältin oder einen Rechtsanwalt zu kontaktieren.

Welchen rechtsstaatlichen Beitrag leistet der rechtsan-
waltliche Bereitschaftsdienst?
Dworzak: Der Bereitschaftsdienst leistet einen wesentlichen
Beitrag für die Qualität des Ermittlungsverfahrens. Die An-
wesenheit eines Rechtsanwalts oder einer Rechtsanwältin
wird damit gewährleistet. Gerade diese Anwesenheit ist
von enormer Wichtigkeit, um den Schutz der Beschuldig-
tenrechte sicherzustellen.
Mair: Es ist extrem wichtig, dass bereits von Anfang an ein
Rechtsanwalt oder eine Rechtsanwältin bei der Verneh-
mung dabei ist, weil man im Ermittlungsverfahren und im
gesamten späteren Strafverfahren sehr oft auf diese erste
Vernehmung reduziert wird. Da geht es um die Einhaltung
der Grund- und Menschenrechte und das Recht auf eine
Verteidigung. Die ersten Vernehmungen machen viel für
die Taktik im gesamten Strafverfahren aus. Was sage ich,
wie sage ich es – auch in Hinblick auf ein mögliches Ge-
ständnis.

2023/67
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Ozegovic: Im Strafakt findet sich stets die erste Aussage vor
der Polizei, mit der die Richterin oder der Richter einen
konfrontiert, nach dem Argument: „Das, was Sie unmittel-
bar nach der Verhaftung gesagt haben, war die frischeste
Erinnerung, das ist die nachvollziehbarste Version, (. . .)“.
Es macht daher Sinn, die Aussage gut vorzubereiten, sonst
hängt einem das im Verfahren immer nach.

Die Aussage in der ersten
Vernehmung wiegt meist am

schwersten.

Und mit diesem Service kann der ÖRAK sicherstellen,
dass jeder Beschuldigte einen Verteidiger erhält . . .?
Mair: Genau. Und es ist auch finanziell eine Erleichterung.
Oft handelt es sich bei den anrufenden Beschuldigten um
Personen, die sich keine ordentliche Verteidigung leisten
können.

MMag.a Dr.in Elisa Florina Ozegovic, LL.M.

Ozegovic: Vor allem Jugendliche können die Verteidigung
in der Regel nicht zahlen. Dieses System erleichtert einen

niederschwelligen Zugang zu einem Rechtsanwalt oder ei-
ner Rechtsanwältin.
Dworzak: Nach der letzten Reform des Bereitschaftsdiens-
tes, welche das strafrechtliche EU-Anpassungsgesetz 2020
mit sich gebracht hat, hat der ÖRAK den Pool an Bereit-
schaftsanwältinnen und -anwälten aufgestockt, da mit einer
erhöhten Nachfrage zu rechnen war. Wir evaluieren regel-
mäßig gemeinsam mit dem BMJ, wie hoch der Bedarf ist
und welche Auslastung Sinn macht und setzen entspre-
chend viele Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte ein.
Mair: Die Nachfrage ist jedenfalls vorhanden. Angerufen
wird man rund um die Uhr, auch am Wochenende muss
man oft einschreiten.

Ist das nicht abschreckend für interessierte Kolleginnen
und Kollegen?
Mair: Es ist eine sehr anspruchsvolle Tätigkeit und man
muss auch wirklich erreichbar sein. Wenn der Anruf
kommt, ist es meistens dringend und unmittelbar. Das Ein-
schreiten kann durchaus zeitintensiv sein. Oft sind es Fälle
mit Mehrfachtäterschaften. Die Vorbesprechung ist extrem
wichtig und man braucht Zeit für die Akteneinsicht.
Ozegovic: Die Fristen, innerhalb derer die Beschuldigten zu
vernehmen sind, sind extrem kurz. Da kann man nicht in
14 Tagen einen Termin ausmachen.
Dworzak: Es ist eine anspruchsvolle Tätigkeit, aber sie wird
auch entsprechend entlohnt. Seit Oktober 2022 gibt es wert-
angepasste Beträge von € 145,24 zzgl USt pro Tag für die
Bereitschaft und € 167,60 zzgl USt pro Stunde des Ein-
schreitens.

Der Bereitschaftsdienst wurde in den letzten Jahren im-
mer weiter ausgebaut und auch für die Rechtsanwalt-
schaft attraktiviert. Bitte schildern Sie die aktuellsten
Entwicklungen . . .
Dworzak: In den letzten Jahren wurden im Hinblick auf
einige RL-Umsetzungen (RL Prozesskostenhilfe 2016/1919
und RL Jugendstrafverfahren 2016/800) auch nationale Ge-
setzesänderungen vorgenommen, welche Auswirkungen
auf den Bereitschaftsdienst und dessen administrative Ab-
wicklung hatten. Der ÖRAK hat hier in sehr guten und kon-
struktiven Gesprächen mit dem BMJ die bestmögliche Or-
ganisation auf die Beine gestellt.
Ein sehr bedeutender Schritt fand dabei im Jahr 2020 statt,
als sämtliche bisherige Arbeitsprozesse digitalisiert wurden.
Mit der neuen Web-Applikation des ÖRAK konnten sämt-
liche Schritte iZm dem Bereitschaftsdienst effizienter gestal-
tet werden. Dieser Schritt war sehr wichtig, da sich die
Nachfrage nach der letzten Reform, wie schon erwähnt,
deutlich erhöht hat, insb weil nun auch viele jugendliche
Beschuldigte den Bereitschaftsdienst in Anspruch nehmen.

Der erste Anruf beim Verteidigernotruf ist für die Be-
schuldigten kostenlos. Ist es damit in den meisten Fällen
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schon getan oder ist des Öfteren das persönliche Ein-
schreiten vor Ort notwendig?
Mair: Ich kenne mittlerweile sehr viele Polizeidienststellen
und fast alle Landes-Kriminalämter. Man muss differenzie-
ren: Die Beiziehung vor Ort ist im Gegensatz zum ersten
Anruf für Beschuldigte nicht immer kostenlos. Für Jugend-
liche meistens schon, weil die Voraussetzung ist, dass das
Fortkommen erschwert werden würde und die Einkom-
menssituation meist eine derartige ist, dass sie die Kosten
nicht übernehmen können. In den seltensten Fällen ist es
aber mit einem Anruf schon getan.
Dworzak: Das hat sich durch die Reform noch einmal ver-
stärkt. Die Statistik zeigt, dass mittlerweile fast alle Anrufe
in einem Einschreiten vor Ort münden, da sich Beschuldig-
te letztendlich oftmals dazu entscheiden, eine Rechtsanwäl-
tin oder einen Rechtsanwalt bei der Vernehmung beizuzie-
hen. Was die Kostentragung betrifft, ist an dieser Stelle
wichtig zu betonen, dass eine für Beschuldigte kostenlose
Leistung nicht bedeutet, dass die Verteidigerin oder der
Verteidiger kein Honorar erhält, sondern dass dieses bei Er-
füllung bestimmter Voraussetzungen vom Bund übernom-
men wird. Die entsprechenden gesetzlichen Regelungen
werden im Rahmen des Webcasts ausführlich erläutert.
Ozegovic: In meinem bisherigen Einschreiten sind am häu-
figsten Untersuchungshaftverhandlungen vorgekommen.

Mag.a Julia Mair

Sind aus Ihren Bereitschaftsfällen auch schon darüber hi-
nausgehende Mandate entstanden?
Mair: Bei mir hat es Folgemandate gegeben. Die Situation,
in der sich die betroffene Person befindet, ist eine sehr un-
angenehme. Wenn man da ein Vertrauensverhältnis auf-
baut, können sich Folgemandate ergeben. Aber eher selten.
Ozegovic: Ich leite den Beschuldigten immer an, einen An-
trag auf Verfahrenshilfe zu stellen. In aller Regel landet der
Antrag in der Kammer und dann wird ein Kollege im Rah-
men der Verfahrenshilfe zugeteilt, da meistens kein
Wunschverteidiger angegeben wird.

Sie haben angesprochen, dass der Bereitschaftsdienst vor
allem für jugendliche Beschuldigte sehr wichtig ist. Wel-
che Besonderheiten sind zu beachten?
Mair: Bei jugendlichen Beschuldigten gilt das Jugendge-
richtsgesetz. Bei einer Vernehmung nach einer Festnahme
bzw bei einer Tatrekonstruktion oder Gegenüberstellung
muss immer ein Verteidiger anwesend sein. Der Jugendli-
che kann darauf nicht verzichten.
Was oft vorkommt, ist die Tatbegehung in der Gruppe. Das
Jugendgerichtsgesetz unterscheidet sehr klar zwischen Un-
mündigen, Jugendlichen und jungen Erwachsenen. Es gibt
aber oft auch eine Involvierung von nicht straffähigen Per-
sonen. Das ist eine Konstellation, die man abklären muss.
Auch die Thematik des gesetzlichen Vertreters kann unter-
schiedliche Probleme mit sich bringen.
Ozegovic: Oft kann man nicht feststellen, wie alt die Ju-
gendlichen wirklich sind. Es kommt auch häufig vor, dass
man Mitläufer hat, die aus Gruppenzwang in eine Situation
geraten sind.
Mair: Das Jugendstrafrecht sieht mehrere Möglichkeiten
vor, wie man ein Verfahren beenden kann. Da kann man
einen Grundstein bei der Vernehmung legen. Der Zeitraum
zwischen 14 und 18 Jahren bringt viele Weichenstellungen
im Leben mit sich, strafrechtliche Verurteilungen in diesem
Zeitraum wirken sich auf das gesamte Leben der Betroffe-
nen aus.

Wenn man sich dafür interessiert, Bereitschaftsanwalt
oder Bereitschaftsanwältin zu werden, wie funktioniert
das?
Dworzak: Man nimmt Kontakt mit der Rechtsanwaltskam-
mer im jeweiligen Bundesland auf, die die Einteilung vor-
nimmt. Wenn man sich in der Liste eintragen lassen hat,
sollte man sich die Informationen auf der ÖRAK-Website
und den Webcast ansehen.

Haben Sie Praxistipps, die Sie den Bereitschaftsanwälten
und -anwältinnen mitgeben wollen?
Mair: Der rechtsanwaltliche Bereitschaftsdienst ist eine ex-
trem abwechslungsreiche Tätigkeit. Jede Bereitschaft ist an-
ders. Mein Praxistipp ist, sich anzusehen, was alles im Akt
ist, und nachzufragen, ob es bereits Fotos oder Videos gibt.
Eine gewisse Vorerfahrung im Strafrecht hilft sicher enorm.
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Was bei Tatbegehungen in der Gruppe auch oft vorkommt,
ist, dass es jemand filmt hat und dann irgendwo auf Social-
Media Videos auftauchen.
Ozegovic: Es ist extrem wichtig, die eigene Erreichbarkeit
sicherzustellen und Aufträge nur über die Hotline anzuneh-
men und nicht etwa über direkte Anrufe von Polizei, StA
oder Gericht. Wenn Sie von einem Haftrichter oder der
Staatsanwaltschaft trotzdem direkt kontaktiert werden,
dann verständigen Sie bitte unbedingt die Hotline darüber,
welche die einlangenden Anrufe im System erfassen muss.

Interessierte Kolleginnen und
Kollegen werden laufend benötigt.

Werden noch Bereitschaftsanwältinnen und -anwälte be-
nötigt?
Dworzak: Die Nachfrage wird bestimmt nicht weniger wer-
den. Alle Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, die sich
dafür interessieren, können sich gerne bei ihrer zuständigen
Rechtsanwaltskammer melden.
Ozegovic: Der Bereitschaftsdienst ist auch für Rechtsan-
waltsanwärterinnen und Rechtsanwaltsanwärter mit großer
Legitimationsurkunde interessant. Das kann ein nettes zu-
sätzliches Honorar sein und man sammelt Erfahrungen.

vlnr: Mag.a Danijela Dworzak, Mag.a Julia Mair, MMag.a Dr.in Elisa
Florina Ozegovic, LL.M.

RAin Mag.a Julia Mair ist Rechtsanwältin in Wien. Seit 2002
unterrichtet sie an in- und ausländischen Universitäten,

Fachhochschulen und Organisationen ua Zivil- und Strafrecht,
Europarecht, Internationales Recht und Zivilverfahrensrecht. Nach
jahrelanger Tätigkeit in einer Großkanzlei gründete sie 2016 ihre

eigene Kanzlei in Wien. Einer ihrer fachlichen Schwerpunkte ist das
Strafrecht, in welchem sie sowohl als Verteidigerin als auch als

Opfervertreterin tätig ist.

RAin MMag.a Dr.in Elisa Florina Ozegovic, LL.M., ist Rechtsanwältin in
Kärnten. Ihr Tätigkeitsschwerpunkt liegt im Medizinrecht/

Arzthaftungsrecht. Neben ihrer Vortragstätigkeit für diverse
Organisationen und Unternehmen sowie auf nationalen und

internationalen Kongressen publiziert sie in diversen Zeitschriften
und ist seit 2016 im rechtsanwaltlichen Bereitschaftsdienst tätig.

Mag.a Danijela Dworzak studierte in Wien Rechtswissenschaften. Seit
Ende 2014 ist sie für den Österreichischen Rechtsanwaltskammertag
(ÖRAK) als Juristin tätig. Ihre dortigen Tätigkeitsschwerpunkte liegen

ua im Strafrecht sowie in der Abwicklung des rechtsanwaltlichen
Bereitschaftsdienstes.

Fotos: Werner Himmelbauer

Im Webcast zum rechtsanwaltlichen Bereitschaftsdienst werden die
wichtigsten relevanten Bestimmungen insb in der StPO und im JGG
zusammengefasst, Sie erhalten Praxistipps für die Anrufbereitschaft

sowie das Einschreiten vor Ort und erfahren die wesentlichen
Aspekte iZm der administrativen Abwicklung des

Bereitschaftsdienstes.

Zu diesem kostenlosen ON-DEMAND-WEBCAST gelangen Sie über:
www.awak.at/digitales-angebot/webcasts

Zudem finden Sie im ÖRAK-Mitgliederbereich auf
www.rechtsanwaelte.at unter der Rubrik „Rechtsanwaltlicher

Bereitschaftsdienst“ wichtige Unterlagen sowie eine
Bedienungsanleitung zur Web-Applikation und FAQs.
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Aufgrund der aktuellen Situation rund um das Corona-Virus ist nicht absehbar, ob diese Veranstaltungen tatsächlich
stattfinden können. Bitte informieren Sie sich zeitnah zum geplanten Termin beim Veranstalter.
https://businesscircle.at
https://www.rechtsanwaltsverein.at

„Wie man gute Klienten gewinnt und behält“
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
15. 2. 2023 WIEN

Grundbuch III
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
8. 3. 2023 HYBRIDSEMINAR

Lehrgang zum zertifizierten
Datenschutzbeauftragten
Business Circle Management FortbildungsGmbH
13. bis 15. 3. 2023 WIEN

Immobilien- und Vertragsrecht
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
14. 3. 2023 HYBRIDSEMINAR

Einführungsseminar
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
15. 3. 2023 HYBRIDSEMINAR

Exekution I
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
23. 3. 2023 HYBRIDSEMINAR

58. Tagung der Österreichischen Gesellschaft
für Arbeitsrecht und Sozialrecht
(https://www.arbeitsrechtundsozialrecht.com)
Gesellschaft für Arbeitsrecht und Sozialrecht
29. bis 31. 3. 2023 ZELL AM SEE

4. Austrian Sustainability Summit
Business Circle Management FortbildungsGmbH
30./31. 3. 2023 WIEN

22nd Annual Conference on European Tort Law
Veranstaltet vom Institut für Europäisches Schadenersatz-
recht und dem Zentrum für Europäisches Schadenersatz-
und Versicherungsrecht
13./14. 4. 2023 WIEN

Kosten-Aufbauseminar
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
19. 4. 2023 HYBRIDSEMINAR

Grunderwerbsteuer
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
20. 4. 2023 ONLINE

Immobilienertragsteuer
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
21. 4. 2023 ONLINE

Firmenbuch I
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
25. 4. 2023 HYBRIDSEMINAR

Jahrestagung „Vienna Legal Tech 23“
Business Circle Management FortbildungsGmbH
25./26. 4. 2023 WIEN

Firmenbuch II
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
9. 5. 2023 HYBRIDSEMINAR

Professionelle Erwachsenenvertretung
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
15. 5. 2023 HYBRIDSEMINAR

Exekution II
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
24. 5. 2023 HYBRIDSEMINAR

Datenschutz für Fortgeschrittene
Business Circle Management FortbildungsGmbH
25. 5. 2023 WIEN

Lehrgang zum zertifizierten
Datenschutzbeauftragten
Business Circle Management FortbildungsGmbH
13. bis 15. 6. 2023 WIEN

TAX Circle
Business Circle Management FortbildungsGmbH
15./16. 6. 2023 WAIDHOFEN/YBBS

Grundlehrgang – Sommer-Blockseminar
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
3. 7. 2023 WIEN

27. Jahrestagung für Recht und Steuern
„RuSt in Rust“
Business Circle Management FortbildungsGmbH
12./13. 10. 2023 RUST

Inland

Beachten Sie bitte auch die Termine in der Rubrik „Aus- und Fortbildung“ auf den Seiten 136ff
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Wie gut kennen Sie Ihre Geschäftspartner?
Ein adäquates Risikomanagement gewinnt für Unternehmen zunehmend an Bedeutung. Sei es
aufgrund der Corona-Krise, dem Krieg in der Ukraine, der horrenden Preisentwicklungen oder der
virtuellen Gefahr aus dem Netz.

Um Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung zu un-
terbinden, sind Unternehmen durch das seit

1. 1. 2017 gültige Finanzmarkt-Geldwäschegesetz dazu ver-
pflichtet, ihre Geschäftspartner akribisch zu durchleuchten.
In erster Linie betroffen sind Kreditinstitute, Lebensversi-
cherer, Wertpapierfirmen und Investmentfonds. Zahlreiche
andere Branchen, etwa Versicherungsvermittler, Abschluss-
prüfer, Steuerberater oder Rechtsanwälte, müssen aufgrund
der Sorgfaltspflicht prüfen, wenn sich ein Verdacht ergibt.
Stets zu klären ist auch, ob bestehende oder potenzielle Ge-
schäftspartner von Sanktionen betroffen sind. Und geht es
um Barzahlungen in der Höhe von € 10.000,– und mehr,
dann müssen ebenso alle Unternehmen einen Hinter-
grund-Check durchführen.

KSV1870 ComplianceCheck schafft Klarheit
Eine einfache Lösung mit schnellem Ergebnis bietet der
KSV1870 ComplianceCheck. Generell gilt: Es gibt vier Ka-
tegorien, die international gültig sind. Im Zuge einer Prü-
fung wird geklärt, ob es sich bei Geschäftspartnern um poli-
tisch exponierte Personen (PEP) handelt, etwa Staats- und
Regierungschefs, Minister, höhere Beamte der Landesregie-
rung, Botschafts- und auch Konsulatsangestellte oder um
Bekannte und nahestehende Personen (RCA). Darüber hi-
naus enthält der ComplianceCheck Informationen zu Sank-
tionen, Wirtschaftsbetrug, Finanz- und Steuerdelikten, Ter-
ror und Korruption. Damit konfrontierte Personen werden
als Special Interest Person (SIP) bzw als Special Interest
Entity (SIE), also Unternehmen, Organisationen oder Ein-
richtungen, gekennzeichnet. All jene, die auf einer Sankti-
onsliste stehen, werden als SIP bzw SIE bezeichnet, jedoch
wird nicht jeder SIP oder SIE automatisch auf einer Sank-
tionsliste geführt. Es gibt viele Gründe für eine solche Zu-
ordnung.

Bei PEPs und nahestehenden Personen gelten verstärkte
Sorgfaltspflichten und jeder Rechtsanwalt hat angemessene
risikobasierte Verfahren einzusetzen, um beurteilen zu kön-
nen, ob eine Partei (oder deren wirtschaftlicher Eigentü-
mer) eine PEP oder eine dieser nahestehende Person ist.
Dieses Verfahren hat Teil eines laufenden, in einem ange-
messenen Verhältnis zu seiner konkreten Geschäftstätigkeit
und Art und Größe seiner Kanzlei stehenden Risikomana-
gementsystems zu sein.

Im KSV1870-Portal erhalten Sie einen Compliance-Check zu natio-
nalen und internationalen Unternehmen.

Treffer – was jetzt?
Egal, ob Person oder Unternehmen: PEP-, RCA-, SIP- und
SIE-Treffer stellen ein erhöhtes wirtschaftliches Risiko dar.
Firmen müssen daher eine genaue Prüfung vornehmen und
abwägen, ob und wie sie Geschäftsbeziehungen eingehen
bzw fortsetzen wollen. Klar ist: Es ist untersagt, Geschäfte
mit Personen bzw Unternehmen zu machen, die von Sank-
tionen betroffen sind und auf Sanktionslisten geführt wer-
den – sofern es keine ausdrückliche Ausnahme dafür gibt.
Wie die jüngsten Geschehnisse zeigen, können derartige
Sanktionen innerhalb kürzester Zeit verhängt werden. Da-
mit Unternehmen stets mit top-aktuellen Informationen
versorgt werden und zeitnah reagieren können, werden
die Daten beim KSV1870 täglich aktualisiert.

WebRisk Indicator in KSV1870 UnternehmensProfilen
In den bereits erwähnten Herausforderungen der jüngeren
Vergangenheit gewinnt auch das Thema der Cyber-Sicher-
heit immer mehr an Bedeutung. Denn Cyberangriffe sind
längst kein Nischenprogramm mehr. Allein im Jahr 2021
gab es in Österreich um knapp 29% mehr Anzeigen von
Internetkriminalität als im Jahr davor. Laut Zahlen des
Bundeskriminalamts sprechen wir hier insgesamt von mehr
als 46.000 Fällen. Cybercrime-Delikte sind dabei um fast
20% auf rund 15.500 Fälle gestiegen – darunter fallen etwa
Hacking, Datenfälschung und Datenverarbeitungsmiss-
brauch. Umso wichtiger ist es für Unternehmen heutzutage,
sich selbst zu schützen und gleichzeitig über die IT-Security
von Geschäftspartnern Bescheid zu wissen.

Soft Check mit vier Klassifizierungen
Seit März 2022 ist daher in allen UnternehmensProfilen des
KSV1870 der WebRisk Indicator integriert. Dabei handelt
es sich um eine Risikobewertung für den Webauftritt eines
Unternehmens. Konkret wird das öffentlich sichtbare Cy-
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berrisiko von Unternehmenswebseiten klassifiziert. Gemes-
sen an den geltenden Sicherheitsstandards wird die Unter-
nehmenswebsite als sehr gut, mäßig oder infiziert (mit
Schadsoftware) eingeteilt. Ist kein Webauftritt bekannt, so
gibt es auch keine Bewertung. Die Information ist ein Add-
on für bestehende Kunden und hat keinen Einfluss auf das
klassische KSV1870 Rating. Mit diesem neuen Service ge-
hen wir darauf ein, dass Unternehmen neben der klassi-
schen Bonitätsprüfung immer häufiger auch noch andere

Needs haben. Und wir als Informationsdienstleister haben
den Anspruch, Antworten auf diese aktuellen Fragestellun-
gen von Unternehmen zu liefern.

Zugang zu den KSV1870-Profilen erhalten Sie auf
www.rechtsanwaelte.at im ÖRAK-Mitgliederbereich un-
ter „Services extern“ / „KSV1870-Profile“.

STEFAN WURZL
Partner Sales / KSV1870

Recht aufbauend: Steiermärkisches
Bau- und Raumordnungsrecht

AWAK-Special zeigt die wichtigsten Hebel und Stell-
schrauben

Der Föderalismus lässt grüßen: Bau- und Raumordnung
sind in Österreich Ländersache. Die Folge: Anforderungen
an ein Bauprojekt unterscheiden sich von Bundesland zu
Bundesland. Entsprechend aufwendig können sich Recher-
che und rechtliche Expertise in der Praxis darstellen. Wo-
rauf im Bau- und Raumordnungsrecht der Steiermark be-
sonders zu achten ist, das erfahren Sie in einem AWAK-
Seminar am 14. 4. 2023 in Graz.

Die Rechtsanwältinnen Dr. Tatjana Katalan und Mag.
Dr. Marie Sophie Reitinger sind ausgewiesene Expertinnen
im Öffentlichen Recht und leiten Projektwerber mit siche-
rer Hand durch eine komplexe Querschnittsmaterie aus
Bau- und Raumordnung, Anlagen-, Berg-, Forst- und Na-
turschutzrecht und UVP. Die Referentinnen werden im Se-
minar vorrangig auf jene Handlungsfelder eingehen, die für
die anwaltliche Beratungstätigkeit am wichtigsten sind. Im
Raumordnungsrecht betrifft das vor allem die Strategische
Umweltprüfung (SUP) sowie die örtliche und überörtliche
Raumplanung.

Im Steiermärkischen Baurecht führt Sie das Seminar von
den Grundlagen wie den Anforderungen an ein Baugrund-
stück über Zuständigkeiten zum Ablauf des ordentlichen
und vereinfachten Bauverfahrens. Im letzten Teil des Semi-
nars erläutern Dr. Katalan und Mag. Dr. Reitinger die wich-
tigsten Aufgaben in der Durchführung und Bauaufsicht,
baupolizeiliche Maßnahmen und den Instanzenzug anhand
eines Praxisbeispiels.

Bauen Sie Ihr Wissen aus – mit dem AWAK-Seminar
„Steiermärkisches Bau- und Raumordnungsrecht“. Buchen
Sie jetzt auf www.awak.at.

Termin:
„Steiermärkisches Bau- und Raumordnungsrecht“
Freitag, 14. 4. 2023, 12.30 bis 20.00 Uhr
Graz, Austria Trend Hotel Europa Graz ****

Foto: © Zolnierek/shutterstock.com

ANWALTSAKADEMIE GESELLSCHAFT ZUR FÖRDERUNG
ANWALTLICHER AUS- UND FORTBILDUNG M.B.H.
Reisnerstraße 5/3/2/5, 1030 Wien, www.awak.at
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JURISTENBALL 2023
LA DOLCE VITA – WIR FEIERN DAS LEBEN

D as Ballgefühl kehrt 2023 wieder in die Walzerstadt zu-
rück und mit ihm am Faschingssamstag, 18. 2. 2023,

der traditionsreichste, auf die Zeit des Wiener Kongresses
zurückgehende Juristenball, welcher diesmal ganz im Zei-
chen unseres südlichen Nachbarlands Italien steht.

Der Einzug der Ehrengäste nach dem Sektempfang von
Kattus gehört zur Tradition des Balls ebenso wie die Baller-
öffnung, die in den bewährten Händen von Prof. Thomas
Schäfer-Elmayer liegt. Das Jungdamen- und Jungherrenko-
mitee und die Walzerformation der Tanzschule Elmayer
werden die klassische Eröffnung tanzen und der internatio-
nale Star Patrizio Buanne verleiht der Balleröffnung mit sei-
ner Stimme eine italienische Note, bevor Frau Bundesmi-
nisterin für Justiz Dr.in Alma Zadić, LL.M. den Ball feierlich
für eröffnet erklärt. Die Mitternachtsshow mitMonika Ball-
wein und ihrer Gruppe „Insieme“ wird ein Feuerwerk aus
Italo-Pop-Hits inszenieren.

Für Disco-Fans gibt es wieder das Justizclubbing Deluxe
mit den beliebten Richter-DJs Waldi & Wolf, wofür man
alternativ zum Vollpreisticket des Balls auch ermäßigte ei-
gene Clubbing-Tickets erwerben kann.

Mit seinem Orchester, den zahlreichen Bands und Ge-
sangseinlagen bietet der Juristenball wie gewohnt Tanzmu-
sik für jeden Geschmack und diesmal mit einer Prise italie-
nischem Flair.

Tickets unter www.juristenball.at, office@juristenball.at
oder nach persönlicher Terminvereinbarung unter
01 512 26 00 im Büro des Juristenverbands, Weihburggas-
se 4 / Top 9, 1010 Wien.

REINHARD HOHENEGGER
Vorsitzender des Ballkomitees
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Anwaltsakademie
FEBRUAR

BASIC

Seminarreihe Europarecht 5: Verfahren vor
dem Europäischen Gerichtshof für
Menschenrechte
17. 2. WIEN
Seminarnummer: 20230217–8

BASIC

Verwaltungsverfahren,
Verwaltungsstrafverfahren und Rechtsschutz
im Öffentlichen Recht I (AVG, VStG, VfGG)
17. und 18. 2. WIEN
Seminarnummer: 20230217A-8

SPECIAL

Der Verkehrsunfall in der Praxis – kfz-
technische Grundlagen und juristische Folgen
17. und 18. 2. WIEN
Seminarnummer: 20230217B-8

LIVE-WEBCAST

Die Rechtsanwaltsprüfung – Intensivkurs
„Prüfungsvorbereitung Strafrecht inkl
Strafvollzug und Nebengesetze“
21. 2. bis 16. 3. ONLINE
Seminarnummer: 20230221–9

LIVE-WEBCAST FLEX

Architekten, Ingenieurkonsulenten & Co –
vertragliche Regelungen im Bauprojekt
erfolgreich anwenden!
23. 2. ONLINE
Seminarnummer: 20230223–9

SPECIAL

Intellectual Property – Marken-, Design- und
Patentrecht
24. und 25. 2. WIEN
Seminarnummer: 20230224–8

BASIC

Schriftsätze im Zivilprozess
27. und 28. 2. FELDKIRCH
Seminarnummer: 20230227–7

LIVE-WEBCAST FLEX

Brush-up: Neueste Trends im Bereich der
Judikatur des EGMR, des EuGH und nationaler
Höchstgerichte
28. 2. ONLINE
Seminarnummer: 20230228–9

MÄRZ

LIVE-WEBCAST FLEX

Massencausen und Sammelklagen –
Kollektiver Rechtsschutz als Ausfluss des
Private Enforcements
1. 3. ONLINE
Seminarnummer: 20230301–9

SPECIAL

Start-up für Rechtsanwälte – der Sprung ins
kalte Wasser
2. bis 4. 3. WIEN
Seminarnummer: 20230302–8

SPECIAL

Bilanzen verstehen: Auswirkungen
anwaltlicher Transaktionen auf die Bilanz des
Unternehmens
3. und 4. 3. WIEN
Seminarnummer: 20230303–8

BASIC

Strafverfahren – von der Mandatserteilung zur
erfolgreichen Verteidigungsstrategie
3. und 4. 3. GRAZ
Seminarnummer: 20230303–5

BASIC

Der Anwalt als Vertragsverfasser – Der
Kaufvertrag anhand von Praxisbeispielen (für
Einsteiger)
3. und 4. 3. ATTERSEE
Seminarnummer: 20230303–3

BASIC

Gesellschaftsrecht I – Das Recht der Kapital-
und Personengesellschaft – Rechtsformwahl
und steuerrechtliche Aspekte
6. und 7. 3. INNSBRUCK
Seminarnummer: 20230306–6
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SPECIAL

Der Rechtsanwalt im Finanz- und Steuerrecht –
Steuerrecht und Steuertipps für Rechtsanwälte
9. 3. SALZBURG
Seminarnummer: 20230309–4

BASIC

Das Zivilverfahren – vom ersten
Klientenkontakt bis zum rechtskräftigen Urteil
– der Alltag im Prozessverlauf anhand
praktischer Beispiele
9. bis 11. 3. WIEN
Seminarnummer: 20230309–8

BASIC

Der Verkehrsunfall in der Praxis – kfz-
technische Grundlagen und juristische Folgen
10. und 11. 3. LINZ
Seminarnummer: 20230310–3

LIVE-WEBCAST FLEX

Aktuelle Entwicklungen im E-Commerce-Recht
– Rechtsprechung und Gesetzgebung
14. 3. ONLINE
Seminarnummer: 20230314–9

BASIC

Seminarreihe Europarecht 6: Verfahren vor
dem Gerichtshof der Europäischen Union
17. 3. WIEN
Seminarnummer: 20230317–8

BASIC

Das Exekutionsrecht in Fallbeispielen –
Grundlagen, Exekutionsmittel,
Durchsetzungsstrategien und einstweilige
Verfügungen
17. und 18. 3. WIEN
Seminarnummer: 20230317A-8

BASIC

Gesellschaftsrecht I – Das Recht der Kapital-
und Personengesellschaft – Rechtsformwahl,
Vermögensordnung, Haftungsverfassung und
Gründung
17. und 18. 3. ATTERSEE
Seminarnummer: 20230317–3

BASIC

Intensives (Zivil)Prozesstraining für künftige
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte
20. 3. WIEN
Seminarnummer: 20230320A-8

LIVE-WEBCAST

Prüfungsvorbereitung für
Rechtsanwaltsanwärter: „Die
Rechtsanwaltsprüfung – Intensivkurs
Strafrecht“
21. 3. bis 26. 4. ONLINE
Seminarnummer: 20230321–9

LIVE-WEBCAST FLEX

Das Sicherheitspolizeigesetz:
Sicherheitsverwaltung, Befugnisse und
Rechtsmittel
21. 3. ONLINE
Seminarnummer: 20230321A-9

BASIC

Die Ehescheidung und ihre praktischen
Rechtsfolgen – von Unterhaltspflicht bis
Güteraufteilung
23. bis 25. 3. WIEN
Seminarnummer: 20230323–8

SPECIAL

Datenschutz SPEZIAL: Digitalisierung,
Datenschutzverträge und internationaler
Datenverkehr
24. und 25. 3. WIEN
Seminarnummer: 20230324–8

SPECIAL

Medienrecht – Persönlichkeitsschutz versus
Meinungsfreiheit im Straf-, Zivil- und
Mediengesetz anhand praktischer Fälle
24. und 25. 3. INNSBRUCK
Seminarnummer: 20230324–6

BRUSH UP

Erbrecht und Vermögensnachfolge – Von der
Testamentserrichtung bis zur Einantwortung –
Aktuelles für den Rechtsanwalt
24. und 25. 3. GRAZ
Seminarnummer: 20230324–5
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LIVE-WEBCAST

Update: Zivilprozess, Exekution, Insolvenz –
Rechtsprechung und Gesetzgebung (auch EO-
Reform und Reorganisationsrecht) –
Kompaktinformationen mit
Kurzkommentierungen (auch zum EU-
Zivilverfahrensrecht)
29. und 31. 3. ONLINE
Seminarnummer: 20230329–9

LIVE-WEBCAST FLEX

Strafverteidigung in der Praxis – Worauf es für
einen Strafrechtler wirklich ankommt!
30. 3. ONLINE
Seminarnummer: 20230330–9

APRIL

LIVE-WEBCAST FLEX

Einführung in das Vergaberecht mit aktuellen
Entwicklungen – Schwerpunkt nachhaltige
Beschaffung
12. 4. ONLINE
Seminarnummer: 20230412–9

BASIC

Standesrecht – anwaltliche Pflichten, Rechte
und Standesvertretung
13. und 14. 4. WIEN
Seminarnummer: 20230413–8

BASIC

Das Zivilverfahren – vom ersten
Klientenkontakt bis zum rechtskräftigen Urteil
– der Alltag im Prozessverlauf anhand
praktischer Beispiele und Verfügung
13. bis 15. 4. INNSBRUCK
Seminarnummer: 20230413–6

LIVE-WEBCAST FLEX

Digitale Währungen und ihr legaler Rahmen –
Aktuelle Rechtslage bei Kryptowährungen und
Blockchain-Anwendungen
13. 4. ONLINE
Seminarnummer: 20230413–9

SPECIAL

IP-Recht & angrenzender Datenschutz
13. und 14. 4. WIEN
Seminarnummer: 20230413A-8

SPECIAL

Steiermärkisches Bau- und
Raumordnungsrecht
14. 4. GRAZ
Seminarnummer: 20230414–5

LIVE-WEBCAST

„Willkommen in unserer
Rechtsanwaltskanzlei!“ – Über den korrekten
Umgang mit Klienten/Innen am Telefon
14. 4. und 5. 5. ONLINE
Seminarnummer: 20230414–9

LIVE-WEBCAST FLEX

Unterhalt korrekt berechnen – Neueste
Judikatur
18. 4. ONLINE
Seminarnummer: 20230418–9

BRUSH UP

Intensivseminar „Liegenschaften schaffen
Leidenschaften“ – Immobilienrecht im
anwaltlichen Fokus
20. bis 22. 4. WIEN
Seminarnummer: 20230420–8

SOFT SKILLS

ERMITTLUNGSVERFAHREN (neu) – Der Anwalt
und die Polizei
27. und 28. 4. WIEN
Seminarnummer: 20230427–8

BRUSH UP

Aktuelle Judikatur und Rechtsentwicklung im
Wirtschaftsrecht
28. und 29. 4. LINZ
Seminarnummer: 20230428–3
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BASIC

Gesellschaftsrecht I – Das Recht
der Kapital- und
Personengesellschaft –
Rechtsformwahl und
steuerrechtliche Aspekte
Warum Sie teilnehmen sollten:
Dieses Seminar ist als Basisseminar für Juristen konzipiert,
die in ihrer bisherigen Praxis nur wenig Gelegenheit hatten,
sich mit gesellschaftsrechtlichen Problemen zu befassen. In
eineinhalb Tagen werden die in der Praxis, insb im Zusam-
menhang mit Gründungsvorgängen, vorkommenden Pro-
bleme des Gesellschaftsrechts behandelt.

Die steuerlichen Grundlagen im Gesellschaftsrecht wer-
den in einer kurzen Übersicht dargestellt. Zu allen behan-
delten Beispielen werden die steuerlichen Auswirkungen
berücksichtigt.

Referenten: Univ.-Prof. Prof. (FH) Mag. Dr. Franz Pegger,
Universität Innsbruck, Rechtsanwalt in Innsbruck
Dr. Nikola Tröthan, Rechtsanwältin in Innsbruck
Termin: 6. und 7. 3. 2023 = 9 Stunden / 3 Halbtage
Veranstaltungsort: INNSBRUCK
Seminarnummer: 20230306–6

SPECIAL

Der Rechtsanwalt im Finanz- und
Steuerrecht – Steuerrecht und
Steuertipps für Rechtsanwälte
Warum Sie teilnehmen sollten:
Gerade als Vertragsverfasser ist der Rechtsanwalt in den
letzten Jahren mit zahlreichen neuen Anforderungen des
Steuergesetzgebers konfrontiert worden.

Mit dem Update „Der Rechtsanwalt im Finanz- und
Steuerrecht“ erhalten Sie topaktuelles steuerliches Wissen,
das Sie in der täglichen Praxis als fachlich breit arbeitender
Rechtsanwalt brauchen. Die Seminarinhalte umfassen vor
allem die für den Vertragserrichter relevanten Aspekte des
Grunderwerbsteuer- und Einkommensteuerrechts. Dabei
wird besonderes Augenmerk auf die im Kanzleialltag einer
Allgemeinkanzlei anfallenden Vertragstypen (Kauf, Schen-
kung, Übergabe, Tausch) sowie den Erwerb von Todes we-
gen gelegt. Schlaglichter aus den Bereichen Rechtsgeschäfts-
gebühren, Umsatzsteuer und Finanzstrafrecht runden den
Seminarinhalt ab.

Ziel des Seminars ist es, die Teilnehmer mit verbesser-
tem steuerlichem Problembewusstsein und aktuellem Fall-
lösungswissen auszustatten. Das Seminarskript mit brand-
aktuellen Materialien aus Rsp und Verwaltungspraxis bringt
den Teilnehmern wertvollen Zusatznutzen.

Referent: Dr. Felix Karl Vogl, Rechtsanwalt in Schruns
Termin: 9. 3. 2023 = 6 Stunden / 2 Halbtage
Veranstaltungsort: SALZBURG
Seminarnummer: 20230309–4

BASIC

Das Zivilverfahren – vom ersten
Klientenkontakt bis zum
rechtskräftigen Urteil – der Alltag
im Prozessverlauf anhand
praktischer Beispiele
Warum Sie teilnehmen sollten:
Dieses Seminar vermittelt insb dem (Neu-)Einsteiger ein
solides Fundament für den Alltag im Zivilprozess. Praxisbe-
zogene Beispiele aus Situationen vor, während und nach
dem Prozess ermöglichen die Transparenz des Verfahrens
in allen Instanzen. Das Seminar bietet einen Überblick über
die wesentlichen Stationen des Verfahrens von der Erstin-
formation durch den Klienten bis zur Rechtskraft des Ur-
teils.

Referenten: LStA Dr. Robert Fucik, Leitender Staatsanwalt
im BMJ
Mag. Horst Häckel, Richter des OLG Wien
Dr. Thomas Hofer-Zeni, Rechtsanwalt in Wien
HR Dr. Barbara Hofer-Zeni-Rennhofer, Richterin des OGH
Dr. Alexander Klauser, Rechtsanwalt in Wien
Dr. Andreas Lindner, Vortragender Zivilprozessrecht, Sig-
mund Freud Universität in Wien
VP Dr.Marcella Prunbauer-Glaser, Rechtsanwältin in Wien
VP Hon.-Prof. Dr. Michael Rohregger, Vizepräsident der
Rechtsanwaltskammer Wien, Rechtsanwalt in Wien
Termin: 9. bis 11. 3. 2023 = 21 Stunden / 7 Halbtage
Veranstaltungsort: WIEN
Seminarnummer: 20230309–8

BASIC

Der Verkehrsunfall in der Praxis
– kfz-technische Grundlagen und
juristische Folgen
Warum Sie teilnehmen sollten:
Dieses Seminar soll das Wissen rund um die außergericht-
liche bzw gerichtliche Abwicklung eines Verkehrsunfalls in
der anwaltlichen Praxis vermitteln bzw vertiefen. Ebenso
werden die bedeutsamen kfz-technischen Fragen praxisbe-
zogen behandelt.

Referenten: Ing. Mag. Robert Bayer, Allgemein beeideter
und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger für Verkehrs-
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sicherheit (Unfallrekonstruktion; Fahrzeugschadensbewer-
tung etc)
Mag. Robert Bumberger, Rechtsanwalt in Linz
Termin: 10. und 11. 3. 2023 = 12 Stunden / 4 Halbtage
Veranstaltungsort: LINZ
Seminarnummer: 20230310–3

LIVE-WEBCAST FLEX

Aktuelle Entwicklungen im
E-Commerce-Recht –
Rechtsprechung und
Gesetzgebung
Warum Sie teilnehmen sollten:
Im E-Commerce-Recht besteht starke Rechtsprechungs-
und Gesetzgebungsaktivität auf nationaler und EU-Ebene.
Das Seminar behandelt aktuelle Entscheidungen und Ände-
rungen der Rechtslage.

Hinweis: Dem Datenschutzrecht ist ein eigenes Seminar
gewidmet (Datenschutz-Brushup), es wird daher in diesem
Seminar nicht behandelt.

Referent: ao Univ.-Prof. Dr. Christian Zib, Institut für Un-
ternehmensrecht, Universität Wien
Termin: 14. 3. 2023 = 6 Stunden / 2 Halbtage
Veranstaltungsort: ONLINE
Seminarnummer: 20230314–9

SPECIAL

Datenschutz SPEZIAL:
Digitalisierung,
Datenschutzverträge und
internationaler Datenverkehr
Warum Sie teilnehmen sollten:
Die moderne Zusammenarbeit von Mitarbeitern und Abtei-
lungen in Unternehmen wird zunehmend von Digitalisie-
rung geprägt; dies führt zu Verbesserungen und Effizienz-
gewinn; Informationen und Daten werden geteilt, verteilt,
übermittelt, digital aufbereitet und aus dem Unternehmen
transferiert; „ECM – Enterprise Content Management“ ist
ein Schlagwort der Stunde. Damit ist aber auch ein Risiko
für Datenschutz, Datensicherheit und die gesamte Corpo-
rate Governance gegeben, da die Auswirkungen digitaler
Technologien abzusichern sind. Hinzu kommen neuartige
IT-Anwendungen und Datenverarbeitungsprozesse, welche
aus dem Unternehmensalltag nicht mehr wegzudenken
sind. Ein rascher und profunder Überblick über die jeweils
anwendbaren rechtlichen Vorgaben ist daher unerlässlich.

Spätestens seit Geltungsbeginn der DSGVO kommt der
datenschutzrechtlichen Vertragsgestaltung eine wesentli-

che Bedeutung zu; Spielräume sind zu erkennen und zu
nutzen, dem Transparenzgrundsatz ist Rechnung zu tragen.
Neben diesem rechtlich wichtigen Thema beleuchtet das Se-
minar auch einen aus der jüngsten Praxis essentiellen
Punkt: den internationalen Datenverkehr und insb die
praktischen Auswirkungen des EuGH Urteils „Schrems
II“, welches zur Ungültigerklärung des Privacy Shields ge-
führt hat.

Referent: Univ.-Lektor Dr. Michael M. Pachinger, CIPP/E,
Rechtsanwalt und Partner bei SCWP Schindhelm, Data
Protection Lawyer of the Year in Austria
Termin: 24. und 25. 3. 2023 = 9 Stunden / 3 Halbtage
Veranstaltungsort: WIEN
Seminarnummer: 20230324–8
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Juristische Textwerkstatt

W er ein Manuskript von Daniel Damjanovic in Hän-
den hält und ihn kennt, erwartet verständliche und

präzise Ausführungen. Dass auch die „Juristische Textwerk-
statt“ dieser Erwartungshaltung gerecht wird, überrascht
daher nicht. Besonders an diesem Buch ist aber, dass es eine
Handlungsanleitung für das Schreiben juristischer Texte ist.
Damjanovic schreibt also nicht nur selbst verständlich, son-
dern er erklärt im vorliegenden Werk anderen, wie sie bes-
ser schreiben.

Dafür besteht nach dem Verfasser Be-
darf: Er berichtet eingangs (S 16) anhand
von Beispielen, dass Juristinnen und Ju-
risten Mühe haben, sich schriftlich ver-
ständlich auszudrücken. Dem möchte
der Autor entgegenwirken. Zu diesem
Zweck stellt Damjanovic zunächst die
Zusammenhänge von Denken und Spra-
che dar (S 28ff). Pointiert und überzeu-

gend kommt er zum Schluss, dass klare Sprache klare Ge-
danken voraussetzt.

In einem nächsten Schritt widmet sich der Autor der
Textverständlichkeit (S 47ff). Zustimmung verdienen sei-
ne Ausführungen zur Lesbarkeitsforschung. Zwar gelte
„Je kürzer desto besser“, allerdings dürfe die Rechtsspra-
che – und damit letztlich die Richtigkeit des Ausgeführ-
ten – darunter nicht leiden. Anschließend (S 55ff) zeigt
der Autor „klassische“ Fehler beim Verfassen von Rechts-
texten auf: ZB überlange Sätze, Substantivierungen, die
Verwendung des Passivs und überflüssige Floskeln. Die
Überladung juristischer Texte gehe nämlich zulasten ihrer
Verständlichkeit. Ob dies immer unbeabsichtigt ist oder
Leserin und Leser manchmal bewusst im Dunkeln gelas-
sen werden, ist eine andere Frage. Wer verstanden wer-
den will, sollte die vom Verfasser aufgezeigten Fehler je-
denfalls vermeiden.

An die allgemeinen Ausführungen zur Textverständlich-
keit schließt Damjanovic eine konkrete Handlungsanleitung
(„EASY-Methode“) für das Verfassen juristischer Texte
(S 73ff). Dabei betont er, dass die Erstellung eines durch-
dachten Konzepts das anschließende Schreiben erleichtert
und mahnt Stringenz beim Aufbau ein. Die im anschließen-
den sechsten Kapitel (S 129ff) dargestellten Sprachregeln
sind ebenfalls wertvoll und nicht auf juristische Texte be-
schränkt. Damjanovic rundet das Buch mit Übungsbeispie-
len ab (S 185ff), die die praktische Anwendung seiner Rat-
schläge erleichtern.

Auch der Autor dieser Zeilen hat seine Rezension an-
hand des Buchs überprüft und so manchen Satz gekürzt.
Damjanovic erreicht sein selbst gestecktes Ziel daher schon
dadurch, dass er Verfasser juristischer Texte zum Nachden-
ken bringt: Sind die eigenen Formulierungen tatsächlich so
knapp und verständlich wie möglich? Die „Juristische Text-

werkstatt“ eignet sich aber darüber hinaus auch durch eine
Vielzahl an wertvollen Ratschlägen für Angehörige aller ju-
ristischer Berufsgruppen. Damjanovic kann man zu seinem
Werk also nur gratulieren.

Juristische Textwerkstatt Verständlich Schreiben mit
System.

Von Daniel Damjanovic. Manz Verlag, Wien 2022, 202
Seiten, € 39,–.

STEFAN PERNER

ReO – Restrukturierungsordnung

V iel – und nun eben auch der erste wissenschaftliche
Kommentar, welcher Sebastian Mock (Univ.-Prof. in

Wien) und Moritz Zoppel (Univ.-Ass. in Wien) zu Heraus-
gebern hat – ist schon geschrieben worden über die auf eu-
roparechtliche Vorgaben zurückgehende ReO, welche seit
17. 7. 2021 schon in Kraft steht. Mitgewirkt haben am vor-
liegenden Werk wesentlich mehr Autoren als die beiden
Herausgeber, nämlich (neben den beiden Herausgebern)
an der Zahl 15, welche weitaus überwiegend aus der Wis-
senschaft und der Anwaltschaft stammen.

Da der Kommentar echtes Neuland
beschreitet, kann auf die darin vertrete-
nen Auffassungen inhaltlich nicht einge-
gangen werden – hiezu wäre dann wohl
notwendig, die vorliegende Rezension zu
einer Art „Gegen-Kommentar“ aufzu-
blasen. Beeindruckend ist jedenfalls die
aus den Literaturverzeichnissen zu den
einzelnen Bestimmungen hervorleuch-

tende Menge an Fachliteratur, welche zum Thema (insb na-
türlich in der BRD, aber auch in Österreich) bereits erschie-
nen ist und von den einzelnen Autoren ausgewertet wurde.
Auch die Struktur, in der der neue Rechtsstoff aufbereitet
ist, wirkt durchaus ansprechend. Etwas höhere Bearbei-
tungstiefe würde man sich hingegen bei dem mit ca zehn
Seiten zu oberflächlich gebliebenen Stichwortverzeichnis
wünschen.

Dem Werk ist als allgemeiner Tenor durchaus die Hoff-
nung zu entnehmen, dem ReO-Verfahren möge ein anderes
Schicksal zuteilwerden als dem Verfahren nach dem Unter-
nehmensreorganisationsgesetz (URG), welches (bis auf die
darin definierten sog URG-Kennzahlen, auf welche nun
auch in § 6 Abs 2 ReO Bezug genommen wird) bekanntlich
großteils eine Totgeburt geworden und geblieben ist. Die
Hoffnung der Autoren ist indes nach Ansicht des Rezensen-
ten unberechtigt, wiewohl der Rezensent sich gerne eines
Besseren belehren ließe – vieles spricht dafür, dass die Be-
deutung des Restrukturierungsverfahrens auch in Zukunft
bestenfalls überschaubar bleiben wird. Mit den bereits jetzt
zur Verfügung stehenden Sanierungsinstrumenten, insb
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dem Sanierungs(plan)verfahren nach der IO und der außer-
gerichtliche Sanierung im Rahmen eines sog „stillen Aus-
gleichs“, sind nach Ansicht des Rezensenten bereits ausrei-
chend Möglichkeiten vorhanden, die Sanierung eines leben-
den Unternehmens zu bewerkstelligen – allfällige Lücken
dieser Instrumente gibt es zwar (etwa die fehlende Möglich-
keit, im Rahmen eines stillen Ausgleichs widerborstige
Gläubiger zu einem Verzicht auf einen Teil ihrer Forderung
zu zwingen), jedoch werden diese in der Praxis nach An-
sicht des Rezensenten nicht bedeutend genug sein, um die
Praxis zu einer stärkeren Annahme der in der ReO kodifi-
zierten Instrumente zu bewegen, zumal auch dieses Verfah-
ren seine Tücken hat und insb auch deutlich schwerfälliger
ist und höhere Kosten verursacht als etwa ein sog „stiller
Ausgleich“. Gerne lässt sich der Rezensent freilich eines
Besseren belehren.

Wenn die Hoffnung der Autoren sich nicht verwirkli-
chen sollte, bleibt als Trost eine Feststellung, die man schon
jetzt treffen kann – an der Qualität des vorliegenden Kom-
mentars wird es sicher nicht gelegen haben.

ReO – Restrukturierungsordnung – Kommentar.

Von Sebastian Mock/Moritz Zoppel (Hrsg). Linde Verlag,
Wien 2022, 520 Seiten, geb, € 120,–.

FELIX KARL VOGL

Richterbestellung in Österreich

A ls emeritierter Rechtsanwalt und politischer Beobach-
ter wurde ich vom Verlag Österreich eingeladen, die

Habilitation von Markus Vasek zu besprechen, welche das
Räderwerk des Habilitationsverfahrens passiert und in der
Folge zu seiner Ernennung zum Professor der Kepler Uni-
versität in Linz geführt hat.

Dem Titel habe ich entnommen, dass
in diesem Werk alle jene Problemkreise
erörtert und dogmatisch gelöst werden
sollen, die seit dem Inkrafttreten des
B-VG zu jahrzehntelangen akademi-
schen, zum Teil aber auch zu politischen
Auseinandersetzungen geführt haben.

Vasek verweist auf die Habilitations-
schrift „Verfassung und Gerichtsbarkeit“

von Robert Walter 1960, sein Ansatz ist aber nicht die Or-
ganisation der Gerichtsbarkeit per se, er hat vielmehr die
Position und Stellung des Richters im Fokus. Dessen Unab-
hängigkeit, so Vasek weiter, korrespondiert mit der notwen-
digen erheblichen Rückbindung des Bestellungsverfahrens
an die der Exekutive zuzuzählenden staatlichen Entschei-
dungsträger.

Der Verfasser stellt die Definition der beiden Begriffe
aus dem Titel der Abhandlung an den Beginn, „Richter“
und „Bestellung“, und beschränkt seine Untersuchung auf

die österr Rechtsordnung. Er führt aus, dass die rechtli-
chen Grundlagen der Richterbestellung in Österreich eine
weite Entwicklung vom Konstitutionalismus des 19. Jahr-
hunderts bis in die heutige Zeit gemacht haben. Als Ha-
bilitation prägen gewichtige Aussagen das Werk, der Au-
tor geht rasch über die Begrifflichkeiten des Titels hinaus,
beleuchtet das Verhältnis zwischen Demokratie und Ge-
richtsbarkeit, leitet die Bedeutung des Bestellungsverfah-
rens der Richter her und widmet sich umfassend Vor-
schlägen für Reformen.

Eine der zentralen Thesen ist die Forderung, dass auch
die – teilweise große Spielräume eröffnende – Anwendung
demokratisch erzeugter Gesetze durch die Richter, also die
Besorgung der ihnen durch Gesetz übertragenen Geschäfte
nach Art 87 Abs 2 B-VG, demokratisch legitimiert sein
muss. So spürt Vasek einer Rückbindung der Gerichtsbar-
keit an den Souverän anhand der Bestellung der Richter
nach, dies durchaus eindrucksvoll.

Vasek verweist darauf, dass eine eingehende Untersu-
chung der beiden Pole Demokratie und Gerichtsbarkeit in
Österreich bisher fehlt. Er entwickelt ein Modell der demo-
kratischen Legitimation der Gerichtsbarkeit, bei der er die
Trias Gesetzesbindung – Kontrolle der Gesetzesbindung –

personelle Legitimation im Mittelpunkt sieht.
Das Kernelement der demokratischen Legitimation der

Gerichtsbarkeit ist ja an sich die Bindung an das parlamen-
tarisch erzeugte und gehörig kundgemachte Gesetz, dabei
zeigen sich aber Nuancierungen, Einschränkungen und Re-
lativierungen. Vasek befasst sich mit dem Fall, dass ein
Richter das im Einzelfall anzuwendende Gesetz erst im in-
terpretativen Weg erschließen muss und dann das Rechts-
mittelgericht zu einer Korrektur des so gewonnenen Rechts
aufgerufen ist. Zu ergänzen wäre der Hinweis, dass eine auf
unrichtiger Interpretation eines Gesetzes beruhende Ent-
scheidung, wenn sie nicht bekämpft wird, rechtskräftig
wird.

Der Autor befasst sich in der Folge mit den Auslegungs-
methoden und betont die Bedeutung der verfassungskon-
formen Interpretation. Für Vasek erscheint eine unbemerkt
bleibende Judikatur im Widerspruch zum Gesetz für nicht
ausgeschlossen – meiner Ansicht nach ist dies heutzutage
zumindest im Hinblick auf die größtenteils lückenlos ver-
öffentlichte Judikatur des OGH nicht mehr möglich. Be-
merkenswert ist, dass die ausschließliche Orientierung des
Richters am Gesetz auch dann nicht vollständig frei ist,
wenn im konkreten Verfahren die Entscheidung erster In-
stanz aufgehoben wird und die Rechtsansicht des OLG wie
im Berufungsurteil dargelegt bindend ist. Die Rechtssicher-
heit der Judikatur ist aber eine fundamentale Forderung
von uns Rechtssuchenden und das Beharren auf dem Will-
kürverbot, abgeleitet aus Art 7 B-VG, und dem Recht auf
ein faires Verfahren nach Art 6 EMRK bringt mitunter eine
jahrelange Reise durch die europäischen Instanzen mit sich.

Vasek besieht dann die historische Entwicklung, begin-
nend mit der Monarchie und insbesondere mit den Kon-
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fliktlinien 1848 bis 1918. Er erinnert an die vormalige „Cli-
quenherrschaft“ und den Rückblick Hans Kelsens, wonach
die 1918 in der jungen Republik noch vorgesehene binden-
de Wirkung der richterlichen Besetzungsvorschläge rasch
als „auffallende Anomalie“ aufgefasst und 1920 im B-VG
aus „vornehmlich politischen Gründen beseitigt“ worden
ist.

Die Achillesferse der demokratischen Legitimation der
Gerichtsbarkeit ist, so Vasek weiter, die weitgehende Frei-
stellung von insb parlamentarischer Verantwortung. Auch
zur Dienstaufsicht und zum Disziplinarrecht stellt Vasek
zur Diskussion, inwieweit diese bei Beachtung der richter-
lichen Unabhängigkeit überhaupt geeignete Instrumente
sein können, eine Gesetzesbindung der Gerichte zu effek-
tuieren. Und wenn ja, ob diese Form der Rechtskontrolle
überhaupt demokratisch gesteuert werden kann. Sofern es
um die richterliche Gesetzesauslegung und Entscheidung
geht, sind überhaupt nur „Belehrungen und Ausstellungen“
durch die Justizverwaltung zulässig.

Im Gegensatz zur Dienstaufsicht liegt die Durchführung
des Disziplinarrechts fast vollständig bei der Gerichtsbar-
keit. Lückenhaft ist der Weg zum Disziplinarverfahren,
der ja nur vom Disziplinaranwalt im dienstlichen Interesse
beschritten werden kann, dies dem sich durch pflichtwidri-
ges richterliches Handeln beschwert erachteten Einzelnen
aber verwehrt ist. Im RStDG ist das nicht ausdrücklich ge-
regelt, was sicher eine Gesetzeslücke darstellt. Die Richter-
vereinigung erstattete dazu den Vorschlag, dem Oberstaats-
anwalt oder Generalprokurator ein Anklagerecht zu über-
tragen, wogegen laut Vasek aus rechtspolitischer Sicht
nichts spricht. Dass die Richtervereinigung aber auch die
Forderung erhoben hat, die Organe in dieser Funktion wei-
sungsfrei zu stellen, hält er jedoch rechtspolitisch für be-
denklich.

Seine vorangestellte Frage, inwieweit nicht das Dienst-
aufsichts- und das Disziplinarrecht unzulässige Eingriffe
in die richterliche Unabhängigkeit darstellen, entkräftet er
damit, dass sich tatsächlich durch einen Einleitungsbe-
schluss eine Lösung ergibt. Allerdings würde sich die bei
einigen Verwaltungsgerichten vorgenommene Abkoppe-
lung der Dienstaufsicht von der demokratischen Ingerenz
als verfassungswidrig darstellen.

Eine Feinabstimmung würde durch das Rechtsmittelge-
richt erfolgen, wobei dem Organ der Dienstaufsicht noch
immer die Belehrung über entgegenstehende Rsp ver-
bleibt; die Disziplinargerichtsbarkeit würde dann nur bei
gröberen Gesetzesverstößen eine Rolle spielen. Vasek ap-
pelliert, dass dabei unbedingt eine Abstimmung zwischen
Justizministerium und den Justizverwaltungsspitzen statt-
finden sollte.

Bezüglich der Auswahl und Bestellung von Richtern gibt
es eine sog „große“ und „kleine“ Lösung. Die Richterschaft,
ua mit Irmgard Griss und Gert Scherthanner,machte sich im
eingesetzten Österreich-Konvent für einen Rat der Ge-
richtsbarkeit stark. Inwieweit dazu die Verfassung geändert

werden müsste, legt Vasek eingehend dar. Er erinnert an die
Rsp des EGMR und hebt hervor, es sei entscheidend, dass
ernannte Richter – auf welche Weise auch immer – ihr Amt
frei von Beeinflussung und Druck ausüben können. Der
EuGH betont ein bewegliches System, in dem es dem Ge-
richt überlassen bleiben soll, die Unabhängigkeit – bspw ei-
ner Disziplinarkammer – durch die ordentliche Gerichts-
barkeit zu beurteilen.

Der Autor betont, dass sich das System der Richterbe-
stellung in Österreich grundsätzlich bewährt hat. Jede Ab-
weichung vom Besetzungsvorschlag sei eine genuin politi-
sche Entscheidung, welche demokratisch hinzunehmen sei,
allerdings von den entscheidenden Organen auch verant-
wortet werden muss. So muss nunmehr auch die BMJ, wenn
sie von der Reihung des Personalsenates abweicht, dafür ei-
ne Begründung liefern.

Vasek positioniert sich in der Frage der Besetzung beim
OGH und den Verwaltungsgerichten insofern, dass die gel-
tende Rechtsfrage rechtspolitisch zu hinterfragen wäre. Er
hat, finde ich, ein interessantes Lösungsmodell, indem er
für die Bestellung der jeweiligen Gerichtsspitzen ein zwi-
schen den drei HöchstG rotierendes Vorschlagsrecht an-
denkt.

Im Bestellungsverfahren für den VfGH wird als negative
Ernennungsvoraussetzung für den Präsidenten oder Vize-
präsidenten eine Abkühlphase von fünf Jahren normiert.
Dazu appelliere ich an den Gesetzgeber, dass diese Anfor-
derung auch für alle anderen Mitglieder des VfGH gelten
und auch Vorbild für andere vergleichbare Spitzenpositio-
nen in Institutionen sein sollte, in denen Politikferne ein
hohes Gut ist.

Richtig spannend werden die Ausführungen des Autors
zu den Bestellungsverfahren der Richter bei den diversen
Gerichten, wobei ich mich auf den OGH beschränken
möchte. Für die Planstellen der Präsidenten und Vizepräsi-
denten des OGH ist bislang kein Besetzungsvorschlag eines
Personalsenats zu erstatten. Der Verfasser rezipiert die lite-
rarischen Höhepunkte in dieser Auseinandersetzung iZm
Art 86 Abs 1 B-VG und bezeichnet das dazu 1979 ergange-
ne Erkenntnis des VfGH als „unbegreiflich“, „fassungslos
machend“ und „denkunmöglich“, für eine Habilitations-
schrift wohl ungewöhnlich scharfe Formulierungen. In der
Sache argumentiert er, dass die Begründung des VfGH mit
der Grundannahme steht und fällt, die Rechtslage zum Zeit-
punkt der Erlassung des B-VG 1920 sei für den Gehalt des
Art 86 Abs 1 maßgeblich. Er meint, der VfGH stelle darauf
ab, dass der Gesetzgeber einen artikulierten Derogations-
willen verlange, was schon ein restaurativer und verfehlter
Interpretationsansatz sei. Er kommt zusammenfassend zum
Schluss, dass der im § 32 Abs 4 RStDG vorgesehene Aus-
schluss der Einholung von Besetzungsvorschlägen für die
Spitzen des OGH gegen Art 86 Abs 1 zweiter Satzteil
B-VG verstößt.

Ein rezenter Beweis, dass Versuche richterlicher Usurpa-
tion des Bestellungsverfahrens von Politikern nicht unbe-
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merkt bleiben, zeigt deren Bestreben, sich ihren Einfluss auf
die Justiz nicht nehmen zu lassen. Die Justiz versucht, die-
sen politischen Einfluss durch diverse Bindungen, insb an
Vorschläge richterlicher Fachgremien, einzuhegen. Grund-
sätzlich kritisiert Vasek die schwache Stellung des Parla-
ments im Bestellungsvorgang sowie einen kaum vorhande-
nen Rechtsschutz übergangener Bewerber für ein richterli-
ches Amt. Zum Letzteren ergänze ich, dass tatsächlich, zu-
mindest in der Vergangenheit, Seilschaften wie die
Richtervereinigung eine gewisse Vetternwirtschaft begüns-
tigt haben.

Christoph Grabenwarter machte zuletzt einen sehr be-
merkenswerten Vorschlag, indem er die Forderung aufge-
stellt hat, dass ein Teil der Mitglieder des VfGH nicht mehr
von der Regierung bestellt wird, sondern vom Parlament,
verbunden mit der Auflage einer notwendigen Zweidrittel-
mehrheit im Parlament, was zu notwendigen Verhandlun-
gen der Parteien führen muss und wird. Zuletzt hat Graben-
warter eingefordert, dass alle Mitglieder des VfGH auf diese
Weise durch das Parlament bestellt werden.

Die hervorragende Habilitationsschrift von Vasek
schloss zwar im Jahre 2020, hat aber dennoch das Momen-
tum für sich, weil der Diskurs bezüglich der Konstruktion
des Amtes eines Generalstaatsanwalts in die heiße Phase
eingetreten ist. Dazu hat auch die Präsidentin des OGH ei-
nen Vorschlag unterbreitet, der die Notwendigkeit des de-
mokratischen Legitimationszusammenhangs wahrt und
sich im Übrigen an dem Modell des Ministerialentwurfs
für die Bestellung der OGH-Spitze orientiert.

Ich denke, dass der aus der Justiz kommende Vor-
schlag für die Bestellung eines Generalstaatsanwalts, näm-
lich auf Basis eines Vorschlags eines ausschließlich justi-
ziellen Gremiums, sachgerecht und angemessen ist. Dem-
gegenüber vermag der von Regierungsseite geforderte An-
satz einer parlamentarischen Beteiligung bei der
Bestellung und einer laufenden parlamentarischen Kon-
trolle anhängiger Ermittlungsverfahren das Grundproblem
(zumindest) des Anscheins politischer Einflussnahme
nicht zu beseitigen.

Richterbestellung in Österreich.

Von Markus Vasek. Verlag Österreich, Wien 2022, 514
Seiten, br, € 114,–.

NIKOLAUS LEHNER

Gmundner Kommentar zum
Gesundheitsrecht

I n der 2. Auflage des Gmundner Kommentars zum Ge-
sundheitsrecht haben es sich die Herausgeber Univ.-Prof.

Dr.Matthias Neumayr, Univ.-Prof. Dr. Reinhard Resch und
Dr. Felix Wallner zum Ziel gesetzt, einen möglichst raschen
als auch zuverlässigen Überblick über das Medizinrecht zu

geben. Dies soll nicht nur aufgrund der Rsp und der Lehre
erfolgen, sondern auch anhand der wichtigsten Gesetzesma-
terialien.

Auf den ersten Blick sticht bei diesem
Kommentar eindeutig die umfassende
Seitenanzahl heraus. Trotz der über
3.000 Seiten wurde der Kommentar pri-
mär durch das nach Gesetzen aufgeteilte
Inhaltsverzeichnis unglaublich über-
sichtlich strukturiert. Insbesondere aber
trägt das umfangreiche Stichwortver-
zeichnis dazu bei, die Suche nach spezi-

fischen Begriffen in diesem 3.000 Seiten starken Kommen-
tar enorm zu erleichtern.

Insbesondere aber ist noch wichtig zu erwähnen, dass
die Herausgeber die 1. Auflage des Gmundner Kommentars
zum Gesundheitsrecht noch einmal wesentlich überarbeitet
haben und somit die aktuelle 2. Auflage auch aktuelle The-
men beinhaltet wie das aufgrund der Coronaproblematik
geschaffene COVID-19-MaßnahmenG.

Bezugnehmend auf die leider noch immer aktuelle Co-
ronaproblematik ist hierbei besonders auf § 55 ÄrzteG ein
Augenmerk zu legen. Denn dieser setzt voraus, dass bei der
Ausstellung eines ärztlichen Attests der Arzt gewissenhaft
handelt oder ein solches erst ausstellen darf nach genauer
Erhebung der im Zeugnis bestätigten Tatsachen. Hierbei in-
teressant ist im Bezug auf die COVID-19-Situation, ob ein
Arzt nun auch ärztliche Zeugnisse ausstellen darf, ohne vo-
rangegangene persönliche Untersuchung, wie es zB bei
Maskenbefreiungsattesten vorgekommen ist. So hat der
OGH 1959 in der E 6 Ob 330/58 festgestellt, dass solch eine
persönliche Untersuchung nicht erfolgen muss, wenn sich
der Arzt in sachkundiger Weise ausreichend Gewissheit
verschafft hat und das Attest nach bestem Wissen und Ge-
wissen ausgestellt wird. Das beinhaltet sogar telefonische
Mitteilungen des Patienten oder eines Dritten an den Arzt.

Hingegen müssen sogenannte Gefälligkeitsatteste unter-
schieden werden, von welchen ohne Zweifel dann gespro-
chen werden kann, sobald der Patient nicht untersucht wird
oder dem Wunsch des Patienten nachgegangen wird, ohne
die Tatsachen geprüft zu haben. In solch einem Fall kann es
sowohl zu zivil- als auch straf- und auch disziplinarrecht-
lichen Konsequenzen kommen.

Eine interessante Frage hierbei ist, ob nun die Patienten
auf solch ein Attest vertrauen dürfen und ob dieser unter
Umständen auch belangt werden kann, wenn ein Arzt ein
falsches Attest ausstellt. Zu diesem Thema ist am
27. 7. 2022 ein bahnbrechendes Urteil des Bayrischen Ober-
landesgerichts ergangen (AZ. 203 StRR 179/22). Denn die-
ses ist der Auffassung, dass ein Maskenbefreiungsattest
auch dann seine Gültigkeit nicht verliert, wenn dieses nur
aufgrund eines Telefonats ausgestellt wurde und ohne vo-
rangegangene Untersuchung. Denn ausschlaggebend sei
hier nur, ob auch tatsächlich die geschilderten Symptome
vorliegen. Außerdem stellt das Bayrische Oberlandesgericht
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ebenso fest, dass eine nachträgliche Gesundheitsuntersu-
chung nicht mehr den Gesundheitszustand bei Ausstellung
des Attests rückwirkend beurteilen kann und ist diese somit
nicht geeignet, um das Attest für ungültig zu erklären.

Die 2. Auflage des Gmundner Kommentars zum Ge-
sundheitsrecht von den Autoren Univ.-Prof Dr. Matthias
Neumayr, Univ.-Prof. Dr. Reinhard Resch und Dr. Felix
Wallner überzeugt vor allem durch die angenehme Hand-
habung aufgrund des gut gegliederten Inhaltsverzeichnisses,
die praxisorientierte Darstellung und seinen praxisnahen
Inhalt. Das Werk erleichtert die alltägliche juristische Arbeit
ungemein und kann vor allem aufgrund seiner exzellenten
Gliederung in Verbindung mit dem überaus sachkundigen
Inhalt für die Anwendung in der Praxis ausdrücklich nur
weiterempfohlen werden!

Gmundner Kommentar zum Gesundheitsrecht.

Von Matthias Neumayr/Reinhard Resch/Felix Wallner.
2. Auflage, Manz Verlag, Wien 2022, 3.378 Seiten, geb,
€ 528,–.

GEROLD BENEDER

Verträge des Jagdrechts

D ie Jagd ist wohl eine der archaischsten Formen der Ur-
produktion und wird mitunter als eine der ursprüng-

lichsten Tätigkeiten des menschlichen Daseins beschrieben.
Das Hantieren mit der Waffe, die Ausübung des Rechts der
Jagd auf mitunter fremdem Grund, an Reviere anderer Jagd-
ausübungsberechtigter grenzend und freilich auch der Um-
stand der Gewinnung höchstwertiger Lebensmittel, machen
die Ausübung der Jagd zu einer Materie, die unterschied-
lichsten Rechtsgebieten unterworfen ist. Viele dieser Bestim-
mungen sind öffentlich-rechtlicher Natur, die in Jagdgeset-
zen der jeweiligen Bundesländer enthalten sind. Natürlich
gibt es aber auch eine ganze Reihe an privatrechtlichen Be-
ziehungen, die mit der Ausübung der Jagd einhergehen.

Zu denken ist hier an das Verhältnis
zwischen dem Jagdausübungsberechtig-
ten und dem Grundeigentümer. Oder et-
wa an die Beziehungen zwischen den Jä-
gern, die gemeinsam ein Revier bewirt-
schaften, oder jenen angrenzender Jagdre-
viere. Dass es für viele dieser Beziehungen
vertragliche Regelungen braucht, leuchtet
ein. Nur so kann späterer Zwist verhin-

dert, können Verantwortlichkeiten klar abgegrenzt bzw fest-
gelegt werden undwird die Entstehung eines Umfelds erleich-
tert, in dem sich eine ordnungsgemäße und wertvolle Jagd
etablieren kann. Genau hier hakt das Buch „Verträge des
Jagdrechts“ ein. In einem Allgemeinen Teil geht das Buch
auf die grundsätzliche Verbundenheit des Jagdrechts mit
dem Grundeigentum (sofern Mindestgröße und Flächenzu-

sammenhang gegeben ist) ein, legt die Grundlagen der straf-
rechtlichen Beurteilung von Eingriffen in fremdes Jagd- und
Fischereirecht dar und erörtert genossenschaftsrechtliche Be-
sonderheiten. Eingegangen wird hier auf die Rechtslage in
Niederösterreich, Tirol, der Steiermark und im Burgenland.
Die Autorenweisen explizit darauf hin, dass „eineDarstellung
aller bundesländerspezifischer Regelungen [. . .] nicht Ziel die-
ser Kurzdarstellung“ sei. Spannend sind in diesem Kapitel
auch die verfassungs- und menschenrechtlichen Erwägungen
zur Abwägung des öffentlichen Interesses der Ausübung „ei-
ner flächendeckenden Jagdbewirtschaftung zur Hintanhal-
tung vonWildschäden“ und dem „Eingriff in das Eigentums-
recht eines die Jagd aus ethischen Gründen ablehnenden
Grundeigentümers durch die Verpflichtung zur Duldung
der Jagdausübung.“ In dem Buch wird ein guter Überblick
zur dazu ergangenen Judikatur des EGMR geboten. Dem All-
gemeinen Teil folgt eine interessante Systematische Analyse
„der praktisch bedeutsamen Vertragstypen aus jagdlicher
Sicht“. Es ist dies der Jagdpachtvertrag und der Abschussver-
trag. Neben den wesentlichen Merkmalen dieser Verträge
kommt es hier auch zu einer Darstellung datenschutzrechtli-
cher Erwägungen im Zusammenhang mit Wildkameras.
Auch die rechtlichen Gegebenheiten iZm den oben bereits ge-
nannten Jagdgesellschaftsverträgen werden hier behandelt.
Spannend ist hier auch die Besprechung derWildfolgeverein-
barungen und der Phänomene der Jagd- und Wildschäden.
Im letzten Kapitel sind hilfreiche Vertragsmuster enthalten.

Schade ist, dass in dem Buch (zumindest tabellarisch
oder stichwortartig) nicht auf rechtliche Unterschiede und
Besonderheiten in allen Landesgesetzen eingegangen wird.
Die Autoren weisen im Vorwort des Buchs darauf hin, dass
das Buch „dem Anwender einen ersten Einstieg in die The-
matik erleichtern“ soll. Diesem Anspruch wird das Buch
auch aus rechtsanwaltlicher Sicht jedenfalls gerecht! Schade
sind formattechnische Schnitzer!

Verträge des Jagdrechts.

Von Andreas Schwaighofer/Maximilian Waldstein-Warten-
berg/Georg Zacherl. 1. Auflage. Facultas Verlags- und
Buchhandels AG, Wien 2022, 146 Seiten, br, € 48,–.

WOLFGANG GAPPMAYER
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AKTUELLES RECHT ZUM DIENSTVERHÄLTNIS
6829 3 Hitz, Wolfram: Blackout – Was Arbeitgeber wissen sollten

AUFSICHTSRAT AKTUELL
6 208 Schima, Georg und Stefan Knotzer: Zur Protokollierung von Gremiensitzungen unter besonderer Berücksichtigung von Tonband-

aufnahmen (Teil II)
218 Wünscher, Florian: Die Abberufung von Vorstandsmitgliedern auf Druck Dritter – ein Überblick
225 Fritz, Josef: Wer sind die Neuen im Aufsichtsrat? (Teil III)

BAU AKTUELL
6 234 Karasek, Georg: Warnpflicht

244 Seebacher, Georg und Georg Jeremias: Verlust der Abwehrdeckung bei mangelhafter Erfüllung der örtlichen Bauaufsicht
247 Prettenthaler, Werner und Peter Stadlober: Die Bauvollendungsfrist

BAURECHTLICHE BLÄTTER
6 227 Kleewein, Wolfgang: Grundlagen der Vertragsraumordnung

247 Achatz-Kandut, Elisabeth: Ist Art 38 der Bauprodukteverordnung ein Schutzgesetz?

DER GESELLSCHAFTER – ZEITSCHRIFT FÜR GESELLSCHAFTS- UND UNTERNEHMENSRECHT
5 245 Arnold, Nikolaus: Wertsicherung am erbrechtlichen Praxisprüfstand

247 Barth, Thomas und Sophie Natlacen: Unternehmensrecht aktuell
250 Zieger, Lea und Walter Doralt: Notariatsakt und materielle Prüfpflicht des Firmenbuchgerichts auf dem Prüfstand
258 Hanreich, Hans Peter: Privates Wirtschaften im Interesse von Wirtschaftspolitik, Umweltpolitik und Nachhaltigkeit
261 Ehgartner, Gernot: Der Kommissionsvorschlag für eine Richtlinie über Nachhaltigkeitspflichten von Unternehmen
271 Ebner, Florian: Die neue EU-Pilotregelung für DLT-Marktinfrastrukturen (zB Blockchain)

ECOLEX
12 950 Matejka, Sabine: Rechtsstaat und Gesellschaft: Erwartungen und Realität

952 Oberhammer, Paul: Ziviljustiz und Gesellschaft: Erwartungen und Orientierungen
958 Herrmann, Andreas und Christina Wieser: Rechtsprechung zu COVID-19 und Geschäftsraummiete
960 Ring, Barbara: Vorkaufsrecht und Maklerprovision
971 Oberhammer, Paul: Deutsche Abschlussprüfer vor österreichischen Gerichten
980 Jennewein, Klaus: Der strukturierte Firmenbuchantrag
992 Duca, Bianca und Anna Sofia Reumann: Vertikal-GVO 2022: Vertriebsverträge gewinnen an Facettenreichtum und Komplexität
997 Gerhartl, Andreas: Rückforderung frustrierter Ausbildungskosten

1003 Buchner, Michael und Lilly-Marie Kunz: Die Abschaffung der kalten Progression
1010 Bendlinger, Valentin, Martin Klokar und Markus Mittendorfer: BFH Update – Steuerrecht
1013 Kristof, Astrid und Georg Erdélyi: Körperschaftsteuer 2022
1021 Engele, Andreas: Tourismusabgabe – quo vadis?

GRAUZONE
4 141 Rauter, Roman Alexander: Das nicht ganz normale Gesellschaftsrecht

157 Rebisant, Lisa: Durchführung von Beschaffungsvorgängen durch staatsnahe Unternehmen
163 Wolf, Christoph: Gestaltungsfragen in ausgegliederten Unternehmen
167 Hörmann, Florian: Sonderpensionsbegrenzung
171 Singer, Florian: Öffentliche Unternehmen und Strafrecht

IMMOLEX
12 405 Rainer, Herbert: Realteilung des Erbrechts – Eigentumswohnung

414 Ponholzer, Emanuel: Solaranlagen im Wohungseigentum – eine fallspezifische Einordnung
421 Safferthal, Nanna Julika und Michaela Zadrazil: Konnexe Zusatzgeschäfte nach § 7 Abs 4 WGG – Endstation Kläranlage?
440 Fuhrmann, Karin und Alexander Albl: Grunderwerbsteuerrisiko bei Einräumung eines Superädifikats – auf die Formulierung

kommt es an
448 Kothbauer, Christoph: Zur Mietzinsminderung wegen fehlenden Elektrobefunds

02_2023 österreichisches anwältinnenblatt

146

Zeitschriftenübersicht



IMMOZAK – BAUVERTRAGS- UND IMMOBILIENRECHT
4 70 Dobler, Benjamin: Checkliste Abzug „neu für alt“

72 Trenker, Martin: Prozessuale Geltendmachung von „Strafzinsen“ gem § 14 Abs 1 S 2 BTVG
75 Dobler, Philipp: Bewilligungsvoraussetzungen und Prüfungsbefugnis des Grundbuchsgerichts im Verfahren über die Urkunden-

einreihung nach Errichtung eines Superädifikats
78 Kathrein, Mario: Zur Charakteristik von Zubehör – Wohnungseigentum

INTERDISZIPLINÄRE ZEITSCHRIFT FÜR FAMILIENRECHT
6 282 Voithofer, Caroline: Die Chance für ein zukunftstaugliches Abstammungsrecht

307 Schweda, Patrick: Endgültige Erbringung des Vermögensopfers – Aus der Erbrechtspraxis des Dr. S.

IT-RECHT, RECHTSINFORMATION UND DATENSCHUTZ
5 173 Hofer, Melanie: Überlegungen zur anonymisierenden Wirkung der Pseudonymisierung im Außenverhältnis am Beispiel Cloud –

Computing
177 Thiele, Clemens und Jessica Wagner: Google-Webfonts und die DSGVO – Breaking the Wave!
183 Gosch, Nicole: Zur Reichweite der Klassifizierung sensibler Daten
190 Schmidl, Matthias: Der automatisierte Absonderungsbescheid

JOURNAL FÜR ARBEITS- UND SOZIALRECHT
4 322 Axer, Peter: Formen der Sozialleistungserbringung im deutschen Sozialrecht

343 Schickmair, Martina: Grundrechtsgeltung in der Privatwirtschaftsverwaltung

JOURNAL FÜR MEDIZIN- UND GESUNDHEITSRECHT
4 212 Toyooka, Ulrike: Unterbringungsgesetz (UbG) Novelle: Was ändert sich aus Sicht der Ärzte? (Teil 1)

219 Stadler, Manuela: Impfpflicht gegen das Corona-Virus – weitere Entwicklung der Rechtslage bis zur Aufhebung des COVID-19-
Impfpflichtgesetzes

225 Steiner, Maria-Kristina: Assistierter Suizid im Strafvollzug?
231 Staber, Gabriela: Patientenunterstützungsprogramme – Förderung der Therapietreue oder unzulässige Arzneimittelwerbung?
237 Ganner, Michael: Entbindung von der berufsrechtlichen Verschwiegenheitspflicht zugunsten Angehöriger
243 Attlmayr, Martin: VwGH: Ordinationsstättennachfolge, Übergabe von Patientendaten
252 Noe, Danielle: Klinische Prüfungen NEU – Änderungen im Arzneimittelrecht durch den Geltungsbeginn der VP (EU) 536/2014

und die AMG-Novelle BGBI I 2022/8 (Teil 2)
259 Pačić, Harun: Telemedizin als Telearbeit
263 Neuser, Valentin: Ärzte- und Pflegepersonalmangel aus fremdenrechtlicher Sicht
268 Pačić, Harun: Europäische Ordnung der Sozialen Sicherheit
272 Heissenberger, Wolfgang: Die Plasmaspende als „Nebenjob“? – Zum Gewinnverbot nach dem BSG
276 Pixner, Thomas: LVwG Tirol: Unbefugte Ausübung der Gesundheits- und Krankenpflege
285 Stiebellehner, Kathrin: Zur Strafbarkeit gemäß §§ 178f StGB wegen Gefährdung von Menschen durch COVID-19

JURISTISCHE BLÄTTER
12 762 Eberhard, Harald: Lebendiges Verfassungsrecht (2017 und 2018)

773 Denk, Peter: Landesgesetzliche Leerstandsabgaben und Kompetenzverteilung – zugleich Überlegungen zum „Volkswohnungs-
wesen“

788 Pierer, Joachim: Grundfragen der Gegendarstellung – zum Preßgesetz bis zum digitalen Zeitalter

ÖSTERREICHISCHE JURISTENZEITUNG
23–24 1173 Wucherer, Barbara: Warum das Verschuldensprinzip im Scheidungsrecht weder sach- noch zeitgemäß ist

1179 Lutschounig, Martin: Virtuelle Währungen in der Insolvenzmasse
1186 Grabenwarter, Christoph: Der europäische Rechtsstaat vor neuen Herausforderungen
1193 Zerbes, Ingeborg: Grenzüberschreitende Beweiserhebung der Europäischen Staatsanwaltschaft

ÖSTERREICHISCHE NOTARIATSZEITUNG
11 529 Rabl, Christian: Lebensversicherung, Erbrecht und Sorgfaltspflichten des Notars

530 Schopper, Alexander und Johannes Reheis: Aspekte der Nachhaltigkeit im Gesellschaftsrecht
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537 Lutschounig, Martin: Zur Zulässigkeit der Veröffentlichung von Entscheidungen in Erwachsenenschutzangelegenheiten in der
Entscheidungsdokumentation Justiz

ÖSTERREICHISCHE STEUERZEITUNG
24 692 Beiser, Reinhold: Apothekenkonzession und Firmenwert beim Wechsel zwischen Steuerpflicht und Steuerfreiheit einer Körper-

schaft – eine Inkonsistenz der Judikatur zum gemeinsamen Wert von Betrieben nach § 6 Z 14 EStG und § 18 KStG
697 Holzer, Magdalena und Karl Stückler: Ertragsteuerliche Konsequenzen bei partieller Durchführung von baren Entnahmen iSd

§ 16 Abs 5 Z 1 UmgrStG
702 Leo, Franziska: Verfahrensrechtliche Änderungen aus dem UmgrStR-WE 2022
715 Spies, Karoline, Vera Hellebrandt und Yasmin Lawson: EU-Monitor: Aktuelle steuerliche Entwicklungen (Sep 22/ Okt 22/ Nov 22)

ÖSTERREICHISCHE ZEITSCHRIFT FÜR KARTELLRECHT
5 171 Innerhofer, Isabelle und Daria Dolina: Offenlegungspflichten von Beweismitteln im Kartellschadenersatzverfahren – Wo sind die

Grenzen?
182 Zelger, Bernadette und Marija Bilić: Vorreiter Österreich? – Zur Vereinbarkeit des neuen § 2 Abs 1 Kartellgesetz mit dem Unions-

recht
194 Kornbeck, Jakob: Drei EuGH-Testfälle im 40. Jubiläumsjahr des EG/EU-Sportkartellrechts – Teil 3

ÖSTERREICHISCHES RECHT DER WIRTSCHAFT
12 822 Koppensteiner, Hans-Georg: Schaden der Gesellschaft – Schaden des Gesellschafters?

831 Schumacher, Hubertus: Schiedsanhängigkeit und Zurückziehung der Schiedsklage
833 Tretthahn-Wolski, Elisabeth und Marija Dobric: Investitionsschiedssprüche nach den Additional Facility Rules sind nach dem

New Yorker Übereinkommen 1958 vollstreckbar
835 Hagen, Christian und Wolfgang Motter: Beschränkung des Abgeltungsanspruchs öffentlicher Eigentümer für Greenfield – Nut-

zungen durch Mobilfunknetzbetreiber
850 Gerhartl, Andreas: „Blauer Montag“ als Dienstverhinderungsgrund
854 Gögl, Eva, David Mayrdorfer und Mario Niederfringer: Elektrofahrzeug gegen Lohn- oder Gehaltsreduktion
868 Reisinger, Susanne: Photovoltaikanlagen im Einkommensteuerrecht
872 Hofmann, Alexander: Bilanzberichtigung bei unrichtiger Mehr-Weniger Rechnung

STEUER UND WIRTSCHAFTSKARTEI
36 1370 Wild Alexandra und Katharina Luka: Die neue Kryptowährungsverordnung

1377 Huber Michael und Sebastian Lacha: Bye Bye Pragmatismus, willkommen zurück Formalismus
1386 Eberhartinger, Eva, Paul Brezina und Maximilian Zieser: SAF-T 2.0 – Digitalisierung der steuerlichen Außenprüfung in Öster-

reich

TAXLEX
11 333 Achatz, Markus und Sabine Kirchmayr: Umsatzsteuer und Vertragsstrafen

335 Schaunig, Günther: „Willkommen und Abschied“: Steuergeschenk Zuzugsfreibetrag
339 Knechtl, Markus: Progressionsvorbehalt auch ohne Ansässigkeit
342 Rimböck, Alexander und Thomas Voit: Schwarzlohnzahlungen durch Schwarzeinnahmen
347 Geringer, Stefanie: Umsatzsteuerverzinsung gemäß § 205c BAO
355 Steiger, Stefan: Nachzahlungen von Vergütungen nach Vollendung des 60. Lebensjahres unterliegen bei einem wesentlich betei-

ligten Gesellschafter-Geschäftsführer nicht der DB-Pflicht
358 Lehner, Martin, Jutta Niedermair und Stephanie Gadermayr: EU Tax Update von Mai 2022 bis Juli 2022
361 Unterreiner, Simon: Die Neuerungen der OECD-VPL 2022 und ihre Auswirkungen auf die österreichische Verwaltungspraxis

WIRTSCHAFTLICHE BLÄTTER
12 657 Lienhardt, Andrea: Covid-19-Rechtsbruch: Zur Formulierung des Sicherungs- und Klagebegehrens bei Wettbewerbsverstößen

und zu den Auswirkungen von Rechtslagenänderungen auf den Wettbewerbsprozess
663 Koppensteiner, Hans-Georg: Zur Restitution nichtiger und nicht angefochtener Beschlüsse der GmbH

WOHNRECHTLICHE BLÄTTER
11 367 Dirlinger, Anton: § 1105 ABGB hat Bestand: Besprechung vom VfGH G 279/2021

374 Vonkilch, Andreas: Überlegungen zu zwei ausgewählten Rechtsfragen anlässlich von VfGH 30. 06. 2022, G 279/2021
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ZEITSCHRIFT FÜR BEIHILFENRECHT
4 171 Blaga, Liviu-Mihai: Interaktion zwischen Zuwendungs-, Vergabe- und EU-Beihilferecht

ZEITSCHRIFT FÜR EUROPARECHT, INT. PRIVATRECHT UND RECHTSVERGLEICHUNG
6 241 Ofner, Helmut: Ausgleichsanspruch bei Anschlussflügen unterschiedlicher Airlines

244 Neusiedler, Manuel: Asylverlust trotz Behördenfehlers?
279 Komuczky, Michael: Mittellosigkeit einer Schiedspartei – Grund zur Kündigung der Schiedsvereinbarung?

ZEITSCHRIFT FÜR FAMILIEN- UND ERBRECHT
1 1 Gitschthaler, Edwin: Auskunftspflichten gegenüber Stiefkindern?

4 Rassi, Jürgen C. T.: Das familienrechtliche Rechtsmittelverfahren
10 Miernicki, Martin: Wann gehören Kunstgegenstände zum gesetzlichen Vorausvermächtnis gem § 745 ABGB?

ZEITSCHRIFT FÜR FINANZMARKTRECHT
12 576 Heidinger, Markus: Asset Freeze in den Sanktionen gegen Russland und Gesellschaftsbeteiligungen

583 Stepan, Nikolaus: SPACs im Spannungsverhältnis zum österreichischen Gesellschaftsrecht
589 Schmid, Ludwig: Publizitätslose Mobiliarsicherheit, IPRG und gutgläubiger Rechtserwerb

ZEITSCHRIFT FÜR STEUERSTRAFRECHT UND STEUERVERFAHREN
3 121 Thorbauer, Marco und Philipp Statzinger: Abgabenänderungsgesetz 2022: Wesentliche Änderungen in der BAO

125 Rzeszut, Robert: Absolute Verjährung der Umsatzsteuer und der Abgabenerhöhung nach § 29 Abs 6 FinStrG
127 Fingernagel, Monika und Brandstetter, Patrick: Empfängerbenennung nach § 162 BAO – Antragsrecht der Amtspartei im Ver-

fahren vor dem Bundesfinanzgericht?
130 Schuster, Stefan: BFG: Arbeitszeitaufzeichnungen für begünstigte Überstundenzuschläge
133 Stieglitz, Alexander und Andreas Aron: BFG: Keine nachträgliche Bewilligung einer Aussetzung der Einhebung bei fortwirkendem

Gefährdungsverhalten
137 Stieglitz, Alexander und Andreas Aron: BFG: Die teilweise Verweigerung der Akteneinsicht ist zu begründen
140 Papst, Stefan und Wolfgang Gurtner: BFG: Verfahrensübergreifende Tatsachenerkenntnis der Behörde steht Wiederaufnahme

entgegen
144 Ritz, Christoph: VwGH: Zurechnung durch Parteienvertreter eingebrachter Rechtsmittel
148 Obermann, Rainer: Deliktsvollendung und Strafbarkeitsverjährungsbeginn bei Hinterziehung von Veranlagungsabgaben durch

Unterlassen? – Plädoyer für eine Neufassung des § 33 Abs 3 lit a zweiter Fall FinStrG
159 Toifl, Caroline und Natascha Sautter: Selbstanzeige durch das Organ einer juristischen Person – sind die dafür anfallenden Steuer-

beratungskosten beim Organwalter steuerlich abzugsfähig?
164 Schrank, Christopher, Alexander Stücklberger und Irina Paul: Das Whistleblower-Gesetz aus dem Blickwinkel des Finanzstraf-

rechts
169 Schaunig, Günther: Tatbegriff und Fortlaufhemmung der Verjährung im Finanzstrafrecht

ZEITSCHRIFT FÜR VERGABERECHT UND BAUVERTRAGSRECHT
11 389 Wiesinger, Christoph: Die Bedeutung der Wirtschaftskammerorganisation im Vergaberecht

419 Wiesinger, Christoph: Irrtumsanfechtung eines Bauwerkvertrags wegen fehlender Gewerbeberechtigung

ZEITSCHRIFT FÜR VERKEHRSRECHT
12 400 Cap, Verena, Johannes Stabentheiner und Martin Weber: Der Auslaufbereich von Renn- und Trainingsstrecken, Fun-Parks und

ähnlichen Sonderflächen
404 Knibbe, Ulrich: Tourengehen in Skigebieten
407 Hottwagner, Katharina und Ingrid Kaiper-Rozhon: Innovative Ideen für die Unfallprävention
425 Neustifter, Raffaela, Aggelos Soteropoulos, Ernestine Mayer und Klaus Robatsch: Rotlichtmissachtung im Straßenverkehr

ZEITSCHRIFT FÜR WIRTSCHAFT UND FINANZSTRAFRECHT
6 220 Höpfel, Frank: Wurzeln und vorläufiges Ergebnis der Ausbildung

222 Maschl-Clausen, Ingrid: Struktur und Grundzüge des Verfahrens sowie die Arbeitsweise unter besonderer Berücksichtigung der
Ständigen Kammern

228 Angermaier, Claudia: Grenzen bei der Ausübung der Zuständigkeit
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233 Herrnfeld, Judith: Grenzüberschreitende Zusammenarbeit – Art 31 EUStA-VO – eine Innovation?
238 Herrnfeld, Hans-Holger: Die gerichtliche Kontrolle – Neue Herausforderungen für die mitgliedstaatlichen Gerichte als funktio-

nale Unionsgerichte
246 Oshidari, Babek: Einstellungsentscheidungen und gerichtlicher Rechtsschutz in Bezug auf die Einstellung des Verfahrens
257 Glaser, Severin und Robert Kert: Europäischer Haftbefehl bei Mängeln in der Unabhängigkeit der Richterschaft
260 Köck, Elisabeth: Vollautomatisierte Strafentscheidungen im Finanzstrafrecht?
266 Eber, Martina Elisabeth und Rainer Kuscher: Beurteilung der subjektiven Tatseite bei Sachverhalten rund um Auslandseinkünfte

(Teil II)

ZEITSCHRIFT ZUM RECHT DER MEDIZIN
6 292 Kopetzki, Christian: Versendung von im Inland nicht zugelassenen Arzneispezialitäten nach Österreich

299 Heindler, Florian: Kollisionsrechtliche Aspekte des Sterbeverfügungsgesetzes
304 Dungl, Christoph: Das Versorgungssystem der Krankenversicherung im Hinblick auf Medizinprodukte als Heilmittel und Heil-

behelfe
310 Schranz, Lisa und Martina Stanic: Kinderwunsch als alleinstehende Frau

ZEITSCHRIFT ZUM RECHT DER UMWELT
6 225 Handig, Nikolaus und Sebastian Öhner: Gebietet Generationengerechtigkeit Klimaschutz? Zum sozialen Grundrecht auf Wah-

rung des Kindeswohls nach Art 1 BVG Kinderrechte
232 Kölbl, Christoph: Der Streit um die Kernenergie im Rahmen der Taxonomie-VO
239 Gutschi-Pfingstner, Margot: Stolperstein Rodungszweck
242 Kurzmann, Dominik und Sandra Kasper:Niederösterreich: Genehmigungsfreistellung für 1 MWp PV-Anlagen gem § 5 Abs 2 Z 3

NÖ EIWG

ZIVILRECHT AKTUELL
20 384 Prader, Christian: Gesetzwidrige Fälligkeitsvereinbarungen beim grundbücherlichen Sicherungsmodell und ihre Folgen

387 Huber, Christian und Raimund Pittl: Produkthaftung statt Verstoß gegen die Verkehrssicherungspflicht

Die Zeitschriftenübersicht wurde freundlicherweise zur Verfügung gestellt von:
Lorene Fenkart und Paul Kessler, Singer & Kessler Rechtsanwälte OG.
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Umgehung des Rechtsanwalts der anderen
Partei – Uneindeutigkeit von Feststellungen
im Disziplinarerkenntnis
DISZIPLINARRECHT

§ 19 RL-BA 2015; § 281 Abs 1 Z 9 lit a StPO
Ein Rechtsanwalt umgeht den Rechtsanwalt der anderen Partei nicht, wenn er sich nicht auf den
Inhalt der Streitsache bezieht, sondern lediglich versucht, die Kenntnisnahme eines irrtümlich an
die andere Partei versandten brisanten Schriftsatzentwurfes hintanzuhalten.
Trägt der in den Gründen des angefochtenen Erk festgestellte Sachverhalt den Schuldspruch nicht
eindeutig, kann der OGH das angefochtene Erk auch aufheben, wenn die dem Beschuldigten zum
Nachteil gereichende Nichtigkeit von ihm nicht geltend gemacht wurde.
OGH 21. 9. 2022, 26 Ds 17/21f

Sachverhalt:
Mit dem angefochtenen Erk wurde der DB des Disziplinar-
vergehens der Berufspflichtenverletzung nach § 1 Abs 1
Fall 1 DSt schuldig erkannt, weil er dem Spruch (§ 260
Abs 1 Z 1 StPO) zufolge im Rahmen der Vertretung einer
bekl Partei gegen den Kl versehentlich einen Schriftsatzent-
wurf auch direkt an den Kl versandt und diesen noch am
selben Tag unter Umgehung der Rechtsfreunde des Kl
mehrmals direkt per E-Mail kontaktiert hatte. Der OGH
hob das Erk aus Anlass der Berufung auf und sprach den
DB frei.

Aus den Entscheidungsgründen:
Aus Anlass der Berufung des Beschuldigten gegen dieses
Erk überzeugte sich der OGH vom Vorliegen einer nicht
geltend gemachten, dem Beschuldigten zum Nachteil ge-
reichenden Nichtigkeit.

Der in den Gründen (RIS-Justiz RS0114639) des ange-
fochtenen Erk festgestellte Sachverhalt trägt den Schuld-
spruch nämlich nicht (§ 281 Abs 1 Z 9 lit a StPO).

Demnach wurde der in Rede stehende Entwurf des
Schriftsatzes „von der Kanzlei“ des Beschuldigten mit E-Mail
auch an den Prozessgegner und Anzeiger geschickt. Weiters
heißt es in den Gründen (erkennbar die Rollen des Kl und
des Bekl verwechselnd, worauf es aber hier nicht ankommt,
weil klar ist, wer gemeint war): „Dem Kläger beziehungsweise
seinem Sekretariat (. . .) ist insofern ein äußerst unangenehmer
Fehler unterlaufen, als ein durchaus brisanter Schriftsatzent-
wurf nicht nur an seine Mandantschaft, sondern auch an den
Prozessgegner per E-Mail versendet wurde“.

Damit wurde aber kein Sachverhalt festgestellt, aus dem
hervorginge, dass der Beschuldigte selbst die Absendung
vorgenommen oder veranlasst hätte oder ihn ein diesbezüg-
liches Organisationsverschulden in Ansehung seiner Kanz-
lei träfe.

Die Feststellungen zur daraufhin folgenden E-Mail-Kor-
respondenz zwischen dem Beschuldigten und * lassen nicht

erkennen, dass sich der Beschuldigte darin auf den Inhalt
der Streitsache bezogen hätte. Vielmehr ging es dem Be-
schuldigten den Feststellungen zufolge darum, die Kennt-
nisnahme des Inhalts des Schriftsatzes und dessen Ge-
brauch durch den Genannten hintanzuhalten, dies auch un-
ter Anführung sonst von * zu gewärtigender rechtlicher Fol-
gen. Der Beschuldigte befand sich dabei in einer Situation,
in der ihn keine Pflicht traf, das geschehene Missgeschick,
dass ein Schriftsatzentwurf wie festgestellt aus dem Ver-
schwiegenheitsbereich des Beschuldigten geraten war,
durch diesbezügliche Kontaktierung auch des Rechtsan-
walts des * zu vergrößern.

Anmerkung:
Der Freispruch war schon deshalb zwingend, weil das
E-Mail laut den erstinstanzlichen Feststellungen „vom
Beschuldigten beziehungsweise seinem Sekretariat“ ver-
sendet wurde. Dies kann einen Schuldspruch genauso
wenig tragen wie etwa die Feststellung in einem Mord-
verfahren: „Mörder war der Angeklagte beziehungsweise
eine andere Person“. Auch für die Beurteilung eines all-
fälligen Organisationsverschuldens sind derart unein-
deutige Feststellungen nicht geeignet. Zwar stand im
Spruch des Erk, dass der Beschuldigte das E-Mail versen-
det hatte. Für die Überprüfung im Rechtsmittelverfahren
sind aber ausschließlich die in den Entscheidungsgrün-
den getroffenen Feststellungen maßgeblich.
In der Sache selbst vertrat der OGH die Auffassung, dass
die direkte Kontaktaufnahme mit dem Prozessgegner
vertretbar war, da es dabei nicht um den Inhalt der
Streitsache ging, sondern nur um die Behebung eines
quasi „technischen“ Missgeschicks, welches der Beschul-
digte ohne viel Aufhebens aus der Welt schaffen wollte.
Ob dieser Versuch von Erfolg gekrönt war, sei dahinge-
stellt.
Bemerkenswert ist allerdings, dass der Sachverhalt vom
Disziplinarrat nur unter dem Aspekt des Umgehungsver-

MICHAEL BURESCH

Der Autor ist Rechtsan-
walt in Wien und An-
waltsrichter beim OGH.
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bots, nicht aber der Verletzung der Verschwiegenheits-
verpflichtung gegenüber dem eigenen Mandanten (die
auch fahrlässig begangen werden kann) beurteilt wurde.
Dieser Vorwurf war jedoch nicht vom Einleitungsbe-
schluss umfasst und konnte daher auch vom OGH nicht
aufgegriffen werden.
Das Versenden von E-Mails an falsche Adressaten kann in
der Hektik des Kanzleialltages vorkommen, aber gravie-

rende Folgen haben. Tipp: Fünf Sekunden zuwarten und
noch einmal alle E-Mail-Adressen kontrollieren, bevor
man auf den Senden-Button klickt!

MICHAEL BURESCH

Vertraulichkeit von
Disziplinarangelegenheiten
DISZIPLINARRECHT

§ 79 DSt
Wenn das Klagebegehren eines beschuldigten Rechtsanwalts auf den Widerruf des Inhalts einer
gegen ihn gerichteten Disziplinaranzeige und die Unterlassung der Verbreitung ihres Inhalts gerich-
tet ist, setzt es eine Bezugnahme auf den Inhalt des Disziplinarakts geradezu voraus, sodass eine
Offenlegung sachlich gerechtfertigt ist.
OGH 21. 9. 2022, 26 Ds 13/21t

Sachverhalt:
Mit dem angefochtenen Erk wurde der DB (unter anderem)
der Disziplinarvergehen der Berufspflichtenverletzung und
der Beeinträchtigung von Ehre oder Ansehen des Standes
schuldig erkannt, weil er im Zuge seiner beim Landesgericht
* gegen * F* erhobenen Klage auf Schadenersatz gem § 1330
Abs 2 ABGB, Widerruf des Inhalts einer bei der Rechtsan-
waltskammer gegen ihn erhobenen Disziplinaranzeige und
Unterlassung der Verbreitung des Inhalts dieser Diszipli-
naranzeige der Öffentlichkeit den Inhalt von Disziplinarak-
ten mitgeteilt hat.

Der OGH gab seiner Berufung wegen Nichtigkeit statt,
hob das angefochtene Erk in diesem Punkt auf und sprach
ihn von diesem Vorwurf frei.

Aus den Entscheidungsgründen:
Nach § 79 DSt sind Mitteilungen an die Öffentlichkeit über
den Inhalt der Disziplinarakten untersagt. Unabhängig vom
Außer-Kraft-Treten des § 21 RL-BA 1977 ist dieses Verbot
jedoch nach wie vor auf jene Fälle einzuschränken, in denen
eine solche Offenbarung nicht durch eine sachliche Not-
wendigkeit gerechtfertigt ist.

Da grundsätzlich jeder Kl in einem Zivilverfahren zur
Durchsetzung einer von ihm geltend gemachten zivilrecht-
lichen Forderung in Ausübung eines Rechts handelt, alle für
seinen Standpunkt sprechenden sachlichen und rechtlichen
Argumente vollständig vorzubringen, und ihm damit jedes
Vorbringen zusteht, das aus einer ex ante-Betrachtung der
Aufklärung der Sache dienlich und zur Durchsetzung seines
Rechtsstandpunkts zweckmäßig sein kann (vgl RIS-Justiz
RS0130930), ist in diesem Rahmen auch ein als Kl in einem
Zivilverfahren in eigener Sache auftretender Rechtsanwalt

zur Offenbarung des Inhalts von – insb ihn selbst betreffen-
den –Disziplinarakten berechtigt.

Zudem ist die sachliche Notwendigkeit der Offenbarung
einer Disziplinarangelegenheit durch die Partei eines Zivil-
verfahrens (oder einen Angeklagten im Strafverfahren) eher
anzunehmen als in anderen, nicht von Art 6 Abs 1 EMRK
erfassten Fällen (27 Os 6/15g).

Diese Grundsätze gelten auch für das Verhalten des Be-
schuldigten im Verfahren * des Landesgerichts *. Da das
diesem Verfahren zu Grunde liegende Klagebegehren des
Beschuldigten auf den Widerruf des Inhalts einer gegen
ihn gerichteten Disziplinaranzeige und die Unterlassung
der Verbreitung ihres Inhalts gerichtet war, setzte bereits
der Verfahrensgegenstand eine Bezugnahme auf den ent-
sprechenden Inhalt des betreffenden Disziplinarakts gera-
dezu voraus. Dessen insoweit erfolgte Offenlegung begrün-
dete demnach keinen Verstoß gegen § 79 DSt.

Anmerkung:
Zur Frage, ob bzw unter welchen Voraussetzungen der
Inhalt eines Disziplinarverfahrens offengelegt werden darf,
gab es in der Vergangenheit durchaus divergierende Ent-
scheidungen des OGH: verneinend etwa 29 Os 1/14k und
20 Os 26/15x, Facebook-Posting, bejahend hingegen
27 Os 6/15g, 25 Os 7/15 i; s dazu im Detail AnwBl 2017, 44/
8474 (Buresch). Mit der vorliegenden, zu begrüßenden
Entscheidung dürfte jene Judikatur die Oberhand gewin-
nen, die keine strikte Vertraulichkeit fordert, sondern eine
Ausnahme im Fall einer sachlichen Notwendigkeit macht.

MICHAEL BURESCH

MICHAEL BURESCH
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SUBSTITUTIONEN

WIEN

Übernehme Substitutionen in Wien und Umge-

bung, auch kurzfristig, in Zivil- und Strafsachen

(Nähe Justizzentrum), auch Verfahrenshilfe und

Rechtsmittel. Dr. Christa Scheimpflug, Rechtsan-

walt, Erdberger Lände 6, 1030 Wien. Telefon und

Fax (01) 713 78 33 und (01) 712 32 28, auch

außerhalb der Bürozeiten, oder Mobiltelefon

(0664) 430 33 73 und (0676) 603 25 33,

E-Mail: scheimpflug@aon.at

Verfahrenshilfe in Strafsachen.

RA Dr. Irene Pfeifer, Riemergasse 10, 1010 Wien,

Telefon (01) 512 22 90, (0664) 302 53 56, Telefax

(01) 513 50 35, E-Mail: i.pfeifer.ra@chello.at,

übernimmt Substitutionen, auch Verfahrenshilfe

in Strafsachen und Rechtsmittel.

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasium-

straße 68/6, Telefon (01) 369 59 34, Telefax

(01) 369 59 34–4, übernimmt Substitutionen in

Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,

insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling

und Hernals.

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exe-

kutionssachen) in Wien und Umgebung (in Wien

auch kurzfristig) übernehmen die Rechtsanwäl-

te Mag. Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther

Reiffenstuhl, Franz-Josefs-Kai 41/9, 1010 Wien

(nächst Justizzentrum Wien-Mitte). Telefon

(01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.

RA Dr. Claudia Stoitzner übernimmt – auch kurz-

fristig – Substitutionen aller Art in Wien und

Umgebung, auch Verfahrenshilfe in Straf-, Zivil-

und Verwaltungssachen sowie Ausarbeitung

von Rechtsmittel und gänzliche Übernahme

von Verfahrenshilfesachen. Dr. Claudia Stoitz-

ner, Rechtsanwältin, Mariahilfer Straße 45/5/36,

1060 Wien, Tel.: (01) 585 33 00,

Fax: (01) 585 33 05, Mobil: (0664) 345 94 66,

E-Mail: office@rechtsanwaeltinstoitzner.com

Dr. Steiner und Mag. Isbetcherian übernehmen –

auch kurzfristig – Substitutionen aller Art (auch

in Strafsachen), auch Verfahrenshilfe in Strafsa-

chen und Ausarbeitung von Rechtsmitteln, dies

in Wien und Umgebung. 1030 Wien, Hintzerstra-

ße 11/4, Telefon (01) 712 63 14, (01) 713 23 20,

Telefax (01) 713 07 96,

E-Mail: ra-steiner-isbetcherian@aon.at

Substitutionen aller Art (auch Verfahrenshilfe

und Ausarbeitung von Rechtsmitteln) in ganz

Wien übernimmt RA Mag. Christian Bammer,

1070 Wien, Kaiserstraße 57–59/1/14B. Telefon

(01) 522 65 19, Telefax (01) 522 65 97, E-Mail:

office@ra-bammer.at, www.ra-bammer.at

Substitutionen aller Art in Wien und Wien-Um-

gebung. RA Mag. Sebastian Krumpel übernimmt

gerne Substitutionen in Zivil-, Straf- und Verwal-

tungssachen (auch Verfahrenshilfe, auch Rechts-

mittel). Telefon (01) 595 49 92 (Telefax -99), Mobil

(0680) 442 48 04, E-Mail: office@krumpel.net, Lo-

quaiplatz 13/19, 1060 Wien, www.krumpel.net

Erfahrener Prozessanwalt übernimmt Substi-

tutionen aller Art in ganz Wien. RA Dr. Stephan

Messner, 1130 Wien, Hietzinger Hauptstraße

22/D/B10A, Telefon: 01/876 30 96,

Telefax: 01/876 30 96-4.

E-Mail: ra.dr.messner@aon.at,

homepage: www.ra-messner.at

KÄRNTEN

Substitutionen alle Art (auch Strafsachen und

gänzliche Übernahme von Verfahrenshilfe-

sachen), insbesondere für die Bezirksgerichte

Villach, Klagenfurt, Spittal/Drau, Feldkirchen,

Hermagor, auch kurzfristig – übernimmt Rechts-

anwalt Mag. Markus Steinacher, Tiroler Straße 6,

9500 Villach, Telefon (04242) 39 222.

E-Mail: office@ra-steinacher.at

STEIERMARK

Graz: RA Mag. Eva Holzer-Waisocher, 8010 Graz,

Kreuzgasse 2c, übernimmt für Sie gerne – auch

kurzfristig – Substitutionen in Zivil- und

Strafsachen in Graz und Umgebung. Telefon

(0316) 82 65 54, Telefax DW 30,

E-Mail: office@anwalt-austria.at, Mobil erreichbar:

(0676) 310 48 52.

SALZBURG

ADAM & FELIX Rechtsanwälte KG, 5020 Salzburg,

Sigmund-Haffner-Gasse 3, übernimmt Substitu-

tionen aller Art in der Stadt Salzburg.

Telefon (0662) 84 12 22-0, Telefax DW -6,

office@adam-felix.at

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4a, 5020 Salzburg,

mit Kanzleisitz unmittelbar neben Bezirks- und

Landesgericht Salzburg, übernimmt auch kurz-

fristigst Substitutionen in Zivil-, Straf- und Ver-

waltungssachen.

Telefon-Nr.: 0662/843164, Telefax: 0662/844443,

E-Mail: gassner.estl@salzburg.co.at

INTERNATIONAL

Deutschland: Zwangsvollstreckung, Titelum-

schreibung, Substitution. Rechtsanwalt aus

München übernimmt sämtliche anwaltlichen

Aufgaben in Deutschland. Zuverlässige und

schnelle Bearbeitung garantiert! Rechtsanwalt

István Cocron, Liebigstraße 21, 80538 München,

Telefon (0049–89) 552 999 50, Telefax (0049–89)

552 999 90. Homepage: www.cllb.de>

Deutschland: Rechtsanwalt Klamert (Mitglied

RAK Tirol/München) steht österreichischen Kol-

legen für Mandatsübernahmen/grenzüberschrei-

tende Angelegenheiten und Substitutionen/

Zwangsvollstreckungen jederzeit gerne in

Gesamt-Deutschland/Kitzbühel zur Verfügung.

Telefon 0049/89/540 239-0,

Telefax 0049/89/540 239-199,

E-Mail: klamert@klamertpartner.de;

www.klamertpartner.de

Griechenland: RA Dr. Eleni Diamanti, in Öster-

reich und Griechenland zugelassen, vertritt vor

griechischen Gerichten und Behörden und steht

österreichischen Kollegen für Fragen zum grie-

chischen Recht zur Verfügung. Weyrgasse 6, 1030

Wien, und Ypsilantou 6, 10675 Athen, Telefon

(01) 713 14 25, E-Mail: office@diamanti.at, www.

diamanti.at

Italien: RA Avv. Ulrike Christine Walter (Partner

von del Torre & partners), in Österreich und Ita-

lien zugelassene Rechtsanwältin, Kärntner Straße

35, 1010 Wien, und corso Verdi 90, 34170 Goerz,

und 33100 Udine, Via Cussignacco 5, Italien, steht

österreichischen Kollegen für Mandatsübernah-

men und staatenübergreifende Substitutionen

aller Art zur Verfügung.

Tel. 0039 (0432) 60 38 62,

Telefax 0039 (0432) 52 62 37,

Mobil 0039 334 162 68 13,

E-Mail: udine@euroius.it,

Internet: www.euroius.it
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Niederlande: Rechtsanwaltskanzlei Schmidt

Advocatuur aus Amsterdam mit Zweigstelle in

Österreich steht österreichischen Kollegen für

Mandatsübernahmen und bei grenzüberschrei-

tenden Angelegenheiten gerne zur Verfügung.

Bei Fragen zum Niederländischen Wirtschafts-

recht, Urheberrecht und Allgemeinen Zivilrecht

kontaktieren Sie RA Mag. J. Menno Schmidt

(M: +43 [0]680 118 1515). Amsterdam,

Sarphatistraat 370, NL-1018 GW,

Telefon +31 (0)20 320 03 60,

E-Mail: mail@schmdt.nl; www.schmdt.nl

Schweiz Rechtsanwalt Mag. Ernst Michael Lang,

Goethestraße 1, A-6845 Hohenems, niedergelas-

sener EU/EFTA-RA in der Schweiz, Zinggenstrasse

3, CH-9443 Widnau, steht für Mandatsübernah-

men Fiskalvertretungen, Geschäftsführungen

und Firmengründungen zur Verfügung. Telefon

Hohenems: +43 (0) 5576/755 05, E-Mail: kanz-

lei@ra-lang.at, www.ra-lang.at Telefon Schweiz:

+41 (0) 717535 07 04

Ungarn: Substitutionen und sonstige anwaltliche

Aufgaben (Insbesondere aus Wirtschaftsrecht,

Handelsrecht, Gesellschaftsrecht, Immobilien-

recht und Arbeitsrecht) übernimmt Dr. Tibor

Gálffy, Rechtsanwalt in Wien und Budapest bei

GÁLFFY & VECSEY, Vertrauensanwalt der öster-

reichischen Botschaft in Ungarn.

Kontakt: 1111 Budapest, Bartók Béla út 54.

Telefon +36 (1) 799 84 40

E-Mail: bp@ga-ve.com www.ga-ve.com

Slowenien – Kroatien – Bosnien und Herze-

gowina – Serbien –Montenegro –Mazedonien

– Kosovo: Rechtsanwaltskanzlei –

Steuerberatungskanzlei

Mag. Dr. Mirko Silvo Tischler d.o.o. (GmbH), Trdi-

nova ulica 5, SI-1000 Ljubljana, Vertrauens-

anwalt, steht sämtlichen Kolleginnenund Kolle-

gen für cross-border-Mandatsübernahmen in

diversen Rechtssachen zur Verfügung.

Telefon +386 (0)1 434 76 12,

Telefax +386 (0)1 432 02 87,

E-Mail: office@mst-rechtsanwalt.com,

Web: www.mst -rechtsanwalt.com

REGIEPARTNER:IN

STEIERMARK

Liezen: Eintragungsfähige(r) RAA(IN) oder

junge(r) RA(IN) für Regiegemeinschaft und

spätere Kanzleiübernahme gesucht. Kontakt

unter 03612/22 219 oder office@advoc.at.

URLAUB/FREIZEIT

KROATIEN

Entspannungsurlaub Kroatien, ideal für gestress-

te Juristen und Manager, in unseren Luxusvillen

am Meer „Plava Voda“, Ruhe pur da einsam in

Traumlage gelegen, mit vielen Extras, ganzjährig

geöffnet, Erstklassiger Service, Spezial-Angebote.

www.plavavoda.de E-mail: info@plavavoda.de

Tel.+4915734517826 oder +385981934243

(Whatsapp)

VERMIETUNG
KANZLEIRÄUMLICHKEITEN

KÄRNTEN

VERMIETE INFRASTRUKTUR – wunderschöne

Altbau-Räumlichkeiten Zentrum St.Veit / Glan,

inklusive Parkplatz. Bezirksgericht fußläufig, Lan-

desgericht 20 min Fahrt. Hochmoderne Infra-

struktur, bezugsfertige Büros, repräsentativer

Konferenzraum und Empfang, gutsortierte Fach-

bibliothek, moderne Telefonanlage, Glasfaser-In-

ternet. Gemeinsame Nutzung Sekretariat mög-

lich. RA Dr. David Suntinger, kanzlei@rechts-

manufaktur.at, +434212 28983

WIEN

Büro (10 Räume) 274m2 über zwei Stockwerke,

mit 2 Terrassen, Nähe Gersthofer Platzl, reprä-

sentatives modernes Haus. HMZ € 3.576,59 + BK

€ 707,36 + Heizkosten € 216,10 +20% USt

€ 900,01= Bruttomietzins € 5.400,06. HWB

37 kWh/m2a, provisionsfrei zu vermieten.

Kontakt: office@focusimmo.at

Tel.: 01 512 27 28
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Indexzahlen 2022 Oktober November

Berechnet von Statistik Austria

Index der Verbraucherpreise 2015 (Ø 2015 = 100) 125,1 125,4*)

Großhandelsindex 2015 (Ø 2015 = 100) 143,0 138,8*)

Verkettete Vergleichsziffern

Index der Verbraucherpreise 2010 (Ø 2010 = 100) 138,5 138,8*)

Index der Verbraucherpreise 2005 (Ø 2005 = 100) 151,7 152,1*)

Index der Verbraucherpreise 2000 (Ø 2000 = 100) 167,6 168,1*)

Index der Verbraucherpreise 96 (Ø 1996 = 100) 176,4 176,9*)

Index der Verbraucherpreise 86 (Ø 1986 = 100) 230,6 231,2*)

Index der Verbraucherpreise 76 (Ø 1976 = 100) 358,5 359,4*)

Index der Verbraucherpreise 66 (Ø 1966 = 100) 629,2 630,8*)

Verbraucherpreisindex I (Ø 1958 = 100) 801,7 803,8*)

Verbraucherpreisindex II (Ø 1958 = 100) 804,3 806,4*)

Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) 7044,1 7062,4*)

Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) 6071,0 6086,7*)

Großhandelsindex (Ø 2010 = 100) 148,2 143,8*)

Großhandelsindex (Ø 2005 = 100) 164,2 159,3*)

Großhandelsindex (Ø 2000 = 100) 180,7 175,3*)

Großhandelsindex (Ø 1996 = 100) 186,2 180,6*)

Großhandelsindex (Ø 1986 = 100) 194,2 188,4*)

Großhandelsindex (Ø 1976 = 100) 258,6 250,9*)

Großhandelsindex (Ø 1964 = 100) 430,4 417,5*)

Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt 4198,7 4072,8*)

*) vorläufige Werte Zahlenangaben ohne Gewähr

ÖSTERREICHISCHER RECHTSANWALTSKAMMERTAG · WOLLZEILE 1–3 · 1010 WIEN
TEL.: +43 1 535 12 75-0 · FAX: +43 1 535 12 75-13 · RECHTSANWAELTE@OERAK.AT · WWW.RECHTSANWAELTE.AT

DATENSCHUTZ Informationspflicht gemäß Art 13 DSGVO:
Das Österreichische Anwaltsblatt ist das Kundmachungsorgan des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages (ÖRAK). Im Rahmen des Österreichischen Anwaltsblatts informiert der
Österreichische Rechtsanwaltskammertag Rechtsanwälte, emeritierte Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter über die Verarbeitung personenbezogener Daten gemäß Art 13 DSGVO
wie folgt:
Name und Kontaktdaten des Verantwortlichen: Österreichischer Rechtsanwaltskammertag, Wollzeile 1–3, 1010 Wien, +43 1 535 12 75-0, rechtsanwaelte@oerak.at,
https://www.rechtsanwaelte.at/. Den Datenschutzbeauftragten erreichen Sie unter an der Anschrift des Verantwortlichen sowie unter der E-Mail-Adresse dsba@oerak.at.
Der ÖRAK verarbeitet personenbezogene Daten der Rechtsanwälte, emeritierten Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter lediglich zur formalen Abwicklung der vom ÖRAK zu
besorgenden, gesetzlich vorgeschriebenen Geschäftsfälle, sowie personenbezogene Daten von Veranstaltungsteilnehmern zum Zwecke der Abwicklung der Veranstaltung auf Grundlage
deren Einwilligung sowie zur Erfüllung eines Vertragsverhältnisses. Der von der Verarbeitung Betroffene hat das Recht auf Auskunft über die gespeicherten Daten gemäß Art 15 DSGVO,
auf Berichtigung unzutreffender Daten gemäß Art 16 DSGVO, auf Löschung von Daten gemäß Art 17 DSGVO, auf Einschränkung der Verarbeitung von Daten gemäß Art 18 DSGVO,
auf Widerspruch gegen die unzumutbare Datenverarbeitung gemäß Art 21 DSGVO sowie auf Datenübertragbarkeit gemäß Art 20 DSGVO. Sofern die Verarbeitung aufgrund einer
Einwilligungserklärung erfolgt, hat die betroffene Person die Möglichkeit, diese jederzeit zu widerrufen, ohne dass die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf
erfolgten Verarbeitung berührt wird. Der Betroffene hat das Recht, sich bei der Aufsichtsbehörde zu beschweren – zuständig ist in Österreich die Datenschutzbehörde.
Informationen zum Datenschutz finden Sie unter https://www.rechtsanwaelte.at/impressumdatenschutz/

IMPRESSUM gem. § 24 MedienG
Offenlegung gem. § 25 MedienG und Angaben zu § 5 ECG abrufbar unter https://www.manz.at/impressum
Medieninhaber: MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH. Anschrift: Kohlmarkt 16, 1010 Wien. Verlagsadresse: Johannesgasse 23, 1010 Wien (verlag@manz.at).
Herausgeber: RA Dr. Armenak H. Utudjian, M.B.L.-HSG, Präsident des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages, Wollzeile 1–3, 1010 Wien, Tel: (01) 535 12 75, Fax: (01) 535 12 75-
13, E-Mail: rechtsanwaelte@oerak.at, www.rechtsanwaelte.at Redaktionsbeirat: em. RA Dr. Gerhard Benn-Ibler, RA Univ.-Prof. Dr. Michael Enzinger, RA Dr. Georg Fialka, em. RA
Dr. Klaus Hoffmann, RA Dr. Wolfgang Kleibel, RA Hon.-Prof. Dr. Elisabeth Scheuba, RA Dr. Armenak H. Utudjian, M.B.L.-HSG, RA Dr. Rupert Wolff. Redakteure: Bernhard Hrusch-
ka Bakk., Generalsekretär des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages und Mag. Christian Moser, Juristischer Dienst. Redaktion: Generalsekretariat des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages, Wollzeile 1–3, 1010 Wien, Tel: (01) 535 12 75, Fax: (01) 535 12 75-13, E-Mail: anwaltsblatt@oerak.at Hersteller: Ferdinand Berger & Söhne Ges.m.b.H.,
3580 Horn. Herstellungsort: Horn, Österreich. Verlagsort: Wien, Österreich. Zitiervorschlag: AnwBl 2023/Nummer; AnwBl 2023, Seite. Anzeigenkontakt: Stefan Dallinger, Tel: (01)
531 61-114, Fax: (01) 531 61-596, E-Mail: stefan.dallinger@manz.at Bezugsbedingungen: Das AnwBl erscheint 11x jährlich (1 Doppelheft). Der Bezugspreis 2023 (85. Jahrgang) beträgt
€ 369,– (inkl Versand in Österreich). Einzelheft € 40,25. Auslandspreise auf Anfrage. Nicht rechtzeitig vor ihrem Ablauf abbestellte Abonnements gelten für ein weiteres Jahr als erneuert.
Abbestellungen müssen schriftlich bis spätestens 18. November des laufenden Abojahres beim Verlag einlangen. AZR: Die Abkürzungen entsprechen den „Abkürzungs- und Zitierregeln
der österreichischen Rechtssprache und europarechtlicher Rechtsquellen (AZR)“, 8. Aufl (Verlag MANZ, 2019). Urheberrechte: Sämtliche Rechte, insbesondere das Recht der Ver-
vielfältigung und Verbreitung sowie der Übersetzung, sind vorbehalten. Kein Teil der Zeitschrift darf in irgendeiner Form (durch Fotokopie, Mikrofilm oder ein anderes Verfahren) ohne
schriftliche Genehmigung des Verlags reproduziert oder unter Verwendung elektronischer Systeme gespeichert, verarbeitet, vervielfältigt oder verbreitet werden. Haftungsausschluss:
Sämtliche Angaben in dieser Zeitschrift erfolgen trotz sorgfältiger Bearbeitung ohne Gewähr. Eine Haftung der Autoren, der Herausgeber sowie des Verlags ist ausgeschlossen. Foto-
credits: Aufmacher Schwerpunkt/Abhandlungen: istockphoto/baona; Aufmacher Service: istockphoto/Bim; Aufmacher Rechtsprechung: istockphoto/tomloel; Foto Umschlag: Werner
Himmelbauer; Foto Editorial Marcella Prunbauer-Glaser: Foto Atelier Doris Kucera; Foto Eckart Ratz: privat; Foto Franz Galla: Stefan Oláh; Foto Michael Buresch: privat; Foto Jessica
König: privat. Grafisches Konzept: WERTHER - Marketing- und Kommunikationsberatung, Türkenschanzstraße 46, 1180 Wien. Wird an Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter
unentgeltlich abgegeben. Nachdruck, auch auszugsweise, ist mit Zustimmung der Redaktion unter Angabe der Quelle gestattet. Namentlich gezeichnete Beiträge geben ausschließlich die
Meinung der Autoren wieder.
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Ladler
Soft Law und
Sorgfaltsp  ichten

2023.
LIV, 360 Seiten. Br.
ISBN 978-3-214-02647-9

98,00 EUR
inkl. MwSt.

shop.manz.at

Soft Law – harte Fakten 
im Wirtschaftsrecht
• Haftungsrecht, Wettbewerbsrecht und Vertragsrecht
• KSW-Fachgutachten
• ESA-Leitlinien 
• P  ichten von Unternehmensleitung und Wirtschaftsprüfern

AUCH AUF
 rdb.at
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